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3E D I T O R I A L

Internationale Berufsbildungskooperation 
– eine erste positive Bilanz!

FRIEDRICH HUBERT ESSER
Prof. Dr., Präsident des Bundes- 
instituts für Berufsbildung

Liebe Leserinnen und Leser,

duale Ausbildungsstrukturen sind angesichts hoher Ju-
gendarbeitslosigkeit und bestehendem Fachkräftemangel 
in vielen Ländern nachgefragter denn je. In internationa-
len Berufsbildungskooperationen wird dieses Interesse 
aufgegriffen und mündet im Verlauf eines wechselseitigen 
Lernprozesses nicht selten in entsprechende Reformansät-
ze der nationalen Qualifizierungssysteme. Dabei engagiert 
sich eine Vielzahl deutscher Akteure mit unterschiedlichen 
Motiven und Ansätzen.

Eine gemeinsame Strategie ist unabdingbar

Transparenz über die verschiedenen Aktivitäten und Kohä-
renz im Sinne eines anzustrebenden gemeinsamen und sich 
möglichst ergänzenden Reformansatzes wird dabei immer 
wichtiger. Unter Federführung des BMBF verabschiedete 
daher die Bundesregierung vor gut einem Jahr eine Stra-
tegie zur internationalen Berufsbildungszusammenarbeit 
aus einer Hand. Wesentliche Bestandteile dieser Strategie 
sind die Einrichtung des »Runden Tisches Internationale 
Berufsbildungszusammenarbeit« und des German Office 
for International Cooperation in VET (GOVET) im BIBB. 
Der »Runde Tisch« bündelt nun die Expertise zur Berufsbil-
dung von Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft und ist Plattform für die erwähnten 
Informations- und Abstimmungsbedarfe. Die Zentralstelle 
für internationale Berufsbildungskooperation GOVET ist 
Ansprechpartner für alle Akteure der Berufsbildungszu-
sammenarbeit. Hier bringt das BIBB seine Expertise ein 
und wird durch personelle Entsendungen des Auswärtigen 
Amts und des BMZ verstärkt.

Das BIBB ist seit Jahren als Kompetenzzentrum für viele 
ausländische Delegationen Anlaufpunkt und ein geschätz-
ter Gesprächspartner, der wissenschaftliche Expertise mit 
bewährter Praxis verbindet. Über die Jahre ist ein enges  
Netzwerk mit europäischen und außereuropäischen Part- 
nerinstituten entstanden. So ist das BIBB deutsches  
UNESCO-UNEVOC-Zentrum sowie langjähriger Koopera-
tionspartner des European Centre for the Development of 

Vocational Training (Cedefop) in Thessaloniki und der Eu-
ropean Training Foundation (ETF) in Turin. Mit den Berufs-
bildungsinstituten in Österreich und in der Schweiz pflegt 
das BIBB einen engen fachlichen Austausch. Gemeinsame 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte bestehen u.a. mit 
Partnereinrichtungen in Südkorea und Australien. Insbe-
sondere mit Instituten in den europäischen Partnerländern 
soll diese Zusammenarbeit künftig noch verstärkt werden.

Internationale Kooperation lebt vom Austausch 
auf Augenhöhe

Aus der internationalen Zusammenarbeit gewinnt das BIBB 
auch wertvolle Anstöße für die Arbeit auf nationaler Ebene. 
Dies zeigte sich erst jüngst während des BIBB-Kongresses 
in Berlin, bei dem 800 Teilnehmende aus 35 Staaten über 
die Ausgestaltung von Bildungs- und Berufsbildungssyste-
men diskutierten. Die zunehmende Internationalisierung 
der Berufsbildung stellt hohe Anforderungen an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des BIBB, die mit profunder 
Sachkenntnis und interkultureller Sensibilität Kooperatio-
nen rund um den Globus begleiten und gestalten. Die Be-
reitschaft zum wechselseitigen Lernen und eine wertschät-
zende Haltung dem Gesprächspartner gegenüber sind hier 
grundlegende Voraussetzungen für eine erfolgreiche Bera-
tung und Zusammenarbeit. 
Durch die Einrichtung von GOVET hat die Bundesregie-
rung ihr Vertrauen in die Kompetenz und Expertise des 
BIBB zum Ausdruck gebracht. Eine erste positive Bilanz 
nach einem Jahr zogen die Mitglieder des »Runden Ti-
sches« in ihrer Sitzung Ende September. Dass die interna-
tionale Kooperation an Fahrt aufnimmt, spiegeln auch die 
Statements der Staatsministerin und der Staatssekretäre 
zur Arbeit des »Runden Tisches« in dieser Ausgabe wider. 
Dies ist für uns Ansporn und Verpflichtung zugleich, künf-
tige Herausforderung weiterhin gemeinsam anzugehen.
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Die Grenzen des Ausbildungsexports

Arbeitsmarktchancen Jugendlicher in Südeuropa sind besonders 
konjunkturabhängig

LOUIS CHAUVEL
Prof. Dr., Fakultät für Sprachwissenschaften 
und Literatur, Geisteswissenschaften, Kunst 
und Erziehungswissenschaften der Universität 
Luxemburg

MARTIN SCHRÖDER
Prof. Dr., Institut für Soziologie an der 
Philipps-Universität Marburg

Nach den aktuellsten von Eurostat 
harmonisierten Arbeitslosendaten für 
unter 25-Jährige stehen Länder mit 
dualen Ausbildungssystemen gut da. 
Die deutsche Jugendarbeitslosigkeit 
ist von 2007 bis 2013 von 11,9 auf 
7,9 Prozent gesunken. In den süd- 
europäischen Ländern ist sie jedoch 
um ein Vielfaches gestiegen. Des-
wegen zu schlussfolgern, dass eine 
bessere Ausbildung auch die Arbeits-
marktchancen junger Südeuropäer 
verbessert, ist jedoch zu einfach. 

Jugendarbeitslosigkeit und 
Bildungsabschlüsse im europäi-
schen Vergleich

In Deutschland bietet ein Berufs- oder 
Hochschulabschluss immer noch eine 
recht verlässliche Garantie, nicht ar-
beitslos zu werden. So betrug die Ar-
beitslosenquote von Akademikerinnen 
und Akademikern im Jahr 2013 sen-
sationell niedrige 2,4 Prozent. Damit 
ist sie sogar noch niedriger als vor 
der weltweiten Wirtschaftskrise 2007  
(3,8 %, vgl. Tab.). Ebenfalls gesunken 
ist die Arbeitslosenquote von Menschen 
mit Berufsausbildung (von 8,3 auf  
5,1 %). In den größten südeuropäischen 
Ländern hat sich die Arbeitslosigkeit 
jedoch für Akademiker/-innen und 
Arbeitskräfte mit Berufsausbildung 
genauso erhöht, wie für ungelernte 

Arbeitskräfte: In Italien hat sich die 
Arbeitslosenquote für alle drei Grup-
pen ungefähr verdoppelt, in Spanien 
hat sie sich sogar verdreifacht. 

Generationenungerechtigkeit 

Woran liegt es, dass Jugendliche in Süd- 
europa unabhängig von ihrer Bildung 
durch die Wirtschaftskrise ähnlich hart 
getroffen wurden? Ein Vergleich, wie 
unterschiedliche Generationen am 
Wirtschaftswachstum teilhaben (vgl. 
ausführlich Chauvel/Schröder 
2014), zeigt, dass die wirtschaftliche 
Konjunktur, die vorherrscht, während 
Jugendliche zum ersten Mal auf den 
Arbeitsmarkt kommen, deren lebens-
lange Einkommen in südeuropäischen 
Ländern besonders stark beeinflusst.
In vielen entwickelten Ländern hatten 

jene Generationen besonderes Glück, 
die direkt nach dem Zweiten Weltkrieg 
geboren wurden. Sie wurden spät ge-
nug geboren, um nicht unter dem 
kriegsbedingten Zusammenbruch des 
Arbeitsmarkts zu leiden. Gleichzeitig 
wurden sie früh genug geboren, um ei-
nen sicheren Job zu finden, bevor die 
Arbeitslosigkeit in den 1970er-Jahren 
in fast allen Ländern anstieg. Deswe-
gen liegt auch der Lebensstandard der 
deutschen Nachkriegsgeneration fünf 
Prozent über dem, was zu erwarten 
gewesen wäre, wenn das langfristige 
Wirtschaftswachstum gleichmäßig auf 
alle Generationen verteilt wäre. In an-
deren Ländern wie Großbritannien pro-
fitieren dahingegen alle Generationen 
gleichmäßig vom Wirtschaftswachstum, 
denn es gibt keinen Kündigungsschutz 
und keine Sozialleistungen, die jene Ge-
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Entwicklung der Arbeitslosenquoten je nach Alter und Bildung in Deutschland, 

Italien und Spanien (Angaben in %)
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nerationen besserstellen konnten, die 
zu guten Zeiten auf den Arbeitsmarkt 
kamen und damit sichere Jobs und 
Ansprüche auf üppige Sozialleistungen 
erwerben konnten. Der Lebensstandard 
südeuropäischer Generationen weicht 
am stärksten von dem ab, was durch 
das Wirtschaftswachstum zu erwarten 
wäre. Die Abbildung zeigt, um wie viel 
Prozent der Lebensstandard unter-
schiedlicher Generationen unter oder 
über dem liegt, was zu erwarten wäre, 
wenn alle Generationen gleichmäßig 
vom langfristigen Wirtschaftswachstum 
profitieren. 

Die einzelnen Schaubilder vergleichen 
Generationen mit gleicher Bildung, glei-
chen Haushaltsverhältnissen etc. Sie 
zeigen, dass besonders italienische 
und spanische Generationen einen 
höheren Lebensstandard haben, wenn 
sie in der Mitte des 20. Jahrhunderts 
geboren wurden, unabhängig von ih-
rer Bildung. Das liegt daran, dass süd- 
europäische Wohlfahrtsstaaten so-
genannte Insider-Outsider-Systeme 
sind (vgl. Palier 2010; Schröder 
2013). Auch Deutschland hatte vor den 
Hartz-Reformen solch ein System, wo-
nach diejenigen großzügige Sozialleis-
tungen bekommen, die langfristig – und 
das bedeutet in der Regel mit einem 
stabilen Beschäftigungsverhältnis – in 
die Sozialsysteme eingezahlt haben. Zu-
dem richtet sich der Kündigungsschutz 
nach der Beschäftigungsdauer. Das hört 
sich erst einmal fair an, denn umso mehr 
und länger man in die Sozialsysteme 
eingezahlt hat, umso mehr bekommt 
man später heraus; doch dieses Sys-
tem hat einen perversen Effekt. Es 
benachteiligt Generationen doppelt, 
die während einer hohen Jugendar-
beitslosigkeit ihren ersten Job suchen. 
Erstens können während einer Wirt-
schaftskrise ältere Beschäftigte kaum 
entlassen werden, sodass niemand 
jüngere Generationen einstellt. Damit 
finden Berufseinsteiger/-innen keine 
Erwerbstätigkeit, mit der sie Ansprüche 
auf die Leistungen der Sozialsysteme 
erwerben können, sodass sie zweitens 

auch in zukünftigen Krisenzeiten nicht 
abgesichert sind. Südeuropäische Ge-
nerationen, die zum Berufseinstieg mit 
hoher Arbeitslosigkeit zu kämpfen ha-
ben, haben deswegen lebenslang ein 
geringeres Einkommen. Zwar haben 
Erwerbspersonen mit Hochschul- oder 
Berufsabschluss auch in Südeuropa 
bessere Arbeitsmarktchancen; doch 
während akuter Wirtschaftskrisen be-
kommen auch die bestausgebildetsten 
Arbeitskräfte dort kaum einen Job und 
damit auch keine soziale Absicherung. 
Dies ist anders in Deutschland und wei-
teren Ländern, in denen in Krisenzeiten 
nicht nur Berufsanfänger/-innen leiden, 
sondern auch langjährig beschäftigte 
Arbeitnehmer/-innen.

Wo liegt die Lösung des Problems?

Wie Deutschland mit den Hartz-Re-
formen könnten auch südeuropäische  
Länder den Kündigungsschutz lockern 
und Sozialleistungen einschränken, um 
dieses Problem zu beheben. Englisch-
sprachige Länder funktionieren seit 
jeher nach diesem Muster und haben 
kaum Generationenungleichheiten. So-
lidarischer ist es jedoch, Arbeitsmarkt-

chancen und -risiken gleichmäßig auf 
alle Schultern zu verteilen, Sozialleis-
tungen und Kündigungsschutz also von 
der Beschäftigungsdauer unabhängig 
zu machen, wie die skandinavischen 
Länder. Doch nur Länder mit hoher 
Solidarität können solche Sicherungs-
systeme aufbauen. Denn Letztere sind 
nicht wie individuelle Versicherungen 
aufgebaut, von denen man das zurück-
bekommt, was man eingezahlt hat. In 
jedem Fall müssen sich südeuropäische 
Länder für einen der beiden Wege ent-
scheiden, denn Jugendlichen in Süd- 
europa, die in Krisenzeiten nicht ein-
gestellt werden, hilft auch die beste 
Ausbildung nichts.

Abbildung 

Einkommen deutscher und südeuropäischer Geburtskohorten
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Berufsbildungskooperation aus einer Hand

Statements der Bundesressorts zur gemeinsamen Strategie der Bundes- 
regierung und zur Arbeit des »Runden Tisches«

Die internationale Berufsbildungskooperation hat sich 

in den vergangen Jahren intensiviert und ausdifferen-

ziert. Unterschiedliche Bereiche sind dabei involviert: 

Neben bildungspolitischen Fragestellungen spielen 

gleichermaßen Fragen der Entwicklungs- und Außen-

politik wie auch wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische 

Überlegungen eine Rolle. Mit der im Juli 2013 verab-

schiedeten gemeinsamen Strategie der Bundesregierung 

zur internationalen Berufsbildungszusammenarbeit aus 

einer Hand wurde im Oktober 2013 ein »Runder Tisch« 

eingerichtet und die Zentralstelle für Internationale 

Berufsbildungskooperation (GOVET) ins Leben gerufen. 

Hier soll die Expertise ressort- und organisationsüber-

greifend gebündelt und sollen damit deutsche Aktivi-

täten in der internationalen Berufsbildungszusammen-

arbeit kohärent weiterentwickelt und profiliert werden. 

Wie dies erfolgt, veranschaulichen die Statements der 

Staatsministerin und der Staatssekretäre aus den Bun-

desministerien.

BWP Frau Professor Böhmer, welche Schwerpunkte setzt 
das Auswärtige Amt in der internationalen Zusammenar-
beit, und wie bringen Sie diese in die Gesamtstrategie ein?
Böhmer Die internationale Berufsbildungspolitik ist eng 
mit unserer Außenwirtschaftsförderung verbunden. Im 
Vordergrund stehen die Bewältigung des Fachkräfteman-
gels der deutschen Wirtschaft vor Ort und auch in Deutsch-
land, die Bekämpfung der erschreckend hohen Jugendar-
beitslosigkeit in vielen Teilen der EU und die Verbesserung 
der sozialen und wirtschaftlichen Situation in vielen 
Schwellen- und Entwicklungsländern, die den Wert beruf-
licher Qualifizierung immer häufiger für sich entdecken. 
Das Auswärtige Amt arbeitet dabei eng mit den anderen 
Ressorts zusammen. Wir kümmern uns vor allem um die 
außenpolitische und rechtliche Flankierung der Akteure 
aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Wir fördern Be-
rufsbildungsinitiativen in vielen Ländern, »Ausbildungs-
partnerschaften«, betreiben vor Ort Öffentlichkeitsarbeit 

und richten zusammen mit den Auslandshandelskammern 
»Runde Tische« ein. Es geht dabei immer auch darum, bei 
den Unternehmen in den Gastländern Überzeugungsarbeit 
zu leisten, dass sich Investition in Ausbildung lohnt. Ergän-
zende Berufsbildungszweige an deutschen Auslandsschu-
len können zudem helfen, das duale System in einem Land 
zu verankern.
Durch die von GOVET bereitgestellte Präsentation ist den 
Auslandsvertretungen ein gutes Instrument für eine Erst-
beratung vor Ort an die Hand gegeben worden.

Die Berichterstattung unserer Auslandsvertretungen zum 
Thema Berufsbildung kann innerhalb des Netzwerks des 
»Runden Tisches« von allen genutzt werden. Die Bewer-
tung der Einbettung von Berufsbildung in den bilateralen 
Beziehungen zu den Gastländern ist wichtig, um vor Ort 
konkrete Initiativen durchführen zu können. Nur wenn 
wir wissen, was das Gastland in diesem Bereich wirklich 
erreichen will, können wir sicherstellen, dass hier tragfä-
hige Strukturen geschaffen werden. Mit »Projektitis« und 
Insellösungen ist niemandem gedient.

BWP Herr Dr. Schütte, welche Schwerpunkte setzt das für 
die Berufsbildung federführende Bundesministerium in 
der internationalen Kooperation?
Schütte Spätestens seit der Wirtschafts- und Finanzkrise 
legen wir in der Berufsbildungszusammenarbeit mit unse-
ren europäischen Partnern einen Schwerpunkt darauf, die 
Beschäftigungsmöglichkeiten für junge Menschen zu ver-
bessern. 
Der Ansatz des BMBF zielt dabei auf nachhaltige Reformen 
in den Berufsbildungssystemen. Wir wissen, dass wir die 
Beschäftigungschancen junger Menschen mittel- bis lang-
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fristig vor allem dann erhöhen, wenn wir Reformen ansto-
ßen, die sich am dualen Berufsbildungssystem orientieren. 
Die OECD hat im vergangenen Jahr seine eindrucksvolle 
Leistungsfähigkeit beim Übergang von der Ausbildung ins 
Arbeitsleben unterstrichen: Dieser verlaufe in Deutschland 
»bemerkenswert reibungslos«, hieß es im Deutschlandbe-
richt der Studie »Skills beyond School«. Vor diesem Hinter-
grund haben wir bereits im Dezember 2012 Maßnahmen 
der bilateralen Berufsbildungskooperation mit den Län-
dern Griechenland, Italien, Lettland, Portugal, Slowakei 
und Spanien ergriffen und Kooperationsvereinbarungen 
geschlossen. 
Darüber hinaus ist unsere Zusammenarbeit mit außer- 
europäischen Staaten auch wirtschaftspolitisch motiviert. 
Wenn wir Partnerstaaten wie Brasilien, Indien oder China 
eine strukturelle Beratung anbieten und grenzüberschrei-
tend Know-how weitergeben, dient das auch dem Ziel, den 
Fachkräftebedarf der deutschen – insbesondere mittelstän-
dischen – Wirtschaft zu decken. Dem Mangel an gut ausge-
bildeten Fachkräften, den deutsche Unternehmen sowohl 
hierzulande als auch im Ausland beklagen, können wir 
beispielsweise durch die Förderung berufsbildender Maß-
nahmen im Ausland begegnen. 
Unsere Gesamtstrategie der Zusammenarbeit basiert auf 
einem gegenseitigen Lern- und Erfahrungsaustausch. Da-
bei geht es darum, die Prinzipien des dualen Systems im 
jeweiligen Partnerland an dessen Rahmenbedingungen 
anzupassen und zu verwirklichen. Uns ist es daher auch 
besonders wichtig, dass die Partnerländer die Berufsbil-
dungsstrategien, die wir gemeinsam mit ihnen erarbeiten, 
selbstständig umsetzen und nachhaltig weiterentwickeln. 
Da das BMBF das federführende Ressort für die Berufsbil-
dung ist, hat es die Verantwortung für den Runden Tisch 
und die im BIBB angesiedelte Zentralstelle GOVET über-
nommen.

BWP Bleiben wir zunächst noch bei den europäischen Part-
nerländern. Herr Asmussen, hier setzt auch das Bundesar-
beitsministerium seinen Schwerpunkt.
Asmussen Richtig. Mit Blick auf die hohe Jugendarbeits-
losigkeit in einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on und die vergleichsweise niedrige Jugendarbeitslosig-
keit in Deutschland ist das Interesse unserer europäischen 
Partner insbesondere an den Maßnahmen zum Übergang 
zwischen Schule und Beruf sowie der Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsvermittlung sehr hoch. Vor diesem Hintergrund ha-
ben wir bilaterale sogenannte Memoranda of Understan-
ding mit den Beschäftigungsministerien in Italien, Spanien 
und Portugal geschlossen. Ziel ist die bilaterale Zusammen-
arbeit zur Förderung und Unterstützung insbesondere der 
Jugendbeschäftigung beispielsweise durch die Förderung 
von Mobilität oder den Austausch bewährter Praktiken. 
Aktivitäten in diesem Rahmen werden durch Anfragen 

der Kooperationsländer eingeleitet und länderspezifisch 
umgesetzt. Dabei arbeitet das BMAS eng mit der Bundes-
agentur für Arbeit zusammen. Die bilaterale Kooperation 
soll in den kommenden Jahren fortgeführt und bei Interes-
se von anderen Mitgliedstaaten ausgeweitet werden. Auch 
im internationalen Kontext können Memoranda of Under-
standing eine wichtige Rolle spielen. Das BMAS kann im 
Bereich Übergang Schule – Beruf Expertise bieten. Im G20 
Arbeitsministerprozess spielt das Thema Jugendbeschäfti-
gung ebenfalls eine hervorgehobene Rolle. Hier steht vor 
allem der Austausch von best practice bei der Bewältigung 
der Jugendarbeitslosigkeit im Vordergrund.

BWP Herr Dr. Kitschelt, welche Rolle spielt die Berufsbil-
dung in der Entwicklungsarbeit?
Kitschelt In der Entwicklungszusammenarbeit ist 
Deutschland der größte bilaterale Geber weltweit in der 
beruflichen Bildung. Die Zusagen des Entwicklungsmi-
nisteriums belaufen sich im Jahr 2014 auf rund 160 Mio. 
Euro. Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Entwicklung von 
praxisorientierten, am Bedarf der Wirtschaft angepassten 
Berufsbildungssystemen. Wir engagieren uns dabei insbe-
sondere bei der Qualifizierung im informellen Sektor, bei 
der Bildungsfinanzierung, im ländlichen Raum sowie im 
Kontext von Fragilität und Migration und achten auf die 
Gleichberechtigung der Geschlechter.

Gemeinsam mit unseren Partnern entwickeln wir einen 
konsistenten Rahmen für berufliche Bildung, stärken In- 
stitutionen, verbessern Inhalte der beruflichen Bildung 
und tragen somit zur Sicherung und Steigerung von pro-
duktiver und breitenwirksamer Beschäftigung bei.
Die Expertise unserer langjährigen Berufsbildungszusam-
menarbeit bringen wir in die Strategie der Bundesregie-
rung zur internationalen Berufsbildungskooperation aktiv 
ein. Dies geschieht im Rahmen eines regelmäßigen Austau-
sches unter anderem am »Runden Tisch für internationale 
Berufsbildungskooperation«, durch Entsendung von Fach-
kräften zur Zentralstelle GOVET sowie durch abgestimm-
tes Handeln mit deutschen Akteuren in den verschiedenen 
Kooperationsländern. Die langjährigen Erfahrungen unse-
rer Durchführungsorganisationen, der Gesellschaft für In-
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ternationale Zusammenarbeit (GIZ) und der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW), tragen ebenfalls dazu bei, die 
etablierten Netzwerke vor Ort zu nutzen und den Zugang 
für die Partner zur Kooperation in der Berufsbildung zu 
öffnen.

BWP Herr Machnig, welche Akzente setzt das Wirtschafts-
ministerium in der gemeinsamen Strategie der Bundesre-
gierung? 
Machnig Das BMWi unterstützt im Rahmen der interna-
tionalen Zusammenarbeit die Aktivitäten deutscher Un-
ternehmen zur Erschließung und Sicherung ausländischer 
Märkte. Dabei steht das BMWi in regelmäßigem Dialog mit 
in- und ausländischen Institutionen, die mit Außenwirt-
schaftsthemen befasst sind. Dieser Dialog hat – neben der 
Pflege der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen – auch die 
außenwirtschaftspolitische Förderung deutscher Unter-
nehmen im Ausland zum Ziel.
Wichtige Gremien zum Ausbau der bilateralen Wirtschafts-
beziehungen sind dabei die zwischen den Regierungen der 
Partnerstaaten vereinbarten Gemischten Wirtschaftskom-
missionen. »Gemischt« heißt in diesem Zusammenhang, 
dass sowohl Vertreter der Regierungen als auch der inte- 
ressierten Wirtschaft (Verbände und Unternehmen) an 
den regelmäßigen Veranstaltungen teilnehmen. Die The-
menpalette dieser Gremien umfasst in erster Linie:
• die Förderung des Warenverkehrs zwischen den Wirt-

schaftspartnern,
• die Intensivierung der gegenseitigen Investitionsbezie-

hungen sowie

Abbildung  

Der Runde Tisch zur internationalen Berufsbildungszusammenarbeit 

• die Verstärkung des Technologie-Transfers.
ln jüngerer Zeit wird im Rahmen der Gemischten Wirt-
schaftskommissionen auch Interesse an dem deutschen 
dualen System der Berufsbildung geäußert. Diese Anfra-
gen werden an die Zentralstelle GOVET bzw. den »Runden 
Tisch« herangetragen.

BWP Herr Dr. Schütte, welchen spezifischen Nutzen für Ihr 
Ressort sehen Sie in der Einrichtung des »Runden Tisches« 
im ersten Jahr?
Schütte An erster Stelle stehen Transparenz und Kohä-
renz. Unser Berufsbildungssystem ist in seiner Vielzahl von 
sich überschneidenden Politikfeldern und Akteuren recht 
komplex. Vertreterinnen und Vertreter der Wirtschaft, der 
Kammern, der Gewerkschaften, der Fachministerien, des 
Auswärtigen Amts und der Entwicklungszusammenarbeit, 
Ausbilder, Lehrkräfte und Berufsbildungsforscher, sie alle 
arbeiten im Ausland kontinuierlich mit an der Verbesse-
rung der Berufsbildungssysteme. Sie alle bringen auch 
– bei grundsätzlich hohem Konsens – immer wieder un-
terschiedliche Perspektiven ein. Das ist gut und in der Re-
gel auch sehr fruchtbar. Dennoch ist uns wichtig, dass wir 
nach außen kohärent auftreten – besonders bei anhaltend 
hohem Interesse aus dem Ausland. Zum Beispiel sollen sich 
idealerweise der Ansatz der Entwicklungszusammenarbeit 
und der systemische Reformansatz des BMBF ergänzen. 
Der »Runde Tisch« als Abstimmungsgremium hilft hier, um 
mit einer Stimme gegenüber dem Partnerland aufzutreten 
und unseren Partnerländern eine kohärente Zusammenar-
beit anbieten zu können.
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BWP Wie kann man sich das konkret vorstellen?
Schütte Der »Runde Tisch« hat innerhalb kurzer Zeit da-
für gesorgt, dass sich die Akteure gegenseitig informieren. 
Das schafft die Grundlagen für eine echte Kooperation: So 
führen beispielsweise GIZ und BIBB gemeinsam im Auftrag 
des BMZ und des BMBF in Indien und Mexiko Prüfmissio-
nen durch. 
Kitschelt Die Abstimmung der deutschen Akteure ist 
auch für das BMZ ein sehr wichtiges Anliegen. Der »Run-
de Tisch« mit seinen unterschiedlichen, regelmäßig statt-
findenden Formaten auf Arbeits-, Ressort- und Staatsse-
kretärsebene ist hierzu ein geeignetes und wirkungsvolles 
Mittel. Durch sie werden Austausch und Koordinationsan-
strengungen der verschiedenen deutschen Akteure, insbe-
sondere der Bundesressorts, erleichtert und gefördert. Für 
unsere Partner vor Ort wird dadurch gewährleistet, dass 
Deutschland mit seinen unterschiedlichen Akteuren abge-
stimmt auftritt. 
Neben den bereits erwähnten möglichen Berufsbildungs-
vorhaben in Mexiko und Indien ist noch ein weiteres mit 
Südafrika zu erwähnen, wo wir mit anderen Bundesres-
sorts im Austausch stehen und uns eng abstimmen. Die re-
gelmäßig stattfindenden Ländergespräche mit dem BMBF 
auf Arbeitsebene unterstützen zusätzlich diesen Prozess. 
Insgesamt bilden die »Runden Tische« einen wichtigen 
Baustein für das abgestimmte und wirkungsvollere Auf-
treten der Bundesressorts in der internationalen Berufsbil-
dungszusammenarbeit und erhöhen somit die Wirksamkeit 
von beruflichen Bildungsvorhaben in den Partnerländern. 

BWP Herr Machnig, welche konkreten Entwicklungen kön-
nen Sie aus Sicht Ihres Ressorts nennen?
Machnig Anlässlich der vierten Sitzung der deutsch-alge-
rischen Gemischten Wirtschaftskommission im März 2014 
wurde von algerischer Seite das intensive Interesse am 
dualen System erneuert und konnte konkretisiert werden. 
GOVET hat im Einvernehmen mit dem BMBF ein Portfolio 
an Instrumenten angeboten, die dazu dienen können, pra-
xisbasierte, kooperative Formen der Berufsausbildung in 
Algerien zu entwickeln und zu erproben.
Weiterhin wird die Meinungsbildung innerhalb der Res-
sorts hinsichtlich der Erweiterung der rechtlichen Mög-

lichkeiten zur Ausbildung von Jugendlichen aus Drittstaa-
ten in Deutschland begrüßt. Das BMWi hat hierzu im April 
dieses Jahres eine Studie veröffentlicht: »Wirkungsanalyse 
des rechtlichen Rahmens für ausländische Fachkräfte«. Da 
Ausbildungsbetriebe in bestimmten Berufen bereits heute 
einen erheblichen Mangel an Auszubildenden feststellen, 
sollte im Ressortkreis u.a. Einvernehmen hergestellt wer-
den, wie der Zuzug ausländischer Auszubildender erleich-
tert werden kann.
Asmussen Auch aus Sicht des BMAS ist das Interesse un-
serer internationalen Partner an der deutschen Berufsaus-
bildung und den Maßnahmen am Übergang von der Schu-
le in den Beruf deutlich spürbar. Hier ist die Kooperation 
im Rahmen des »Runden Tisches« für das BMAS besonders 
fruchtbar: Der Austausch und die Bündelung von Aktivitä-
ten verhelfen uns dazu, gemeinsam zu einem erfolgreichen 
Ergebnis zu kommen und gemeinsame Lösungen zu finden.
Die Einrichtung des »Runden Tisches« hat dazu beigetra-
gen, die Aktivitäten der Bundesregierung im Bereich der 
Internationalen Berufsbildungskooperation erstmals unter 
einem Dach zu bündeln und den Austausch zwischen den 
verschiedenen Akteuren der Berufsbildungskooperation 
im Interessensspektrum von Bildungs-, Wirtschafts-, Ar-
beitsmarkt-, Migrations-, Außen- und Entwicklungspolitik 
zu fördern. Hiervon können alle Beteiligten nur profitieren.

BWP Welchen spezifischen Nutzen sehen Sie in der Ein-
richtung des »Runden Tisches«, Frau Professor Böhmer?
Böhmer Die Berufsbildungspolitik hat sich in den letzten 
Jahren immer stärker zu einem Querschnittsthema mit 
starkem Auslandsbezug entwickelt. Damit befasst sind ver-
schiedene Ressorts, die gesamte Wirtschaft, Unternehmen, 
Gewerkschaften, die Bildungswirtschaft, Schulen, politi-
sche und soziale Stiftungen und viele andere. Im Ausland 
müssen diese unterschiedlichen Akteure aus Deutschland 
möglichst mit einer Stimme sprechen und koordiniert vor-
gehen. Dazu dient der »Runde Tisch«.
Das Auswärtige Amt war treibende Kraft bei seiner Ein-
richtung. Der »Runde Tisch« hat sich unseres Erachtens 
hervorragend bewährt. Er gibt uns die Möglichkeit, Projekt-
vorschläge und Anfragen aus dem Ausland konkret allen 
Akteuren vorzuschlagen und gemeinsam auf ihre Realisier-
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barkeit zu prüfen. Über GOVET und den »Runden Tisch« ist 
es möglich, die Informationen und Anfragen aufzubereiten 
und entsprechend qualifiziert an die Akteure weiterzuleiten.

BWP Können Sie uns ein konkretes Beispiel nennen?
Böhmer Als Beispiel einer ausgesprochen gelungenen 
ressortübergreifenden Abstimmung kann die Koopera- 
tion mit Ecuador angeführt werden. Die ecuadorianische  
Regierung plant eine flächendeckende Einführung des 
dualen Systems. Sie hat die entsprechenden gesetzli-
chen Regelungen auf den Weg gebracht und beabsichtigt,  
310 Mio. US-Dollar für den Bau von 15 neuen Berufsschu-
len und die Neuausstattung von 25 Bildungszentren in die 
Hand zu nehmen. Wir unterstützen die Regierung in Quito 
mit unserer breiten Expertise auf diesem Gebiet.

BWP Abschließend noch eine Frage an alle mit der Bitte 
um eine kurze Antwort. Welche Maßnahmen sind aus Ih-
rer Sicht in der nächsten Zeit in Angriff zu nehmen, um die 
Gesamtstrategie der Bundesregierung auszubauen?
Böhmer Die Zentralstelle sollte durch gezielte Öffentlich-
keitsarbeit bei allen wichtigen Akteuren noch bekannter 
gemacht werden. Und das Personal sollte weiter verstärkt 
werden, auch durch Entsendungen aus anderen Ressorts 
und Verbänden der Wirtschaft. 
Denkbar wäre eine Betreuung der im Ausland etablierten 
»Runden Tische« durch GOVET. Dazu könnten mittelfristig 
Außenvertretungen aufgebaut werden, die vor Ort Regie-
rungen, Behörden, Wirtschaft, Schulen usw. bei ihren Pro-
jekten beraten und unterstützen könnten.
Mir ist es ein besonderes Anliegen, auch noch mehr deut-
sche Auslandsschulen einzubinden. Berufsbildende Zweige 
an diesen Schulen haben exemplarische Funktion und sind 
ein gutes ergänzendes Angebot, um unser erfolgreiches Sys- 
tem der dualen Berufsbildung überzeugend zu exportieren.

Machnig Für das BMWi ist die Fortsetzung der oben ge-
nannten Aktivitäten von Nutzen. Zusammenfassend ist 
festzustellen, dass sich GOVET bewährt hat; daher ist der 
Zentralstelle für Internationale Berufsbildungskoopera- 
tion für die geleistete Arbeit zu danken. Konkrete Änderun-
gen oder zusätzliche in der nächsten Zeit in Angriff zu neh-

mende Maßnahmen werden vom BMWi nicht angestrebt.
Kitschelt Bei der Stärkung der Ressortkohärenz sind wir 
auf einem guten Weg, müssen auf diesem aber auch wei-
terhin konsequent voranschreiten. Formate wie der »Run-
de Tisch« und GOVET müssen daher gezielt genutzt und 
weiterentwickelt werden. Transparenz, Information und 
Dialog sind wichtige Motoren für eine noch engere Ko-
operation der Ressorts. Wir als BMZ sehen hier Potenzial 
für weitere gemeinsame Aktivitäten. Die Abstimmung in 
der deutschen Berufsbildungskooperation zwischen den 
Durchführungsorganisationen sollte daher aktiv gefördert 
und vertieft werden. Die Unterstützung der Zentralstelle 
GOVET als ressortunabhängige Servicestelle und als zen-
traler Ansprechpartner für die Berufsbildungszusammen-
arbeit bleibt auch in Zukunft elementarer Bestandteil un-
seres Ansatzes. Das BMZ spricht sich daher auch für eine 
Stärkung und für den Ausbau von GOVET als zentrale An-
laufstelle aus. So kann GOVET sich als Instrument der ge-
samten Bundesregierung und damit als »deutsche Marke« 
international etablieren.
Asmussen Die Gesamtstrategie ist zum jetzigen Zeitpunkt 
ein gutes Jahr alt. Schon heute zeigt sich, dass die beteilig-
ten Akteure von dem Austausch in hohem Maße profitieren 
und die strategische Abstimmung intensiviert und verbes-
sert werden konnte. Trotz allem glaube ich, dass wir uns 
im kommenden Jahr weiter auf die Umsetzung der bereits 
beschlossenen Ziele und Maßnahmen und die inhaltliche 
Tiefe des Austausches konzentrieren sollten. Nur so kön-
nen wir gegenüber unseren internationalen Partnern in der 
Berufsbildungskooperation geschlossen auftreten und die 
geweckten Erwartungen in vollem Umfang erfüllen. Vor 
allem mit Blick auf die geschlossenen Kooperationsver-
einbarungen scheint es besonders wichtig, dass wir diese 
umfassend, effizient und durch das Zusammenwirken aller 
Akteure in die Praxis umsetzen.
Schütte Die »one-stop-shop«-Funktion der Zentralstelle 
GOVET, also die Funktion als erster Anlaufpunkt für Inte- 
ressierte aus dem Ausland, hat sich bewährt und sollte aus-
gebaut werden. Es wird deutlich, dass viele Staaten, die an 
einer Kooperation mit Deutschland in der Berufsbildung 
interessiert sind, ihren Bedarf an Fachinformationen und 
Vermittlung von Ansprechpartnern gut durch eine Koope-
ration mit GOVET decken können. 
Hier sollte das Informationsangebot der Zentralstelle wei-
terentwickelt und ausgebaut werden. Wir möchten dabei 
gerne alle Akteure aufrufen, die teilweise schon jetzt vor-
handenen Datenbanken mit ihren Aktivitäten zu füllen 
und damit zur Wirkung solcher Instrumente beizutragen.
Im Übrigen ist die Basis für eine vertrauensvolle und enge 
Partnerschaft zwischen den deutschen Akteuren gelegt. 
Nun gilt es, diesen Geist der Partnerschaft konsequent wei-
terzuverfolgen.

(Interviews: Christiane Jäger, Arne Schambeck)

s
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Erasmus+: Neuausrichtung der europäischen  
Förderpolitik in Bildung, Ausbildung, Jugend und Sport

KLAUS FAHLE
Leiter der Nationalen Agentur Bildung für 
Europa beim BIBB

Am 1. Januar 2014 begann das europäische Programm für Bildung und Aus-

bildung, Jugend und Sport unter dem Namen Erasmus+. Das Programm bie-

tet – aus deutscher Sicht – viel Potenzial für die Bildungspraxis. Um dieses 

zu nutzen, gilt es, sich mit der neuen Programmatik und den veränderten 

Handlungsoptionen vertraut zu machen. Der Beitrag skizziert den bildungs-

politischen Rahmen, das gesellschaftspolitische Umfeld und die Rolle des 

Programms in der Strategie der Europäischen Union. Dabei stehen die für die 

berufliche Bildung relevanten Aspekte im Mittelpunkt. 

Ein Blick zurück: Die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Krise verändert die EU

Als sich die EU im Jahr 2000 die ehrgeizigen Lissabon-Zie-
le setzte, u.a. »der leistungsfähigste wissensbasierte Wirt-
schaftsraum der Welt zu werden«, war die Wirtschafts- und 
Finanzkrise nicht absehbar. Noch im Jahr 2005 bestätigte 
der Europäische Rat diese Ziele.
Heute wissen wir, dass die Lissabon-Ziele im Wesentlichen 
gescheitert sind (vgl. Tab. 1) und die Finanz- und Wirt-
schaftskrise Europa nachhaltig verändert hat. Mitglied-
staaten stehen am Rande des Staatsbankrotts, die Arbeits-
losigkeit ist auf Rekordniveau angestiegen, vor allem die 
Jugendarbeitslosigkeit liegt EU-weit bei 25 Prozent. Euro-
pa hat hieraus Konsequenzen gezogen, Erasmus+ ist ein 
Resultat dieser Veränderungen. 
Im März 2010 legte die Europäische Kommission ein Stra-
tegiepapier »Europa 2020, eine Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum« vor (vgl. EU- 
Kommission-2010b), das im Dezember 2010 vom Euro-
päischen Rat bestätigt wurde.
Politisch wurde die Lissabon-Strategie somit von der Eu-
ropa 2020-Strategie abgelöst. Sie beinhaltet klare und 
realistischere Ziele, die mit Benchmarks und Indikato-
ren unterlegt sind. Bemerkenswert ist, dass viele der In-
dikatoren aus dem Bildungsbereich kommen. Die bil-
dungspolitischen Themen reichen von der Förderung der 
frühkindlichen Bildung über die Absenkung der Zahl der 
Schulabbrecher/-innen bis hin zu neuen Ausbildungskon-
zepten zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit. Bil-
dung und auch Forschung erhalten damit einen größeren 
Stellenwert in der europäischen Zusammenarbeit.
Förderpolitisch nahm die Europäische Kommission seit 
2010 eine systematische Neuausrichtung aller EU-Pro-

gramme und Förderinstrumente in Angriff. Aus Sicht der 
Europäischen Kommission war die Lissabon-Strategie
nicht eng genug an andere EU-Instrumente bzw. -Strate- 
gien wie den Stabilitäts- und Wachstumspakt, die Strategie 
für nachhaltige Entwicklung oder die Sozialagenda gekop-
pelt, sodass einige der Strategien nicht gegenseitig ver-
stärkend, sondern isoliert voneinander umgesetzt wurden 
(vgl. EU-Kommission-2010a, S. 5). Im Zentrum der neuen 
Strategie »Europa 2020« stehen daher drei Zielsetzungen:
1. Ausrichtung aller Politiken einschließlich der verfügba-

ren EU-Instrumente und -Programme auf die wichtigs-
ten strategischen Zielsetzungen,

2. systematische Begleitung der nationalen Politiken im 
Hinblick auf die Umsetzung der europäisch vereinbar-
ten Zielsetzungen,

3. Zusammenführung bisher zersplitterter Programme,
die aber ähnliche Zielsetzungen verfolgen oder ver-
gleichbare Instrumente anwenden.

Unter dem massiven finanziellen Druck nahmen der Euro-
päische Rat und das Europäische Parlament mit der mittel-
fristigen Finanzplanung bis 2020 eine Reduktion des Per-
sonals der Europäischen Kommission um fünf Prozent vor. 

 

 

Tabelle 1 

Lissabon-Ziele und Wirklichkeit



Auswirkungen auf die europäische Bildungs- 
zusammenarbeit

Die Veränderung dieser gesamteuropäischen Rahmenbe-
dingungen prägte die Neugestaltung der EU-Bildungspro-
gramme. Die o.g. Zersplitterung von Programmen im Hin-
blick auf eine Vielzahl von Zielsetzungen und zu geringer 
Abstimmung betraf aus Sicht der Europäischen Kommis- 
sion auch den Bildungs- und Jugendbereich. Bis zum Jahr 
2013 waren die nunmehr in Erasmus+ zusammengeführ-
ten Bereiche in mehrere Einzelprogramme aufgeteilt. Die 
wichtigsten waren das Programm für lebenslanges Lernen 
(PLL), das Programm Jugend in Aktion, Erasmus Mundus 
sowie eine Reihe bilateraler Programme. Allein das PLL 
zählte über 50 Einzelaktionen, für die teilweise unter-
schiedliche administrative Regelwerke galten.
Bis Ende des Jahres 2010 bestand bei allen bildungspoli-
tischen Akteuren die Überzeugung, dass das PLL sich in 
seiner Grundstruktur bewährt habe und das Nachfolgepro-
gramm lediglich Schwachstellen und historisch entstande-
ne Ungereimtheiten beseitigen müsse. Ein grundlegender 
Reformbedarf wurde nicht festgestellt (vgl. Fahle 2010). 
Die von der Europäischen Kommission europaweit durch-
geführte öffentliche Konsultation kam zu einem ähnlichen 
Ergebnis (vgl. EU-Kommission 2011).
Die nunmehr erfolgte Veränderung der strategischen
Ausrichtung der EU-Politik geht einher mit veränderten 
Steuerungs- und Beteiligungsformen. Augenfällig ist die 
abnehmende Bedeutung des politischen Konsens’ im Vor-
bereitungs- und Entscheidungsprozess. Die Vorschläge für 
Erasmus+ wurden lanciert, obwohl eine Vielzahl von Mit-
gliedstaaten u.a. Deutschland und das Europäische Parla-
ment – im Vorfeld – massive Vorbehalte formulierten. Die 
Ergebnisse der zuvor erfolgten öffentlichen Konsultation 
stellten keine Grundlage für eine so umgreifende Neuaus-
richtung der Programme dar. Anstelle einer Fortschreibung 
setzte die Kommission auf eine völlige Neuausrichtung 
und Zusammenfassung der bisherigen EU-Förderprogram-
me (vgl. Kasten). 
Angesichts einer Laufzeit von sieben Jahren (2014–2020) 
bestand Einigkeit, dass die Ziele von Erasmus+ nicht zu 
eng gefasst werden dürfen, um genügend Gestaltungs-
und Anpassungsmöglichkeiten während der Laufzeit zu 
haben. Die Offenheit des Programms für neue bildungs-
politische Entwicklungen führt dazu, dass bildungspoliti-
sche Weichenstellungen nunmehr zum Teil innerhalb des 
Programms ohne Beteiligung von EU-Rat und -Parlament 
erfolgen können. 
Der für das Programm eingerichtete Ausschuss begleitet 
ein wesentlich umfassenderes und größeres Dachpro-
gramm als die Einzelprogramme zuvor. Die Regelungs-
und Mitwirkungstiefe des Programmausschusses nimmt 
dabei ab, der innerstaatliche Koordinierungs- und Abstim-
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mungsaufwand zwangsläufig zu. Die Zusammenfassung 
mehrerer Programme unter einem Dach stellt für die Eu-
ropäische Kommission eine Vereinfachung dar, für die Mit-
gliedstaaten hat sie jedoch den gegenteiligen Effekt. Die 
Sozialpartner sind im europäischen Programmausschuss 
trotz deutlicher Proteste seit 2014 nicht mehr mit beraten-
der Stimme vertreten. In der Umsetzung des Programms 
nimmt die Europäische Kommission somit eine stärkere 
Rolle ein als bisher.

Gestaltung und Umsetzung von Erasmus+

Laut Programmleitfaden soll Erasmus+ »zum einen den 
Programmländern helfen, die Potenziale des europäischen 
Human-und Sozialkapitals wirksam zu nutzen, und zum 
anderen durch die Unterstützung von Aktivitäten zum 
formalen, nichtformalen und informellen Lernen in allen 
Bereichen der allgemeinen und beruflichen Bildung und 
im Jugendbereich dem Grundsatz des lebenslangen Ler-
nens Rechnung tragen. Außerdem erhöht das Programm 
die Chancen für den Ausbau der Zusammenarbeit mit 
Partnerländern und für verstärkte Mobilität, insbesondere 
im Hochschul- und im Jugendbereich« (EU-Kommission 
2013a, S. 9).
Augenfälligste Veränderung von Erasmus+ gegenüber den 
Vorläuferprogrammen ist die höhere finanzielle Ausstat-
tung und die Zusammenfassung einer Vielzahl von Ein-
zelprogrammen. Das verfügbare Budget steigt auf rund  
4,8 Mrd. Euro (vgl. Tab. 2). Bezogen auf die bisherigen 

Budgets bedeutet dies einen Zuwachs um ca. 40 Prozent.
Darüber hinaus stellt die EU aus anderen Haushaltslinien 
Mittel für die internationale Zusammenarbeit1 im Hoch-

1

Kernelemente der Neuausrichtung

Zusammenführung der bisher getrennten Programme 
Bildung, Ausbildung, Jugend und Sport in einem einzigen 
Aktionsprogramm

Ausrichtung des neuen Programms an den übergreifenden 
strategischen Zielsetzungen der EU und die Rücknahme von 
detaillierten Einzelzielen in den jeweiligen Bildungs- 
bereichen

Aufhebung der bisher an den Bildungsbereichen ausge- 
richteten Unterprogramme im Rahmen des PLL (Erasmus, 
Comenius, Leonardo da Vinci und Grundtvig) zugunsten 
einer an Leitaktionen (s.u.) ausgerichteten Struktur

Verringerung der Anzahl von Aktionen und geförderten 
Projekttypen und die administrative Vereinheitlichung  
des Programms

Forderung, dass das Programm in den Mitgliedstaaten nur 
noch von einer integrierten Nationalen Agentur durchge-
führt werden sollte

•

•

•

•

•
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schulbereich (Projekte im Bereich Capacity Building und 
Mobilität) zur Verfügung.
63 Prozent des Budgets sollen künftig für die Leitaktion 
»Mobilität von Einzelpersonen« verausgabt werden.2 Un-
ter Berücksichtigung von Mobilitätsteilen in anderen Leit- 
aktionen verstärkt sich der Charakter des Programms als 
das wesentliche europäische Förderinstrument für Lern-
mobilität deutlich.

Das Programm Erasmus+ sieht zwar Mindestbudgets für 
die einzelnen Bildungsbereiche vor (vgl. Tab. 3), die zent-
rale Strukturierung erfolgt jedoch nach Leitaktionen.

Leitaktion 1: Mobilität von Einzelpersonen

Die Förderung der grenzüberschreitenden Mobilität von 
Einzelpersonen zu Lernzwecken steht im Mittelpunkt des 
Programms Erasmus+. Insgesamt 63 Prozent der Mittel 
des Programms sollen hierfür aufgewendet werden. 
Zielgruppen sind Lernende im Bereich der beruflichen Bil-
dung, Hochschulbildung und im Programmbereich Jugend 
sowie in allen Bildungsbereichen das Bildungspersonal. 
Berufsbildung und Hochschulbildung weisen die Beson-
derheit auf, dass auch Absolventinnen und Absolventen bis 
zu zwölf Monate nach ihrem Abschluss gefördert werden 
können.
Sofern keine grundlegenden Verschiebungen der Budgets 
erfolgen, wird der Anteil der Jugendlichen in der berufli-
chen Bildung, die aus Mitteln des Programms gefördert 
werden können, bis zum Jahr 2020 auf über fünf Prozent 
eines Jahrgangs steigen. Damit leistet das Programm einen 
zentralen Beitrag, um die politische Zielsetzung des Deut-
schen Bundestags, zehn Prozent aller Auszubildenden in-
ternational mobil zu machen (vgl. Deutscher Bundestag 
2013, S. 5), erreichen zu können.
Die wesentliche Innovation der Leitaktion 1 besteht in der 
konsequent institutionellen Ausrichtung der Förderung. 
Förderanträge können nur noch von Institutionen und Or-
ganisationen gestellt werden. Alle Mobilitätsaktivitäten 
sind dabei in einem Antrag je Einrichtung zusammenzu-
fassen. Die Wirkungen auf institutioneller Ebene sind ein 
zentrales Kriterium bei der Bewertung des Antrags. Damit 
wird die Leitaktion Mobilität einen erheblichen Beitrag zur 
Internationalisierung von Bildungseinrichtungen leisten. 
Ab 2016 wird zusätzlich das Förderinstrument der Berufs-
bildungs-Charta eingeführt. Im Mittelpunkt der Charta 
stehen die Internationalisierungsstrategie der Einrichtung 
sowie ihr Konzept, nachhaltige Wirkungen durch die Mobi-
litätsaktivitäten zu erzielen. Einrichtungen, die die Anfor-

Tabelle 2 

Voraussichtliches Budget Erasmus+ 2014–2020 in Mio. Euro

Tabelle 3 

Erasmus+: Das europäische Programm für Bildung, 

Ausbildung, Jugend und Sport

1 Am Programm Erasmus+ nehmen neben den 28 EU-Mitgliedstaaten 

Norwegen, Island, Liechtenstein, Mazedonien und die Türkei teil (sog. 

Programmländer). Die Zusammenarbeit mit diesen Ländern wird als 

transnationale, die Zusammenarbeit mit Drittstaaten hingegen wird als 

internationale Kooperation bezeichnet.

2 Leitaktionen sind Maßnahmearten, die bestimmte Aktivitäten umfas-

sen und nach weitgehend identischen Prinzipien gefördert werden. In 

der öffentlichen Kommunikation werden sie auch Schlüsselaktionen 

genannt.

3 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Union L 347/50 v. 20.12.2013 –  

URL: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/

TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2013.347.01.0050.01.DEU (Stand 07.10.2014)
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derungen der Charta erfüllen, werden in den Genuss einer 
vereinfachten Antragstellung kommen und können von 
einer fortlaufenden Förderung ihrer Aktivitäten bis zum 
Ende der Programmlaufzeit ausgehen.

Leitaktion 2: Zusammenarbeit zur Förderung von 
Innovation und zum Austausch von bewährten  
Verfahren

Im Mittelpunkt der Leitaktion steht die fachliche Zusam-
menarbeit von Bildungseinrichtungen im Rahmen des Pro- 
gramms. Dies umfasst die gesamte Bandbreite vom Erfah- 
rungsaustausch bis hin zu innovativen Entwicklungspro-
jekten. Bis zum Jahr 2020 sind 28 Prozent des Programm-
budgets für Strategische Partnerschaften veranschlagt.
Die wichtigste Projektform innerhalb dieser Leitaktion sind 
sog. »Strategische Partnerschaften«. Diese Strategischen 
Partnerschaften können sowohl innerhalb eines Bildungs-
bereichs als auch bildungsbereichsübergreifend angelegt 
werden. Hierin liegt das eigentliche Innovationspoten- 
zial dieser Leitaktion: Die Bearbeitung bildungspolitischer 
Themen muss nicht mehr an den Grenzen eines Bildungs-
bereichs halt machen, vielmehr können Partner aus allen 
Bildungsbereichen zusammenarbeiten.

Leitaktion 3: Unterstützung politischer Reformen

In dieser Leitaktion ist die Finanzierung relevanter euro-
päischer Netzwerke und Unterstützungsstrukturen sowie 
die Finanzierung von Projekten zur Fortentwicklung der 
Bildungssysteme zusammengefasst. Unter erstgenannten 
Punkt fällt z.B. die Finanzierung der Nationalen Europass 
Center, von Euroguidance, der Eurydice-Struktur oder der 
Europäischen Agenda für Erwachsenenbildung. Neu ist die 
Möglichkeit, politische Reformen in den Mitgliedstaaten 
durch große und strategisch angelegte Projekte zu unter-
stützen. Für die Leitaktion 3 sind 4,2 Prozent der Gesamt-
mittel vorgesehen.

Die Umsetzung des Programms in Europa und 
Deutschland

Die operative Umsetzung des Programms liegt auf europä- 
ischer Ebene in den Händen der Europäischen Kommissi-
on bzw. der Europäischen Exekutivagentur, in Programm-
ländern liegt sie in den Händen der Nationalen Agenturen. 
Letztere verantworten die Verwaltung und Umsetzung 
von 80 Prozent des Programmbudgets, d.h. die gesamte 
Leitaktion »Mobilität von Einzelpersonen« sowie wesentli-
che Teile der Leitaktion »Zusammenarbeit zur Förderung 
von Innovation und zum Austausch von bewährten Ver-
fahren«. In Deutschland wurden die bisher mit der Durch-
führung der Programme für lebenslanges Lernen und Ju-

gend in Aktion betrauten Nationalen Agenturen auch für 
Erasmus+ benannt. Deutschland hat sich damit gegen die 
Absicht der Europäischen Kommission durchgesetzt, nur 
noch eine Nationale Agentur je Mitgliedstaat zu benennen. 
Dabei war ausschlaggebend, dass die Nationalen Agentu-
ren in Deutschland über ein spezifisches fachliches Know-
how und Netzwerk in ihrem Bildungsbereich verfügen, das 
auch weiterhin von entscheidender Bedeutung für die Um-
setzung des Programms ist.
Mit den Leitaktionen hat Erasmus+ übergreifende Stan-
dards für alle Bildungsbereiche geschaffen, die die Verwal-
tung und Umsetzung des Programms deutlich erleichtern 
sollen. Für die Nationalen Agenturen in Deutschland ergibt 
sich hieraus die Notwendigkeit einer engen Abstimmung, 
um eine konsistente und einheitliche Programmumset-
zung sicherzustellen. Die Verschlankung der Förderstruk-
turen ermöglicht zwar eine vereinfachte Administration 
für die Europäische Kommission, die inhaltliche Ausgestal-
tung des Programms berücksichtigt jedoch kaum noch die 
Besonderheiten der Bildungsbereiche und die unterschied-
lichen Bedürfnisse der Mitgliedstaaten. Die bisherigen 
Gestaltungsmöglichkeiten, innerhalb der europäischen 
Schwerpunkte nationale Prioritäten zu setzen, sind mit 
Erasmus+ zugunsten einer möglichst einheitlichen För-
derstruktur entfallen. Es ist daher eine Herausforderung 
für die Nationalen Agenturen und die Mitgliedstaaten, jen-
seits der gemeinsamen Förderprinzipien die Besonderhei-
ten der Bildungsbereiche und ihrer Zielgruppen zu berück-
sichtigen.
Die Zentralisierung von Entscheidungen und Weichenstel-
lungen bei der Programmentwicklung kann mittelfristig zu 
einem abnehmenden Interesse der wichtigsten bildungs-
politischen Akteure vor Ort führen und damit das Poten-
zial des Programms zur Unterstützung von Innovation und 
Veränderung gefährden.

Bildungspolitische Potenziale für Deutschland: 
ein Angebot für die Bildungspraxis

Aus Sicht der Bildungspraxis stellt sich Erasmus+ als ein 
Programm mit neuem Gestaltungsraum dar. Die föderalen 
Zuständigkeiten von Bund und Ländern spielten in den eu-
ropäischen Bildungsprogrammen noch nie eine Rolle bei 
der Finanzierung von Projekten. Nunmehr geht die Pro-
jektförderung in Teilen des Programms über die bisher ab-
geschotteten Bildungsbereiche hinaus. Hierdurch können 
unterschiedliche Akteure an einer Problemstellung arbei-
ten, die sich durch mehrere Bildungsbereiche zieht und die 
durch die Kooperation über die Bildungsbereiche hinaus 
wirksamer bearbeitet werden können.
Grundlage hierfür sind europaweit einheitliche Ausschrei-
bungsprioritäten. Die Programmausschreibung 2014 defi- 
niert vier bildungsbereichsübergreifende Prioritäten (Ent-



wicklung von Basis- und Querschnittskompetenzen, Ver-
besserung der Einbeziehung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) beim Lehren und Lernen, 
Förderung einer stärkeren Kohärenz zwischen verschiede-
nen Transparenz- und Anerkennungsinstrumenten sowie 
die Unterstützung der Anpassung von Finanzierungs- und 
Investitionsinstrumenten im Bereich der allgemeinen und 
beruflichen Bildung an neue Anforderungen (vgl. EU-Kom-
mission-2013a, S. 29).
Ein gemeinsames Regelwerk für die Finanzierung und Um-
setzung der Projekte ist die Grundlage, um solche Projekte 
und Themen außerhalb der Bildungssäulen bearbeiten zu 
können. Der Verzicht auf den Nachweis von Eigenmitteln 
erleichtert zudem auch kleineren Bildungseinrichtungen 
die Beteiligung am Programm.

Fazit

Das Programm Erasmus+ bietet einen flexiblen Rahmen, 
um bildungspolitische Innovationen und Reformen in den 
Mitgliedstaaten zu unterstützen. Im Rahmen der Neu-
ausrichtung der europäischen Gesamtstrategie gibt das 
Programm Erasmus+ wichtige Impulse. Diese Impulse 
gruppieren sich um die Bereiche Mobilität, europäischer 
Arbeitsmarkt, Internationalisierung und internationale 
Kompetenzen. Erasmus+ ist hierfür das zentrale Trans-
portmedium in die Bildungssysteme.
Der integrierte bildungsbereichsübergreifende Programm-
ansatz eilt der Wirklichkeit in den Mitgliedstaaten jedoch 
voraus. Um erfolgreich zu sein, wird das Programm des-
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halb auch künftig die spezifischen Bedürfnisse der jewei-
ligen Bildungsbereiche berücksichtigen und zugleich bil-
dungsbereichsübergreifende Impulse geben müssen.
Erforderlich ist zudem ein Dialog auf Augenhöhe mit allen 
Akteuren im Bildungsbereich und deren systematische Ein-
beziehung in die künftige Ausgestaltung des Programms. 
Weiterhin sind die verloren gegangenen nationalen Ge-
staltungsräume für die Umsetzung des Programms wieder- 
herzustellen. Nur so kann Erasmus+ tatsächlich einen re-
levanten Beitrag zur nationalen Bildungsreform leisten.
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UNESCO-UNEVOC catalyses Networking and Partnership in 
TVET in the post-2015 agenda

SHYAMAL MAJUMDAR
Head of UNESCO-UNEVOC International Centre, 
Bonn, Germany 

UNESCO-UNEVOC International Centre (UNESCO-UNEVOC) is 

UNESCO’s specialised centre for Technical and Vocational 

Education and Training (TVET) and acts as the hub of the 

UNEVOC Network. This article argues that future challen-

ges in TVET like ›greening TVET‹ or ›youth unemployment‹ 

call upon robust partnership building and cooperation 

that supports development of TVET policies and strate-

gies, knowledge sharing and capacity building. 

 

UNESCO-UNEVOC and its worldwide network

The UNEVOC Network is a unique network with a global 
outreach consisting of very diverse TVET institutions with 
respect to their structures, responsibilities, and roles with-
in the national TVET system. It acts as a platform for UN-
ESCO to pursue its integrated approach to further main-
stream South-South and North-South-South cooperation 
in TVET. The UNEVOC Network consists of leading TVET 
Institutions in UNESCO’s Member States: ministries (22 %), 
national bodies (22 %), universities (28 %) and training 
institutions (28 %). In Germany the Federal Institute of Vo-
cational Education and Training (BIBB) and the Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
GmbH host UNEVOC Centres.
The sociogram of the UNEVOC Network looks like the route 
network of a major airline. There is one major hub – which 
is UNESCO-UNEVOC – and several sub-hubs – the UNEV-
OC Cluster Coordinating Centres, which are responsible 
for organising activities and relations in the respective 
regions. The UNEVOC Network is structured into five re-
gions: Africa, Asia and the Pacific, Arab States, Europe and 
North America, Latin America and the Caribbean. Each of 
these five regions, named ›UNEVOC regions‹, is divided 
into clusters of countries based on geographical, linguistic 
and economic criteria. Each cluster is coordinated by clus-

 

ter coordinators and facilitates various programmes and 
projects involving UNEVOC Centres in the clusters.
On policy and capacity building in the ›UNEVOC regions‹, 
the TVET member institutions contribute to TVET devel-
opment through influencing policymaking at national level 
and facilitating information flow within the country. The 
UNEVOC Network, at the country level, provides a frame-
work for collaboration in thematically addressing local 
issues with global impact, while at the international lev-
el, the UNEVOC Network fosters interaction and learning 
through South-South and North-South-South cooperation 
and provides an environment for exchange and mutual as-
sistance among TVET experts and institutions in different 
parts of the world (cf. UNESCO 2013). 
Moreover, UNESCO-UNEVOC provides the UNEVOC Net-
work with rich opportunities to collaborate online and in 
face-to-face meetings. Information and knowledge about 
different aspects of TVET are disseminated, thereby broad-
ening the base for clarifying and creating common under-
standing of TVET issues, challenges, solutions and best 
practices. UNESCO-UNEVOC facilitates knowledge shar-
ing through research and evidence-based studies. It holds 
available 

an ›e-Forum‹ (four virtual conferences every year), 
the ›UNEVOC Network Portal‹ including a directory of 
all TVET member institutions featuring information on 
their events and activities, and
›TVETipedia‹ as a glossary of terms that are commonly 
used globally in the area of TVET providing definitions 
and background information. 
Recently, UNESCO-UNEVOC has been developing ›The 
World TVET Database‹, providing concise, reliable and 
up-to-date information on TVET systems worldwide. 

Furthermore UNESCO-UNEVOC has collected and eval-
uated ›promising practices in TVET‹ to inform the global 
debate. These have been assembled in the course of a se-
ries of regional fora and provide measures that countries 

•
•

•

•
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in each region have already implemented to strengthen 
TVET’s role in promoting youth employability and sustain-
able development. Each region’s unique approach to skills 
development and progress in addressing the twin chal-
lenges of youth unemployment and climate change may 
be discerned by assessing how far the promising practices 
fulfil the recommendations of the Shanghai Congress (cf. 
UNESCO-UNEVOC 2012). Some of the progresses made in 
countries like Korea, Germany, Sri Lanka, Kenya, Cambo-
dia, Indonesia and Nigeria in greening their youth-focused 
TVET programmes indicate that there is a foundation on 
which to build future policies and initiatives. 

Pursuing regional integration through the  
UNEVOC Network

In 2013 five regional fora were successfully organised in 
UNEVOC regions: Asia and the Pacific in Seoul (Republic of 
Korea), Latin America and the Caribbean in San José (Cos-
ta Rica), Arab States in Beirut (Lebanon), Africa in Abuja 
(Nigeria) and Europe and North America in Moscow (Rus-
sian Federation). The five regional fora were organised on 
the topic of Advancing TVET for Youth Employability and 
Sustainable Development (cf. UNESCO-UNEVOC 2013). 
The purpose of the fora was to reinforce and extend re-
gional networks and partnerships for the advancement of 
TVET transformation towards regional harmonisation and 
resource mobilisation. A key message resulting from the 
five regional fora is that the two aims of promoting youth 
employability and greening TVET need to converge into 
one concerted effort towards achieving both, in interlinked 
and integrated ways. 
These regional fora highlighted the UNEVOC Network’s 
promising practices in addressing the challenge of green-
ing TVET and tackling youth unemployment. The prac-
tices were shared and discussed during the Global Forum 
entitled Skills for Work and Life Post-2015, which was or-
ganised by UNESCO-UNEVOC in October 2014 in order to 
draw lessons from the success and pitfalls of implementa-
tion with the aim of inspiring and guiding future initiatives 
in the light of the post-2015 agenda. 
Currently, UNESCO-UNEVOC is also leading an interna-
tional working group on Greening TVET and Skills Devel-
opment with the Asian Development Bank (ADB), Euro-
pean Centre for the Development of Vocational Training 
(CEDEFOP), European Training Foundation (ETF), In-
ternational Labour Organization (ILO), Organisation for 
Economic Co-operation and Development (OECD), United 
Nations Economic Commission for Europe (UNECE) and 
United Nations Institute for Training and Research (UNI-
TAR). The networking opportunities, thus, set the stage 
and context for learning new policy approaches in the tran-
sition to greening TVET. 

Pursuing the post-2015 agenda through the 
UNEVOC Network

Sustainable development and the steering of economies to 
generate more jobs and inclusive growth underpin the key 
transformative shifts needed in education. TVET as a fertile 
ground for deepening inter-governmental and inter-sec-
toral (public and private) connections must reinforce glob-
al partnerships by setting up cooperation frameworks that 
can mobilise expertise and resources and tie up a common 
vision to create a transformative future. The post-2015 
agenda must allow nations to fulfil national plans. The Mil-
lennium Development Goals have taught that global tar-
gets are effectively implemented through clear ownership: 
they have to be embedded in national plans and targets, 
too. The Network as a strategy for cooperation builds on 
local relevance and global impact. It performs as a clear-
ing house for new ideas, a test bed for innovations and a 
platform for benchmarking in TVET. It captures issues to 
inform the global debate, and derives consolidated ideas 
to enrich country and institutional reform initiatives. Net-
work members ideally need to be linked to the local/na-
tional TVET agenda and reforms in order to be full-fledged 
players in a global network. 
In this dynamic and challenging context, peer-to-peer 
knowledge sharing and networking between and among 
TVET stakeholders enhance opportunities, co-develop-
ment of solutions and pooling of technical and financial 
resources. Peer networking and policy learning, not poli-
cy borrowing, complement efforts to perform necessary 
benchmarking and monitoring at the global level. This 
helps in overcoming the limitations of a conventional do-
nor-recipient model. Experience sharing and exchange be-
tween and among systems from across a broad spectrum 
of economic, social and technical capacities and resources 
(e.g. high income, middle income, and low income) testify 
to a new relationship and will become a strategic tool in 
the post-2015 scenario. s
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Für international agierende Unternehmen nimmt das Thema der Fachkräfte-

qualifizierung weltweit an Bedeutung zu. In diesem Kontext wird die Über-

tragbarkeit des deutschen dualen Berufsbildungssystems in andere Länder 

kontrovers diskutiert. Der Beitrag setzt sich mit der Frage auseinander, in-

wieweit die Auslandsstandorte deutscher Unternehmen dem deutschen Qua-

lifizierungsmuster folgen. Auf der Grundlage des theoretischen Zugangs der 

internationalen Unternehmensführung werden mittels Expertenbefragun-

gen exemplarisch deutsche Niederlassungen in den Ländern China und USA 

auf ihre Ausbildungsstrategien hin untersucht. Die Befunde zeigen, dass die 

Qualifizierungspraktiken der Gastländer in den deutschen Niederlassungen 

dominieren.

Das duale Ausbildungssystem im Gepäck?

International agierende deutsche Unternehmen stehen im 
globalisierten Wirtschaftsraum vor der Herausforderung, 
vor Ort qualifizierte Fachkräfte für ihre Tochterunterneh-
men im Ausland zu finden. Nach einer Umfrage der deut-
schen Auslandshandelskammer in China gehörten sowohl 
im Jahr 2012 als auch im Jahr 2013 die Suche nach qua-
lifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie die 
Sicherung eines qualifizierten Personalbestands zu den 
größten Herausforderungen deutscher Unternehmen in 
China.1 Zugleich beklagen Unternehmen häufig die man-
gelhaften praktischen Fähigkeiten der Fachkräfte in den 
Gastländern (vgl. Venter 2003). Die Problematik des 
Fachkräftemangels und der Qualifizierung ist den Regie-
rungen der meisten Gastgeberländer bewusst (vgl. z.B. die 
Forderung des chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping 
vom 24.06.20142). Um diesem Problem zu begegnen, wer-
den unterschiedliche Lösungsmaßnahmen diskutiert. Bei-
spielsweise empfahl die OECD den USA die Übertragung 
von Elementen der deutschen Ausbildung (vgl. OECD 
2012).
Die Übertragbarkeit von Berufsbildungssystemen wird 
im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit und der in-

ternational vergleichenden Berufsbildungsforschung seit 
vielen Jahren diskutiert. Dabei werden regelmäßig Leucht-
turmprojekte hervorgehoben, bei denen Großkonzerne 
mit enormen finanziellen Kapazitäten involviert sind (vgl. 
z.B. Aring 2014). Eine systematische Erforschung des 
Ausbildungsverhaltens deutscher Tochterunternehmen im 
Ausland ist bisher jedoch kaum erfolgt. Vor diesem Hinter-
grund setzt sich dieser Beitrag mit der Frage auseinander, 
inwieweit die Niederlassungen deutscher Unternehmen in 
China und den USA dem deutschen Qualifizierungsmuster 
folgen.

Strategien international agierender Unter- 
nehmen

Eine Durchsicht der Management-Literatur (vgl. z.B. Perl- 
mutter/Heenan 1974; Pudelko/Harzing 2007) zeigt, 
dass vor allem die folgenden drei Hauptstrategien der  
internationalen Unternehmensführung vorzufinden sind.

Strategie 1: Das Unternehmen überträgt seine Konzepte 
und kulturellen Normen sowie Personal aus dem Mutter- 
unternehmen ins Ausland. In diesem Fall übernehmen 
alle ausländischen Tochterunternehmen die Praktiken 
des Mutterunternehmens.
Strategie 2: Das Unternehmen orientiert sich an einem 
globalen »Best-Practice«-Ansatz mit weltweiter Gültig-
keit, der sowohl vom Mutterunternehmen als auch von 
den Tochterunternehmen im Ausland übernommen 
wird.

•

•1 Vortragsfolien des German Chamber of Commerce in China vom 

01.07.2013 – URL: www.china.ahk.de/fileadmin/ahk_china/Dokumente/

Publications/Business_Confidence_Survey_2013.pdf 

(Stand: 17.09.2014)
2 Vgl. www.beijing2008.german.china.org.cn/china/2014-06/24/ 

content_32756105.htm (Stand: 17.09.2014)
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• Strategie 3: Das Unternehmen vertritt die Ansicht, die 
kulturellen und institutionellen Rahmenbedingungen 
im Gastgeberland unterscheiden sich so stark von de-
nen des Heimatlands, dass es günstiger ist, sich mög-
lichst stark an den Bedingungen des Gastgeberlands zu 
orientieren.

Diese drei idealtypischen Strategien dienen als theore- 
tischer Zugang für die hier vorgestellte Untersuchung  
(vgl. Tab.).

Qualifizierungspraktiken deutscher Nieder- 
lassungen in China

Die deutschen Niederlassungen in China qualifizieren ihre 
Beschäftigten zum Großteil über betriebsinterne, infor-
melle Einarbeitung. Dabei nehmen sie keine Differenzie-
rung zwischen Schulabsolventinnen und -absolventen und 
bereits erfahrenen Fachkräften vor. Die Einarbeitung wird 
in Form von arbeitsplatzspezifischem On-the-Job-Training 
durchgeführt. Komplexe Qualifikationen werden z.T. im 
Mutterunternehmen in Deutschland vermittelt.
Die Unternehmen begründen die Abstinenz einer Ausbil-
dung nach deutschem Vorbild unter anderem mit einer 
hohen Fluktuation der Arbeitskräfte. Ein Unternehmen be-
richtet, dass Beschäftigte im Durchschnitt alle zwei Jahre 
das Unternehmen wechseln. Diese Situation reduziert die 
Bereitschaft der Unternehmen, in relativ langfristige und 
umfangreiche Qualifizierungen zu investieren.

Auffällig ist, dass alle deutschen Niederlassungen für den 
Fertigungsbereich Personal mit beruflichem Schulab-
schluss und für den verwaltenden Bereich Personal mit 
Hochschulabschluss einstellen. Dies bedeutet, dass Positio- 
nen des verwaltenden Bereichs, die in Deutschland eine 
Berufsausbildung voraussetzen, in China von Akademike-
rinnen und Akademikern übernommen werden. Ein Unter-
nehmensvertreter verdeutlicht dies anhand eines Beispiels:

»Für die klassische Sekretärin, da gibt es in Deutschland eine 
Ausbildung für, hier stellen wir Hochschulabsolventen ein, 
das ist für die eine Einstiegsstelle« (Unternehmen C2).

Neben der Einarbeitung, die alle untersuchten deutschen 
Niederlassungen am häufigsten praktizieren, gehen drei 
der Unternehmen regionale Kooperationen mit berufli-
chen Vollzeitschulen ein. Das Ziel der Kooperation ist es, 
der theorielastigen Ausbildung in den chinesischen beruf-
lichen Vollzeitschulen (vgl. Shi 2012) entgegenzuwirken 
und eine praxisorientierte Ausbildung von Fachkräften des 
Fertigungsbereichs zu ermöglichen. Diese Unternehmen 
betreiben unternehmenseigene Ausbildungsklassen in 
den beruflichen Vollzeitschulen. Mehr als zwei Drittel der 
Ausbildungszeit verbringen die Auszubildenden in diesen 
Berufsschulen. Dort werden zuerst theoretische und unter-
nehmensspezifische Kenntnisse vermittelt. Im letzten Jahr 
der Ausbildung gehen die Auszubildenden für ein Prakti-
kum in das kooperierende Unternehmen. Dort werden sie 
in betriebsinternen Ausbildungszentren für den zukünfti-

Tabelle 

Eckdaten der Studie



2 0 B W P  6 / 2 0 1 4T H E M E N S C H W E R P U N K T

gen Arbeitsplatz praktisch ausgebildet. Die Unternehmen 
zertifizieren den betrieblichen Teil der Ausbildung nicht. 
Ein Unternehmensvertreter begründet das wie folgt:

»Die Schüler bekommen kein Zertifikat von uns, denn das Ziel 
des Programms ist es, diese Schüler für unser Unternehmen 
auszubilden und nicht für andere« (Unternehmen C9).

Die Untersuchungsergebnisse in China zeigen, dass die 
deutschen Niederlassungen dort eine arbeitsplatzorien-
tierte Einarbeitung als Qualifizierungsstrategie nutzen, 
welche der gängigen Qualifizierungskultur vor Ort ent-
spricht. Vereinzelt versuchen Unternehmen die Defizite 
der theorielastigen Ausbildung in den beruflichen Vollzeit-
schulen durch regionale Kooperationen zu kompensieren. 
Somit können vereinzelt kooperative Elemente der deut-
schen dualen Ausbildung in China ausgemacht werden.

Die Qualifizierungspraktiken deutscher Nieder-
lassungen in den USA

Grundsätzlich bevorzugen die in den USA befragten Unter-
nehmen bei der Rekrutierung Arbeitnehmer/-innen, die 
bereits umfassende Arbeitserfahrungen besitzen oder aber 
zumindest an einem Community College eine vollzeit-
schulische Qualifizierung in einem bestimmten Berufsfeld 
absolviert haben. Jugendliche, die kein akademisches Col-
lege besuchen oder an diesem scheitern, besuchen vielfach 
diese Community Colleges, die in der Regel zweijährige 
Trainingskurse anbieten. Diese Kurse beinhalten allerdings 
keinen umfassenden betrieblichen Praxisteil (vgl. Lerman 
2013).
Die tätigkeitsspezifische Qualifizierung wird in allen Un-
ternehmen überwiegend in Form des On-the-job-Trainings 
direkt am Arbeitsplatz durchgeführt. Der Grund liegt ne-
ben der Tätigkeitsspezifität auch in den Kosten, die bei die-
ser Form als besonders gering angesehen werden.

»It’s too expensive although skilled workers or master crafts-
men are dying out and there is a need of it… On-the-job-
training is faster, less expensive.« (Unternehmen U1)

Hinsichtlich der Kostenübernahme für berufliche Bildungs-
prozesse fällt auf, dass breiter angelegte betriebsexterne 
Qualifizierungsprogramme in der Regel nicht von den Un-
ternehmen finanziell unterstützt werden. Der Besuch sol-
cher Programme ist vielfach Privatsache der Beschäftigten 
und von diesen individuell zu tragen, was wiederum den 
amerikanischen Gepflogenheiten entspricht (vgl. Smith/
Barabasch 2012).
Die Expertenbefragungen zeigen deutlich, dass eine klare 
Trennung der Lernorte Betrieb und Schule vorliegt. Die in-
haltlich breiter angelegte und theoriebasierte schulische 

Berufsbildung ist vorgeschaltet oder wird vielfach in Eigen- 
initiative der Arbeitnehmer/-innen parallel zur Beschäfti-
gung besucht. Hingegen ist das innerbetriebliche Training 
als praxisnahes On-the-job-Training ausgelegt.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass auch bei 
den in den USA befragten deutschen Niederlassungen das 
für die USA typische Kostendenken im Vordergrund steht.

»[…] training is usually the first place that they get in touch 
with budget when finance gets up. That’s the thing. I’ve been 
here for six years and this is the first year that we are conside-
ring a true intern.« (Unternehmen U3)

Folglich bietet die Mehrzahl der Niederlassungen wenig 
strukturierte und nicht zertifizierte On-the-job-Trainings 
an, die sich singulär an engen tätigkeitsbezogenen Anfor-
derungen des Unternehmens orientieren. Damit entspricht 
das Qualifizierungsverhalten der deutschen Tochterunter-
nehmen den Qualifizierungspraktiken der USA (vgl. Ler-
man 2013).

Vergleich der Befunde

Aufgrund der begrenzten Stichprobe erhebt die Studie 
keinen Anspruch auf Verallgemeinerung. Auf Basis der 
Befunde lassen sich jedoch Tendenzen hinsichtlich des 
Qualifizierungsverhaltens der deutschen Unternehmen im 
Ausland ermitteln.
Besonders auffallend ist in diesem Kontext die in beiden 
Ländern attestierte klare Trennung von Theorie und Praxis 
und somit auch die Trennung von beruflichen Schulen so-
wie Unternehmen. In beiden Ländern agieren die berufli-
chen Schulen bzw. Bildungsträger weitgehend unabhängig 
von den Unternehmen und vermitteln eher theoriebasierte 
Inhalte. 
In den USA wird die Berufsbildung überwiegend in den 
Community Colleges durchgeführt. Allerdings bieten die-
se Einrichtungen diverse, auch akademisch orientierte, 
Bildungsgänge theoriefokussiert an. Die intensive Vernet-
zung mit Unternehmen und die praxisnahe Erstausbildung 
von Jugendlichen standen dabei bisher nicht im Vorder-
grund (Schmidtke 2012). 
Im Gegensatz dazu deuten die Befunde aus China verein-
zelt auf die Integration von Elementen deutscher dualer 
Ausbildung hin. Einige der befragten Unternehmen koope-
rieren mit regionalen Berufsschulen. Der schulische Lehr-
plan wird um unternehmensspezifisches Wissen ergänzt, 
und im dritten Ausbildungsjahr erhalten die Auszubilden-
den eine praktische Ausbildung im Unternehmen.
Die Kooperation zwischen deutschen Unternehmen und 
chinesischen Berufsschulen geht einher mit den Bestre-
bungen der chinesischen Regierung, der theorielastigen 
Struktur der Ausbildung entgegenzuwirken und die Un-
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ternehmen an der Berufsbildung zu beteiligen. In diesem 
Rahmen wurde zum Beispiel auch die deutsch-chinesische 
Allianz für Berufsbildung gegründet.3 Aufgrund des politi-
schen Diskurses stehen die Berufsschulen einer Koopera-
tion mit den Unternehmen zunehmend positiv gegenüber.

Insgesamt orientieren sich die Qualifizierungspraktiken 
stark an den Gepflogenheiten des Gastgeberlands. Keines 
der befragten Unternehmen zeigt ein Qualifizierungsver-
halten, das dem deutschen Ausbildungssystem ähnelt. Da-
raus folgt, dass die deutschen Niederlassungen hinsichtlich 
ihrer Qualifizierungsstrategie in den beiden Ländern die 
oben genannte dritte Strategie verfolgen. Die Befunde aus 
China zeigen des Weiteren Tendenzen der ersten Strategie.
Die Dominanz der dritten Strategie wird erklärbar durch 
die sich stark von Deutschland unterscheidenden landes-
typischen Bildungs-, Beschäftigungs- und Produktionssys-
teme (vgl. Einzelbefunde oben). Vor diesem Hintergrund 
müssen sich die deutschen Unternehmen vor Ort an die Be-
dingungen des Gastgeberlands anpassen; denn die Orien-
tierung an einer Qualifizierungsstrategie, welche nicht der 
Systemlogik des Gastgeberlands entspricht, kann Wettbe-
werbsnachteile wie etwa zu hohen Koordinationsaufwand 
oder verlorene Bildungsinvestitionen für die Unternehmen 
bedeuten (vgl. Busemeyer 2013).

Konsequenzen für die Qualifikationspraktiken 
deutscher Unternehmen im Ausland

Für deutsche Unternehmen im Ausland verdeutlichen die-
se Befunde eine gewisse Dilemmasituation. Da deutsche 
Qualitätsprodukte regelmäßig ein anspruchsvolles Pro-
duktionsregime erfordern, ist die Qualifizierung von Fach-
kräften oftmals unumgänglich, um im Gastland angemes-
sen sowie erfolgreich produzieren zu können. Idealtypisch 
lassen sich dabei die drei oben genannten Lösungsalterna-
tiven differenzieren.
Wie bereits angeführt, ist es Großkonzernen im Ausland 
teilweise möglich, eigenständige Ausbildungsgänge zu 
implementieren. Allerdings handelt es sich bei diesen An-
sätzen oftmals um Insellösungen, die abgeschottet vom 
heimischen Bildungs- und Beschäftigungssystem sind. 
Alternativ bieten sich für größere Unternehmen Koope-
rationen mit lokalen Bildungsanbietern an. Es können 
Elemente einer regional adaptierten Berufsausbildung 
übernommen werden, wie es in China teilweise bereits re-
alisiert wird. Eine weitere Alternative, insbesondere auch 
für kleinere Betriebseinheiten, ist die Verbundausbildung 
der ansässigen deutschen Unternehmen vor Ort. So stel-
len z.B. das Projekt »Sino-German Automotive Vocational 

Education« in China (vgl. Horch/Guo/Klavs 2014), die 
»Skills Initiative« der deutschen Botschaft in den USA (vgl. 
EFRG 2013) oder »Apprenticeship 2000 Programme« (vgl. 
Aring 2014) wegweisende Ansätze dar, die auch für je-

sweils inländische Akteure offenstehen.
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Dem dualen Studium wird das Potenzial zugesprochen, eine wichtige Rolle 

bei der Kompetenzentwicklung für Berufe des 21. Jahrhunderts zu spielen. 

Bislang sind duale Studiengänge vor allem ein deutsches Phänomen. Derzeit 

trifft dieses Studienmodell jedoch vermehrt auf das Interesse von ausländi-

schen Bildungsakteuren, die gezielt nach Modellen zur besseren Verknüpfung 

akademischer und berufspraxisbezogener Lernerfahrungen suchen. Anhand 

der Länder Frankreich und Brasilien werden allgemeine Bedingungen für 

einen erfolgreichen Transfer dieses Studienmodells und Möglichkeiten der 

binationalen Kooperation analysiert.

Duale Studiengänge im globalen Kontext

Fragen des Transfers deutscher dualer Bildungskonzepte 
rücken wieder verstärkt in den Vordergrund internationa-
ler Bildungsdebatten. Zwei jüngere Entwicklungen sind da-
für ausschlaggebend: zum einen die wirtschaftliche Stärke 
Deutschlands, die sich derzeit trotz globaler Finanzkrise 
robust zeigt, insbesondere auch in Hinblick auf niedrige 
Jugendarbeitslosenzahlen. Dualen Berufsbildungskonzep- 
ten wird in diesem Zusammenhang ein wesentlicher An-
teil am Erfolg zugesprochen. Zum anderen gibt es mit den 
dualen Studiengängen ein stark expandierendes Angebot 
der höheren Berufsbildung an der Schnittstelle von beruf-
licher Erstausbildung und Hochschulausbildung. In die-
ser innovativen Hybridform wird das Potenzial gesehen, 
entscheidend die Kompetenzentwicklung für Berufe des  
21. Jahrhunderts zu fördern. Bislang sind duale Studien-
gänge allerdings noch ein vornehmlich deutsches Phäno-
men, auch wenn in Ländern wie der Schweiz und Öster-
reich ebenfalls hybride Verknüpfungen von Berufs- und 
Hochschulbildung etabliert wurden (vgl. Graf 2013).
Duale Studiengänge verbinden Elemente des Berufsbil-
dungs- und des Hochschulsystems – z.B. bezüglich Cur-

ricula, Lehrpersonal oder Finanzierung – und verknüpfen 
dabei die Lernorte Betrieb und Hochschule bzw. Berufs-
akademie. Sogenannte ausbildungsintegrierende duale Stu-
diengänge – die in manchen Fällen eine Berufsschule mit 
einbinden – werden in der Regel mit einem anerkannten 
Berufsabschluss aus dem Berufsbildungssystem sowie ei-
nem Bachelor abgeschlossen (z.B. Krone/Mill 2014).
Neben diesem ursprünglichen Typ des dualen Studiums 
existieren praxisintegrierende, berufsintegrierende und be-
rufsbegleitende duale Studiengänge (zum Überblick über 
duale Studiengänge in Deutschland vgl. das Internetportal 
AusbildungPlus2). Diese verknüpfen ebenfalls systematisch 
Theorie- und Praxisphasen, führen mit dem Bachelor aber 
lediglich zu einem Abschluss (vgl. Mucke 2003). Die aus-
bildungs- und insbesondere die praxisintegrierenden dua-
len Studiengänge – und damit die mit Abstand am meisten 
frequentierten Typen dualer Studiengänge – stehen im Vor-
dergrund unserer Analyse. 
Was sind notwendige und hinreichende Bedingungen für 
den Transfer dieses Studienmodells? Kontextuelle Ge-
lingensbedingungen (vgl. Solga u.a. 2013) beziehen
sich beispielsweise auf die institutionelle Verfasstheit des 
Ausbildungs- und Hochschulsystems sowie der Unterneh-

 

 

1 Die Autorin und Autoren danken Johann Fortwengel für wichtige 

inhaltliche Anregungen zum Artikel.

2 www.ausbildungplus.de/html/88.php (Stand: 13.10.2014)
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mensstruktur vor Ort. Unter Transfer werden in diesem 
Zusammenhang sowohl die grenzüberschreitende Über-
tragung des dualen Studienprinzips, z.B. mittels selektiver 
Adaption, wie auch Internationalisierungsprozesse, etwa 
in Form bilateraler Austauschprogramme, verstanden. 
Verglichen wird Brasilien als aufstrebendes BRIC-Land mit 
Frankreich als einem europäischen Kern- und Nachbarland. 
Die unterschiedlich gelagerten Länderbeispiele erlauben 
Rückschlüsse auf die Machbarkeit eines Transfers dualer 
Studiengänge in andere Länder (vgl. Graf u.a. i.E.). 
Der Beitrag basiert auf einer vom Deutschen Akademi-
schen Austauschdienst (DAAD) in Auftrag gegebenen Stu-
die (vgl. Kasten).

Brasilien: Transfer durch selektive Adaption

In Brasilien ist der private Hochschulsektor (mit einem An-
teil von 73 % der eingeschriebenen Studierenden) deutlich 
größer als der öffentliche (vgl. Salto 2014, S. 21). Zu den 
öffentlichen und gebührenfreien Hochschulinstitutionen 
zählen neben den traditionellen Volluniversitäten auch 
38 Institutos Federais de Educação, Ciência e Tecnologia 
(Bundesinstitute für Bildung, Wissenschaft und Technolo-
gie), die vor einigen Jahren auf Betreiben der Regierung 
eingerichtet wurden und praxisnahe berufsorientierte 
Hochschulabschlüsse auf dem Niveau des Bachelor oder 
kürzere short-cycle Programme anbieten. Die Institutos 
Federais sind am ehesten mit den deutschen Fachhoch-
schulen zu vergleichen, auch wenn ihr Niveau – trotz vo-
ranschreitender Akademisierung – noch etwas niedriger 
einzuschätzen ist (Interview BR1). Dennoch bieten sie 
einen guten Anknüpfungspunkt für Pilotversuche zum du-
alen Studium, auch da der neue nationale Bildungsplan 
(Plano Nacional de Educação 2014–2024) eine Expansion 

des Studienangebots dieser praxisnahen Institute vorsieht. 
Insgesamt gibt es in Lateinamerika eine relativ geringe 
Wertschätzung für manuell-technische Arbeit (Interview 
BR1), wobei sich dies in Brasilien im Zuge des Fachkräf-
temangels für Techniker/-innen sowie Ingenieurinnen und 
Ingenieure zu ändern scheint (vgl. iMove 2010). Zudem 
ist die Kommunikationskultur zwischen Hochschulen und 
Unternehmen noch nicht sehr ausgeprägt (Interview BR1). 
Ein weiteres grundsätzliches Problem hinsichtlich der eher 
mangelhaften Ausbildungsbereitschaft brasilianischer Fir-
men scheint die relativ hohe Fluktuation auf dem Arbeits-
markt zu sein; eine Folge des rapiden Wirtschaftswachs-
tums und der sehr guten Arbeitsmarktlage für qualifizierte 
Fachkräfte (Interview BR3). 
Einer Einführung dualer Studiengänge kommt wiederum 
entgegen, dass es für brasilianische Studierende sehr häu-
fig zum Alltag gehört, neben dem Studium zu arbeiten, um 
den Lebensunterhalt zu finanzieren. Eine verstärkte Ko-
operation zwischen Hochschulen und Firmen im Rahmen 
entlohnter dualer Studiengänge könnte zur finanziellen 
Entlastung führen, was besonders für Studierende aus 
einkommensschwächeren Familien wichtig sein könnte 
(Interview BR1; vgl. iMove 2010, S. 20). Gerade das Mas-
terstudium wird häufig berufsbegleitend absolviert, wobei 
die Firmen ihren Beschäftigten hinsichtlich der zusätzli-
chen Belastung in manchen Fällen mit flexibleren Arbeits-
zeitkonzepten entgegenkommen (Interview BR1). Es fehlt 
im Rahmen dieser Master-Studiengänge allerdings meis-
tens noch die curriculare Verbindung der beiden Erfah-
rungswelten, wie sie in den dualen Studiengängen erfolgt. 

Aufgrund der fehlenden Tradition entlohnter Berufsaus-
bildung und der geringen Wertschätzung für praxisnahe 
Studienformate wäre zunächst eine Kooperation vor allem 
mit den lokal ansässigen deutschen Firmen denkbar – auch 
da international agierende Firmen als attraktive Arbeit-
geber wahrgenommen werden (Interview LA2). Der vor-
herrschende Mangel an Ingenieurinnen und Ingenieuren 
und der gute Ruf Deutschlands im Bereich der Ingenieurs- 
ausbildung lassen dieses Studienfeld dabei als besonders 
aussichtsreich erscheinen. Bedingung für das (nachhalti-
ge) Gelingen eines solchen Transfers wäre allerdings eine 
Diffusion des dualen Studienprinzips – und damit dessen 
verstärkte Wertschätzung innerhalb des brasilianischen 
Ausbildungssystems – über solche deutsch-brasilianischen 
Pilotprojekte hinaus. 
Für die Umsetzung des deutschen Modells dualer Studien- 
gänge sind zudem Partnerschaften zwischen deutschen 
und brasilianischen Hochschulen vorteilhaft, da ohne lo-
kale Beteiligung die formelle Zulassung und Akkreditie-
rung dualer Studiengänge kompliziert und zeitaufwendig 
ist (Interview BR3) oder gar als Konkurrenz aufgefasst 
werden könnte (vgl. Mosch 2009, S. 15). Das BIBB, der 
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Die DAAD-Studie

Zentrales Anliegen der DAAD-Studie (vgl. Graf u.a.i.E.). ist  
es, plausible Szenarien für den Transfer des dualen Studiums 
nach Brasilien, Frankreich, Katar, Mexiko und in die USA 
aufzuzeigen. Dafür wurden 27 Interviews mit Vertreterinnen 
und Vertretern aus dem Berufsbildungs- und Hochschulbe-
reich sowie (Vorreiter-)Firmen in Deutschland (insgesamt  
10 Interviews) und den Untersuchungsländern (insgesamt  
17 Interviews) durchgeführt. Gleichzeitig wurden thematisch 
relevante Arbeiten, insbesondere Studien zum Transfer des 
klassischen dualen Ausbildungssystems der Sekundarstufe 
(vgl. Euler 2013; Fortwengel 2014), auf übertragbare 
Erkenntnisse für den Transfer des dualen Studiums überprüft. 
Die mittels einer theoriegeleiteten qualitativen Inhalts- 
analyse ausgewerteten Interviewdaten können hier aus 
Platzgründen nicht systematisch dargestellt werden. Dennoch 
wird im Folgenden auf einzelne Interviews verwiesen, die 
jeweils durch ein Kürzel (»BR« für Brasilien, »FR« für Frank-
reich, »LA« für Lateinamerika) gekennzeichnet sind.
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DAAD oder auch Auslandsvertretungen der deutschen Ar-
beitgeberverbände könnten gemeinsam mit interessierten 
lokalen Kooperationspartnern wie dem nationalen Aus-
bildungsdienst für die Industrielehre (Serviço Nacional 
de Aprendizagem Industrial) die notwendigen Kontakte 
zwischen Hochschulen und Firmen herstellen. Insgesamt 
erscheint eine Intensivierung der bildungspolitischen Ver-
netzung zwischen den beiden Ländern beidseitig gewollt 
und aussichtsreich.

Frankreich: Kooperation durch institutionalisier-
ten Austausch

Das französische Bildungssystem zeichnet sich durch eine 
starke theoretisch-allgemeinbildende Ausrichtung der Bil-
dungsgänge aus. So ist das französische Berufsbildungssys-
tem traditionell viel stärker schulbasiert als das deutsche 
(vgl. Bernhard 2014). Allerdings ist eine Annäherung 
des französischen an das deutsche Berufsbildungssystem 
zu beobachten, z.B. eine stärkere Einbeziehung der Wirt-
schaft in die Koordination beruflicher Ausbildungsgänge 
im Sekundär- und Tertiärbereich (vgl. Powell u.a. 2012).
Durch das Loi Séguin aus dem Jahr 19873 kann in Frankreich 
quasi jeder beruflich orientierte Studiengang in Alternan-
ce – also in Verbindung mit hochschulischen und betriebli-
chen Lernorten – absolviert werden. Diese alternierenden 
Studienformen wurden kontinuierlich von der Regierung 
gefördert und beworben, da sie durch den Kontakt mit 
der Arbeitswelt als vorteilhaft für den Übergang in den 
Arbeitsmarkt angesehen werden (vgl. Bernhard 2014).
Insgesamt sind die Studierendenzahlen in Alternance in 
den letzten Jahren stark angestiegen, insbesondere in den 
beruflich orientierten zweijährigen Kurzstudiengängen an 
den sections de technicien supérieur (STS) und den instituts 
universitaire de technologie (IUT) (vgl. Abriac/Rathelot/
Sanchez 2009; DEPP 2013, S. 155). An den STS werden 
die Studierenden in den Gymnasien des Sekundarbereichs 
unterrichtet, der Abschluss gilt jedoch trotzdem als ein ter-
tiärer. Die IUTs sind an Universitäten angegliedert.
Da in Frankreich bereits diverse Organisationsformen be-
stehen, die ähnliche Funktionen wie das duale Studium 
erfüllen, ist ein Transfer im Sinne einer Gründung einer 
neuen Organisationsform nach deutschem Vorbild nicht 
naheliegend. Zudem wäre eine Verbindung von berufli-
cher Bildung des Sekundarbereichs mit einem Hochschul-
studium wie in Deutschland im Fall der ausbildungsinte-
grierenden dualen Studiengänge in Frankreich weniger 
gut umsetzbar, da die Berufsbildung auf Sekundarniveau 
stark stigmatisiert ist (Interview FR2, FR3; vgl. Powell 
u.a. 2012). Dieses Stigma haftet der beruflichen Bildung 
im französischen Tertiärsystem nicht an, was an der Vor-
selektion der Studierenden, den Studienbedingungen, den 
Übergangsmöglichkeiten nach dem Studium in den Ar-

 

beitsmarkt und den anschließenden Weiterbildungsmög-
lichkeiten liegt (vgl. Bernhard 2014). 
Anstelle von konkreten Transferbemühungen besteht des-
halb mehr Potenzial im Ausbau von Kooperationen zwi-
schen deutschen Organisationen, die duale Studiengänge 
anbieten, und französischen Hochschulen mit existieren-
den berufsorientierten Studienprogrammen. Neben fest 
institutionalisierten Bildungskooperationen zwischen den 
beiden Nachbarländern wie etwa im Fall der deutsch-fran-
zösischen Hochschule (DFH) gibt es auch schon Koope-
rationen zwischen einzelnen deutschen Anbietern dualer 
Studiengänge und französischen Bildungsorganisationen. 
Ein Beispiel ist das Kooperationsprogramm »Binational 
und dual studieren« zwischen der Dualen Hochschule 
Baden-Württemberg und der französischen Region des 
Elsass.4 In diesem Programm findet eine Verbindung von 
theoretischen Phasen an einer französischen oder deut-
schen dual unterrichtenden Bildungsorganisation mit Pra-
xisphasen in Unternehmen des jeweiligen anderen Landes 
statt. Der Abschluss wird von der nationalen Bildungsein-
richtung in Frankreich oder Deutschland verliehen. Moti-
vation für dieses EU-geförderte Programm sind aktuelle 
und zukünftige Herausforderungen wie der prognostizier-
te Fachkräftemangel in Deutschland, regional schlechtere 
Berufsperspektiven bzw. Arbeitslosigkeit von jungen Stu-
dierenden in Frankreich sowie die Förderung überregiona-
ler wirtschaftlicher Zusammenarbeit.
Dieses Beispiel illustriert, dass im Feld des praxisorientier-
ten Studiums bereits relevante Kooperationen zwischen 
Deutschland und Frankreich bestehen und funktionieren. 
Insofern dient Frankreich als Länderbeispiel, das aufzeigt, 
wie konkrete Kooperationsformen aussehen könnten, etwa 
durch transnationale bzw. grenzüberschreitende regiona-
le Partnerschaften.

Gelingensbedingungen für den Transfer des  
dualen Studiums

Die Rahmenbedingungen der Berufs- und Hochschulbil-
dung in Brasilien und Frankreich unterscheiden sich von 
denen in Deutschland. Gleichzeitig bieten beide Länder 
spezifische Gelingensbedingungen für Transfer- bzw. Ko-
operationsbestrebungen. In beiden Fällen scheint es weder 
sinnvoll noch aussichtsreich, deutsche duale Studiengänge 
als Ganzes zu transferieren. Duale Studienformate müssen 
an lokale Kontextbedingungen angepasst werden. In der 
DAAD-Studie konnten mehrere Faktoren bestimmt werden, 

3 Loi Séguin (1987): Loi n° 87–423 du 19 juin 1987 relative à la durée et 

à l‘aménagement du temps de travail (1), www.legifrance.gouv.fr/

affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000000508809 (Stand: 30.09.2014).

4 Vgl. beispielsweise www.dhbw.de/die-dhbw/studieren-an-der-dhbw/

binational-studieren.html (Stand: 30.09.2014).

www.dhbw.de/die-dhbw/studieren-an-der-dhbw/binational-studieren.html
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die für die Institutionalisierung von dualen Studienele-
menten in anderen Ländern besonders relevant sind. In 
diesen Faktoren spiegelt sich dabei auch der jeweilige Grad 
der Differenz zum deutschen Modell wider. 

Welche Art und Qualität des binationalen Austausches 

existieren bereits? Bestehende Beziehungen zwischen 
Ländern bieten institutionalisierte Anknüpfungspunkte, 
die den Transfer oder die erweiterte Kooperation erleich-
tern können. Organisationen wie das BIBB oder der DAAD, 
die die transnationale Bildungszusammenarbeit fördern, 
spielen eine wichtige Rolle. Der schon bestehende Aus-
tausch – zum Beispiel über Kontakte zwischen deutschen 
und französischen Hochschulen und Unternehmen – kann 
systematisch zur Unterstützung der Internationalisierung 
des dualen Studiums genutzt werden. 

Fördert die bildungspolitische Governancestruktur Trans- 

ferinitiativen? Transferprozesse hängen wesentlich von 
bildungspolitischer Steuerung ab. Ein stark zentralisiertes 
Hochschulsystem wie in Frankreich kann vorteilhaft sein, 
um landesweite Standards für berufsorientierte Studien-
gänge zu definieren. Gleichzeitig bremst es möglicherwei-
se das Engagement lokaler oder regionaler Firmen- und 
Hochschulakteure, sich bei der Gestaltung innovativer Bil-
dungsformate einzubringen. 

Gibt es im Zielland bereits ein Verständnis für duale Bil-

dungsmodelle? Eine Wertschätzung für die didaktische 
Kombination von Theorie und Praxis in der Vorbereitung 
auf Beruf und Arbeitsmarkt begünstigt den erfolgreichen 
Transfer. In Frankreich ist eine duale Logik schon in Form 
der Alternance vorhanden. In Brasilien müsste ein solches 
Verständnis für duale Bildungsmodelle im Hochschulbe-
reich zunächst aufgebaut werden.

Sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Ziel-

land förderlich? Ohne die lokale Unterstützung von Fir-
men ist die Etablierung dualer Studiengänge nicht mög-
lich. Allgemein scheint es Erfolg versprechend, Firmen 
auf das Potenzial dualer Studienmodelle hinzuweisen, um 
mittelfristig die Rekrutierung qualifizierter Fachkräfte zu 
sichern. Dies ist besonders in Ländern mit noch schwach 
ausgeprägten Kooperationsstrukturen zwischen Hoch-
schulen und Unternehmen (wie etwa in Brasilien) wichtig. 
Zentrales Argument ist hier, dass duale Studiengänge dazu 
beitragen, die Hochschulbildung stärker mit dem loka-
len Arbeitsmarkt zu verknüpfen, was die Vermittlung von 
Nachwuchskräften erleichtert. 

Gibt es im Zielland deutsche Firmen, die an Kooperatio-

nen interessiert sind? Unabhängig von den jeweiligen na-
tionalen Unterschieden ist die Zusammenarbeit mit deut-

schen Firmen vielversprechend, wenn diese im Ausland 
präsent und mit dualen Ausbildungsmodellen vertraut 
sind – etwa in wirtschaftlichen Ballungsregionen wie São 
Paulo. Deutsche Firmen können in Pilotprojekten auf Tra-
ditionen des deutschen Korporatismus und der Berufsbil-
dung zurückgreifen, um hochqualifizierte Mitarbeiter/-in-
nen zu fördern.
Zentrale Gelingensbedingungen für den Transfer des dua-
len Studiums sind zum einen das grundsätzliche Interesse 
aller politischen Entscheidungsträger und der relevanten 
Stakeholder sowie zum anderen deren Wertschätzung für 
praxisorientierte Ausbildungsformate im Hochschulbe-
reich. Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, müssen selbst 
innovative und engagierte Firmen und Hochschulanbieter 
große Hürden bewältigen, um duale Studiengänge bottom 
up durch lokale Initiativen einzuführen. Allerdings be-
steht noch bedeutender Informationsbedarf hinsichtlich 
der konkreten Umsetzung entsprechender transnationaler 
Projekte und in diesem Zusammenhang auch der Wunsch 
nach einer besseren Vernetzung der Akteure, um so auch 
im Ausland die für das duale Studium notwendigen Koope-
rationen und Synergieeffekte erzeugen zu können. 
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RUPERT SCHREINER
Prof., Dr. rer. nat., Dipl.-Phys., Fakultät Allge-
meinwissenschaften & Mikrosystemtechnik, 
Ostbayerische Technische Hochschule Regensburg

GUDRUN SEEBAUER
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Der Masterstudiengang Electrical and Microsystems En-

gineering an der Ostbayerischen Technischen Hochschule 

Regensburg kann in Vollzeit, Teilzeit oder dual studiert 

werden. Praxisphasen waren von Beginn an wichtiger 

Bestandteil dieses Studiengangs. Im Projekt Jambadua 

wurde nun in Kooperation mit der Universiti Tunku Ab-

dul Rahman und deutschen Unternehmen in der Region 

Penang in Malaysia ein dual internationales Studien-

modell konzipiert. Hintergründe der Kooperation und 

die Entwicklung des Studienmodells werden im Beitrag 

beschrieben.

Anlass der Kooperation

Malaysia und insbesondere der Wirtschaftsraum Penang 
sind für die bayerische Halbleiterindustrie als Produk-
tions- und Entwicklungsstandort von enormer Bedeutung. 
Die in Regensburg ansässigen Großunternehmen Infineon, 
Osram und Continental betreiben in der Umgebung von 
Penang seit Jahren erfolgreich Fertigungsstandorte. Durch 
die Zusammenarbeit bayerischer Entwicklungsstandorte 
der Halbleiterindustrie mit den Fertigungsstandorten in 
Malaysia besteht ein zunehmender Bedarf an hochqua-
lifizierten Ingenieurinnen und Ingenieuren, die sich im 
internationalen Umfeld bewegen können. Insofern bieten 
sich zwischen Regensburg und der Region Penang neben 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit auch neue Chancen 
der Bildungskooperation – insbesondere zwischen Hoch-
schule und Industrie. Auch im Hinblick auf den kulturellen 
Sektor gibt es vielfältige Anknüpfungspunkte. Beide Städte 
besitzen – mit der Steinernen Brücke in Regensburg und 
der modernen Penang Bridge (malaiisch: Jambatan Pulau 
Pinang) – einzigartige Zeugnisse der Baukunst. Die Hoch-

schulkooperation mit Malaysia (»Jambadua«, die »duale 
Brücke«) soll die beiden Regionen nun auch in der Ausbil-
dung von Nachwuchskräften zusammenbringen.
Die Ostbayerische Technische Hochschule (OTH) Regens-
burg (vormals Hochschule Regensburg) bietet seit über  
20 Jahren den Studiengang Mikrosystemtechnik an, der 
auf die Anforderungen dieses Industriezweigs ausgerichtet 
ist. 2003 wurde das bayernweit einzigartige Reinraumla-
bor an der OTH Regensburg in Betrieb genommen. Damit 
wurde es möglich, die in der Halbleiterindustrie ange-
wandten Methoden und Technologien bereits im Studium 
praxisnah zu vermitteln. Dieses Alleinstellungsmerkmal 
der OTH Regensburg war für die Kooperation mit der Part-
neruniversität in Malaysia und den Unternehmen Infineon 
und Osram von wesentlicher Bedeutung.
Seit 2002 bietet die OTH einen auf den technischen Ba-
chelorabschlüssen aufbauenden interdisziplinären Mas-
terstudiengang Electrical and Microsystems Engineering 
(MEM) an. Dieser Studiengang bildete den Ausgangspunkt 
für die internationale Zusammenarbeit mit Malaysia. Der 
Studiengang legt einen starken Fokus auf Sensorik, Elek-
tronik und Optoelektronik, da Fachkenntnisse in diesen 
Bereichen auf dem Arbeitsmarkt in der Region Regensburg 
besonders nachgefragt sind. Die praxisnahe technologi-
sche Ausbildung macht diesen Studiengang für die Univer-
siti Tunku Abdul Rahman (UTAR) in Malaysia interessant, 
denn an diesem Standort werden die gleichen Fertigkeiten 
gefordert wie in Regensburg. Insbesondere die Möglichkeit 
des berufsbegleitenden Studiums, das derzeit von ca. ei-
nem Drittel aller Studierenden dieses Masterstudiengangs 
genutzt wird, ist für die UTAR von großem Interesse. 
Vor diesem Hintergrund wurde das international ausge-
richtete »duale Masterstudium« entwickelt. Studierende 
haben die Möglichkeit, einen »Doppelabschluss« zu erwer-
ben, der sowohl von der OTH Regensburg als auch von der 
Partnerhochschule vergeben wird. 
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Studienmodelle und Zusammenarbeit mit  
Partnerfirmen und der Universität in Malaysia

Der Masterstudiengang MEM wird als interdisziplinärer 
Masterstudiengang gemeinsam von den beiden Fakultäten 
Elektro- und Informationstechnik sowie Allgemeinwissen-
schaften und Mikrosystemtechnik der OTH Regensburg 
angeboten. Das Studium vermittelt spezifische fachliche 
Kompetenzen in Elektrotechnik, Optoelektronik und Mi- 
krosystemtechnik und bereitet darüber hinaus die Studie-
renden auf eine Tätigkeit im internationalen Kontext vor. 
Die fakultätsübergreifende Zusammenarbeit und der mo-
dulare Aufbau des Studiums ermöglichen vielfältige Wahl-
möglichkeiten und Spezialisierungen. 
Neben dem dreisemestrigen Vollzeitstudium war es von 
Anfang an möglich, den Studiengang berufsbegleitend in 
Teilzeit in sechs Semestern zu absolvieren. Auf dieser Basis 
wurde nun ein duales und dual internationales Studien- 
modell (Projekt Jambadua) entwickelt, um Theorie und 
Praxis auch im Rahmen der internationalen Kooperation 
noch besser miteinander zu verbinden (vgl. Abb.). 
Das duale Studienmodell fördert die praxisnahe Ausbildung 
mit Unternehmen in Deutschland und sieht nach zwei 
Vollzeitsemestern an der OTH Regensburg ein studienbe-
gleitendes Praxissemester und die Masterarbeit in einem 
Industriebetrieb in Deutschland vor. Optional kann auch 
eines der beiden Hochschulsemester an der UTAR in Ma-
laysia absolviert werden.
Das dual internationale Studienmodell wird in den ersten 
beiden Semestern in Vollzeit an der OTH Regensburg (op-
tional ein Semester an der UTAR in Malaysia) studiert. Die 
Praxisphasen und die Masterarbeit werden studienbeglei-
tend im dritten und vierten Semester in einem Industriebe-
trieb in Malaysia durchgeführt. 
Studierende, die sich für die Option entscheiden, ein integ-
riertes theoretisches Studiensemester an der Partnerhoch-

schule UTAR in Malaysia zu absolvieren, erhalten einen 
Doppelabschluss. 
Durch die Kombination aus der Vermittlung von Fachkom-
petenz und Praxisorientierung sowie durch Veranstaltun-
gen in englischer Sprache sind die Studierenden für die 
Herausforderungen eines beruflichen Umfelds gewappnet, 
in dem die Globalisierung der Märkte sowie eine internati-
onale Arbeitsteilung und Zusammenarbeit eine immer grö-
ßere Rolle spielen. Daher wurde das Projekt Jambadua im 
Jahr 2012 auch durch das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst ausgezeichnet. 
Ein Wechsel aus dem regulären Studienmodell in das duale 
bzw. dual internationale Studienmodell ist innerhalb eines 
Jahres bei Vorlage eines Vertrags mit dem kooperierenden 
Unternehmen möglich. Industriepartner der OTH Regens-
burg sind die in Regensburg ansässigen Unternehmen Infi-
neon, Continental und Osram, die auch in Malaysia jeweils 
einen oder mehrere Standorte betreiben. Ebenfalls besteht 
neben dem Kooperationsvertrag mit der UTAR ein Koope-
rationsvertag mit der renommierten Universiti Sains Ma-
laysia (USM). Weitere Kooperationen mit Unternehmen 
und Hochschulen sind in Planung. 
MEM ist der erste technische Studiengang an der OTH Re-
gensburg, der sowohl in deutscher als auch in englischer 
Sprache studiert werden kann. Der Studiengang ist akkre-
ditiert und eröffnet den Zugang zu einer Promotion oder 
zum höheren öffentlichen Dienst genauso wie zu einer 
Karriere in der Industrie. Der Studiengang steht Bachelor-
absolventinnen und -absolventen aller technisch-naturwis-
senschaftlichen Fachrichtungen offen. s

Weitere Informationen

www.oth-regensburg.de/en/faculties/general-sciences-and-microsys
tems-technology/courses/master-electrical-and-microsystems- 
engineering.html

Abbildung 

Studienmodelle Master »Electrical and Microsystems Engineering« 

www.oth-regensburg.de/en/faculties/general-sciences-and-microsystems-technology/courses/master-electrical-and-microsystems-engineering.html
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Interregionale Berufsausbildungskooperationen –  
eine Strategie zur Implementierung einer  
praxisorientierten Berufsausbildung in Griechenland?
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Regionale Berufsausbildungskooperationen könnten einen Beitrag leisten, 

europäische Ausbildungssysteme praxisorientierter zu gestalten. Der Fokus 

liegt dabei nicht auf dem Export des dualen Berufsausbildungssystems, son-

dern auf der Zusammenarbeit zwischen regionalen Akteuren bei der Entwick-

lung umsetzbarer Modelle. Welche Potenziale eine solche Kooperation bein-

haltet, um die berufliche Ausbildung arbeitsmarktnah zu gestalten, wurde im 

Rahmen einer Machbarkeitsstudie für die Tourismusbranche in zwei griechi-

schen Regionen (Kavala und Drama) in Ostmakedonien/Thrakien untersucht. 

Die Ergebnisse werden im Beitrag vorgestellt. 

Veränderte rechtliche Rahmenbedingungen – 
Chancen für eine praxisorientierte Ausbildung 

Das neue griechische Bildungsgesetz vom 17.09.20131 
schafft die rechtliche Grundlage dafür, die bislang haupt-
sächlich schulische Berufsausbildung durch Ausbildungs-
bestandteile in Unternehmen zu ergänzen. Ziel ist die en-
gere Anbindung der Berufsausbildung an die Arbeitswelt. 
Zwar waren im zuvor gültigen Bildungsgesetz auch prak-
tische Ausbildungsphasen vorgesehen (kürzere Praktika), 
jedoch nicht in dem jetzt vorgesehenen Umfang von einem 
Jahr (Praxisjahr). Die in der Berufsschule erworbenen 
Kompetenzen sollen im Praxisjahr angewendet und ver-
tieft werden. Für den Betrieb wird sich der Ausbildungs-
aufwand dadurch eher lohnen, da die Auszubildenden län-
ger im Betrieb mitarbeiten. 
In Griechenland besteht wie auch in Deutschland eine 
neunjährige Schulpflicht. Nach sechs Jahren Grundschul-
zeit (Primarbereich) besuchen die Schüler/-innen das 
dreijährige allgemeinbildende Gymnasium (Sekundarbe-
reich I) (vgl. CEDEFOP 2014). Im Anschluss daran stehen 
den Jugendlichen in der Regel drei Bildungswege offen 
und zwar 

der Besuch des dreijährigen allgemeinen Lyzeums (Ge-
niko Lykeio), der zu einem Studium an einer Universität 
oder Fachhochschule befähigt und berechtigt (formale 
Bildung),
der Besuch des dreijährigen beruflichen Lyzeums 
(EPA.L.)2, der entweder nach einer zwölfmonatigen  

Praxisphase Zugang zu einer Fachhochschule/Univer-
sität bietet (formale Bildung) oder den direkten Über-
gang in den Arbeitsmarkt oder an ein weiterführendes 
Berufsausbildungsinstitut (I.E.K.) (nicht-formale Bil-
dung) ermöglicht, 
der Besuch der zweijährigen Berufsschule (S.E.K) – ehe-
mals EPA.S (nicht-formale Bildung) mit anschließen-
dem Praxisjahr, der sowohl den direkten Zugang zum 
Arbeitsmarkt oder eine Weiterbildung/Vertiefung im 
Ausbildungsberuf in den Berufsausbildungsinstituten 
(I.E.K) ermöglicht (nicht-formale Bildung).

Die beiden berufsbildenden Bildungswege sind in der Ab-
bildung dargestellt.

Ziel der Machbarkeitsstudie

Angesichts eines hohen Bedarfs an qualifizierten Fachkräf-
ten in der Wachstumsbranche Tourismus (s.u.) wurden für 
die Machbarkeitsstudie (vgl. Kasten) Berufe aus der Bran-
che Tourismus und Hotellerie ausgewählt, die zukünftig in 
der neuen Berufsschule S.E.K ausgebildet werden. 
Ziel war es, die Bedingungen einer betriebsnahen Berufs-
ausbildung in Griechenland zu untersuchen und zu klären, 
inwieweit betriebliche Erstausbildungsstrukturen dort ge- 
meinsam mit deutschen Stakeholdern praxisnäher reali-
siert werden können. Im Kern ging es um dabei die Frage, 
wie das neue Praxisjahr im Betrieb gestaltet werden kann, 
denn hierzu enthält das neue Bildungsgesetz keine genauen 
Vorgaben. Insofern sind noch grundlegende Umsetzungs- 
arbeiten zu leisten. Einzelne Hürden konnten im Rahmen 
der Machbarkeitsstudie bereits identifiziert werden:

1 vgl. Gesetz Nr. 4186/2013; Amtsblatt der Republik Griechenland 2013.

2 Einzelne Berufe werden im beruflichen Lyzeum (EPA.L) ausgebildet und 

nicht in der Berufsschule.

1.

2.

3.
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• In der Branche gibt es viele Saisonbetriebe. Dies er-
schwert die Umsetzung des vorgesehenen Praxisjahres 
im Block oder macht sie beispielsweise für Saisonbetrie-
be z.T. unmöglich.

• Unternehmen haben wenig Erfahrung mit einer betrieb-
lichen Ausbildung; zudem fehlen Informationen zur 
Umsetzung der praktischen Ausbildung im Betrieb oder 
bei kleinen Unternehmen die Möglichkeiten, Jugendli-
che auszubilden. 

• Die in den Berufsschulen vermittelten Kompetenzen 
müssen erst noch mit den Anforderungen in Unterneh-
men abgestimmt werden.

• Unklare Finanzierungsregelungen für Unternehmen 
und Auszubildende während des praktischen Jahres er-
schweren die Umsetzung.

Bedarf an qualifizierten Fachkräften in den  
Regionen Kavala und Drama 

Griechenland gehört zu den führenden Reisezielen in Eu-
ropa. Es zieht jährlich knapp 18 Millionen ausländische 
Touristen an (Stand: 2013). Im Jahr 2013 erreichte die 
Branche ein Wachstum von 15,5 Prozent (vgl. UNWTO 
2014, S. 8) und kann als das Rückgrat der griechischen 
Wirtschaft gelten. 

Die Wirtschaft in der Region Kavala basierte traditionell 
auf industriellen und landwirtschaftlichen Sektoren (z.B. 
Verarbeitung von Tabak, Marmor oder z.B. Fischerei). Die 
Attraktivität der Region ist allerdings hoch, allein durch die 
Vielzahl möglicher touristischer Aktivitäten (die Region 
bietet z.B. attraktive Badeorte, Kulturdenkmäler einschließ- 
lich Weltkulturerbe-Stätte wie Philippi). Die Zimmerauslas-
tung in der Präfektur Kavala lag im Jahr 2011 mit 38,1 Pro- 
zent (vgl. SETE 2013) etwas unter dem Landesdurch-
schnitt von 48,3 Prozent (ebd.).
Der Tourismus im Gebiet Drama spielt gegenwärtig noch 
eine weniger wichtige Rolle als in Kavala. Die durchschnitt-
liche Zimmerauslastung im Jahr 2011 betrug dort 17,7 Pro- 
zent und ist damit eher gering. Nach Einschätzung der lo-
kalen Behörden (u.a. der Handelskammer Kavala) bietet 
der Tourismus aber Potenziale für die weitere Entwicklung, 
vor allem der Öko-Tourismus, der Wintertourismus sowie 
der Kulturstättentourismus. Zu den in der Region ange-
botenen touristischen Aktivitäten gehören beispielsweise 
Mountainbiking, Klettern, Skifahren und Naturtourismus.
Eine erkennbare Entwicklungsbremse für den wirtschaft-
lichen Aufschwung ist das unzureichend qualifizierte 
und geschulte Personal mit spezialisiertem Fachwissen 
(vgl. Markou/Manologlou 2008). Folglich wächst die 
Nachfrage nach mehr und gut qualifiziertem Personal im 
Bereich Tourismus (vgl. IOBE 2013). Benötigt werden 
laut den befragten Hotelverbänden in Kavala und Drama 

Abbildung 
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In der Branche gibt es viele Saisonbetriebe. Dies er-
schwert die Umsetzung des vorgesehenen Praxisjahres 
im Block oder macht sie beispielsweise für Saisonbetrie-
be z.T. unmöglich.
Unternehmen haben wenig Erfahrung mit einer betrieb-
lichen Ausbildung; zudem fehlen Informationen zur 
Umsetzung der praktischen Ausbildung im Betrieb oder 
bei kleinen Unternehmen die Möglichkeiten, Jugendli-
che auszubilden. 
Die in den Berufsschulen vermittelten Kompetenzen 
müssen erst noch mit den Anforderungen in Unterneh-
men abgestimmt werden.
Unklare Finanzierungsregelungen für Unternehmen 
und Auszubildende während des praktischen Jahres er-
schweren die Umsetzung.

Bedarf an qualifizierten Fachkräften in den  
Regionen Kavala und Drama 

Griechenland gehört zu den führenden Reisezielen in Eu-
ropa. Es zieht jährlich knapp 18 Millionen ausländische 
Touristen an (Stand: 2013). Im Jahr 2013 erreichte die 
Branche ein Wachstum von 15,5 Prozent (vgl. UNWTO 
2014, S. 8) und kann als das Rückgrat der griechischen 
Wirtschaft gelten. 

Die Wirtschaft in der Region Kavala basierte traditionell 
auf industriellen und landwirtschaftlichen Sektoren (z.B. 
Verarbeitung von Tabak, Marmor oder z.B. Fischerei). Die 
Attraktivität der Region ist allerdings hoch, allein durch die 
Vielzahl möglicher touristischer Aktivitäten (die Region 
bietet z.B. attraktive Badeorte, Kulturdenkmäler einschließ- 
lich Weltkulturerbe-Stätte wie Philippi). Die Zimmerauslas-
tung in der Präfektur Kavala lag im Jahr 2011 mit 38,1 Pro- 
zent (vgl. SETE 2013) etwas unter dem Landesdurch-
schnitt von 48,3 Prozent (ebd.).
Der Tourismus im Gebiet Drama spielt gegenwärtig noch 
eine weniger wichtige Rolle als in Kavala. Die durchschnitt-
liche Zimmerauslastung im Jahr 2011 betrug dort 17,7 Pro- 
zent und ist damit eher gering. Nach Einschätzung der lo-
kalen Behörden (u.a. der Handelskammer Kavala) bietet 
der Tourismus aber Potenziale für die weitere Entwicklung, 
vor allem der Öko-Tourismus, der Wintertourismus sowie 
der Kulturstättentourismus. Zu den in der Region ange-
botenen touristischen Aktivitäten gehören beispielsweise 
Mountainbiking, Klettern, Skifahren und Naturtourismus.
Eine erkennbare Entwicklungsbremse für den wirtschaft-
lichen Aufschwung ist das unzureichend qualifizierte 
und geschulte Personal mit spezialisiertem Fachwissen 
(vgl. Markou/Manologlou 2008). Folglich wächst die 
Nachfrage nach mehr und gut qualifiziertem Personal im 
Bereich Tourismus (vgl. IOBE 2013). Benötigt werden 
laut den befragten Hotelverbänden in Kavala und Drama 

Hintergrundinformationen zur Machbarkeitsstudie

Die Studie basiert auf 

Sekundäranalysen zur gesetzlichen Grundlage sowie zur Bran-

chenstruktur in den Regionen Kavala und Drama, 

nahezu 50 in Deutschland und Griechenland durchgeführten 

Expertengesprächen und 

drei Stakeholder-Workshops. 

Einbezogen waren die relevanten Akteure beruflicher Bildung aus 

Deutschland und Griechenland wie Kommunen, Kammern, 

Berufsschulen/Schulaufsicht, Unternehmen, Sozialpartner und 

Verbände. 

Die Machbarkeitsstudie ist eine von insgesamt fünf durch das 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten 

Studien (vgl. www2.bibb.de/bibbtools/de/ssl/govet_8908.php Stand: 

07.10.2014). Jede der fünf Machbarkeitsstudien beinhaltet ein 

Konzept zur pilothaften Umsetzung. 

In dieser Studie wurde ein regionaler Zugang gewählt: Ausgehend 

von bestehenden Netzwerken wie z.B. deutsch-griechischen 

Städtepartnerschaften sollten Potenziale ermittelt werden, die in 

einer solchen interregionalen Partnerschaft für die Weiterentwick-

lung der Berufsausbildung liegen. 

Die Machbarkeitsstudie wurde vom Forschungsinstitut Betriebliche 

Bildung (f-bb) gemeinsam mit dem Institute of Technology in Kavala 

durchgeführt. Die fachliche Betreuung lag bei der Zentralstelle für 

internationale Berufsbildungskooperation (GOVET) beim BIBB.

•

•

•
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erweiterte Kompetenzen u.a. in den Bereichen Fremdspra-
chen (Deutsch, Russisch, Bulgarisch, Türkisch), Qualitäts-
service, Sozialkompetenzen (Kommunikation, Kundenori-
entierung), neue Technologien und IT. 
Mit Blick auf den regionalen Fachkräftebedarf gilt es be-
reits jetzt die Voraussetzungen zu schaffen, dass qualifi-
zierte Arbeitskräfte in der Branche zur Verfügung stehen, 
um ein Wachstum in der Branche zu befördern. Die ge-
änderte rechtliche Ausgangslage ist die Basis dafür. Die 
Machbarkeitsstudie benennt Umsetzungsschritte, die im 
Zusammenwirken mit einem interregionalen Ausbildungs-
netzwerk ausgeführt werden könnten.

Anknüpfungspunkte in der interregionalen  
Kooperation 

Förderliche Voraussetzung für die dargestellte Machbar-
keitsstudie war die bereits zwischen Nürnberg und Kavala 
sowie zwischen Lauf a.d. Pegnitz und Drama bestehenden 
regionalen Zusammenschlüsse und Kooperationen (vgl. 
Kasten). 

Ein zu implementierendes interregionales Ausbildungs-
netzwerk kann nicht nur auf langjährige institutionelle 
Kontakte und Partnerschaften, sondern auch auf das En-
gagement einer Vielzahl griechischer Mitbürger/-innen in 
den benannten Regionen in Deutschland zurückgreifen. 
Ansatzpunkte der Kooperation sind auf mehreren Ebenen 
denkbar und erkennbar. Die Machbarkeitsstudie verweist 
auf unterschiedliche mögliche Anknüpfungspunkte: 

1. Qualifikations- und Ausbildungsbedarf analysieren: 
Eine systematische Passung zwischen dem Qualifika-
tionsbedarf der Unternehmen und den angebotenen 
Ausbildungsberufen und -inhalten ist bislang im System 
beruflicher Bildung in Griechenland nicht gegeben (vgl. 
CEDEFOP 2014). Das ist auch ein Grund für die bislang 
geringere Akzeptanz der Berufsbildung in verschie-
denen gesellschaftlichen Gruppen (vgl. Ioannidou/
Stavrou 2013). Die Ergebnisse der Studie verweisen 
beispielsweise auf die Notwendigkeit, Berufsschul-Cur-
ricula gemeinsam mit Unternehmen und den benannten 
Stakeholdern zu überprüfen und anzupassen. Zu klären 

ist insbesondere, welche Ausbildungsinhalte im Betrieb 
und welche in der Berufsschule zu vermitteln sind. In-
terregionale Kooperationen können bei der Ausführung 
der anstehenden Aufgaben über ihren fachlichen Input 
unterstützen, z.B. indem Kammern über die Inhalte ver-
gleichbarer deutscher Berufsbilder und Unternehmen 
über betriebliche Methoden zur Bedarfsermittlung von 
benötigten Kompetenzprofilen informieren oder Berufs-
schulen über Formen der Zusammenarbeit mit Unter-
nehmen berichten.

Ausbildung im Unternehmen organisieren: Die Durch-
führung von praktischen Ausbildungsphasen ist nicht 
für alle Unternehmen völlig neu. Erfahrungen bestehen 
bereits mit der Durchführung betrieblicher Praktika. In 
der Breite sind aber praktische Ausbildungsprozesse in 
griechischen Unternehmen eher unbekannt (vgl. Co-
quet 2014). Erforderlich bei der Einführung des Pra- 
xisjahrs im Unternehmen wird es daher sein, die betrieb- 
lichen Abläufe so anzupassen, dass Auszubildende sys-
tematisch Praxiskompetenzen erwerben und nicht über-
wiegend als günstige Arbeitskräfte eingesetzt werden. 
Die Machbarkeitsstudie benennt dazu unterschiedliche 
Vorgehensweisen: Erfahrungen aus den Unternehmen 
des Netzwerks können dazu beitragen, das praktische 
Ausbildungsjahr zu strukturieren und betriebliche Aus-
bildungsprozesse zu organisieren (u.a. Identifizierung 
geeigneter Ausbildungsabteilungen, Ausarbeitung ei-
nes Pilot-Ausbildungsplans). Kammern können ihre Er-
fahrungen mit der Qualifizierung betrieblicher Ausbil-
der/-innen einfließen lassen (u.a. über die gemeinsame 
Erarbeitung von Qualifizierungskonzepten für betrieb-
liche Ausbilder/-innen in Griechenland). Das Koopera-
tionsnetzwerk kann zudem bei der Organisation eines 
Auszubildendenaustauschs mitwirken, um während der 
umsatzarmen Nachsaisonphasen die praktische Aus-
bildungsphase griechischer Jugendlicher in der deut-
schen Kooperationsregion weiterzuführen. Auch das 
in Deutschland bekannte Konzept des externen Ausbil-
dungsmanagements bietet Anknüpfungspunkte bei der 
Ausarbeitung weiterer unterstützender Dienstleistun-
gen für griechische Unternehmen (vgl. Oberth/Zel-
ler/Schadhauser 2010).

Berufsberatung und Berufsorientierung ausbauen: 
Die Berufsbildung hat in Griechenland ein schlechtes 
Image; mit ihr verbunden wird eine »anstrengende und 
zweitklassige« körperliche Arbeit (Ioannidou/Stav-
rou 2013, S. 3). Zweck der Beratung muss es daher sein, 
die Attraktivität beruflicher Bildung zu betonen und El-
tern sowie Jugendliche über Karrieremöglichkeiten jen-
seits der sonst angestrebten akademischen Laufbahn zu 
informieren. Dazu bedarf es fundierter Informationen 
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erweiterte Kompetenzen u.a. in den Bereichen Fremdspra-
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Bestehende Kooperationen

Seit dem 14. April 1991 kooperieren offiziell die Technische 

Hochschule Nürnberg und die Hochschule Kavala (TEI) miteinander, 

seit dem 1. Juni 1999 besteht die Städtepartnerschaft zwischen 

Nürnberg und Kavala. Weitere regionale Initiativen wie der 1998 

in Nürnberg gegründete Verein zur Förderung der Städtepartner-

schaft zwischen Nürnberg-Kavala (Philos e.V.) tragen zur Belebung 

der Städtepartnerschaft bei.

Die Städtepartnerschaft zwischen den Städten Lauf a.d. Pegnitz 

und Drama besteht seit dem 10.4.2008.
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über Beschäftigungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
auf dem griechischen Arbeitsmarkt mit Abschlüssen der 
beruflichen Bildung. Angebote der Berufsorientierung 
und Berufsberatung werden bislang ansatzweise durch 
den OAED (Arbeitsverwaltung) und die Schulen durch-
geführt (z.B. Infoveranstaltungen).
Das Kooperationsnetzwerk kann bei dieser Aufgabe 
unterstützen, indem Schulen und Arbeitsverwaltung 
der Kooperationsregion über Strategien der Berufs- 
orientierung bereits während der Schulzeit berichten 
und Kommunen sowie Kammern über Erfahrungen mit 
regionalen Ausbildungsmessen und Ausbildungsplatz-
börsen informieren. Sinnvoll ist es auch, griechische El-
tern- und Absolventenverbände mit einzubeziehen, die 
Informationsveranstaltungen für potenzielle Auszubil-
dende anbieten und dabei Karrierebeispiele (Erfolgsge-
schichten) ehemaliger Auszubildender kommunizieren.

Potenziale und Grenzen interregionaler Koopera-
tionen 

Deutlich wird, dass unterschiedliche länderspezifische 
Rahmenbedingungen sowie heterogene bildungspolitische 
und sozioökonomische Interessenlagen einen unveränder-
ten Export des deutschen Modells dualer Berufsausbil-
dung ausschließen. Das duale Ausbildungsmodell basiert 
schließlich auf langjährig historisch gewachsenen Struk-
turen unter Mitwirkung vielfältiger Interessengruppen wie 
Sozialpartnern, Kammern, Unternehmen und Verbänden 
(vgl. ver.di/IG Metall 2014). Die länder- und regionalspe-
zifischen Besonderheiten gilt es bei der Modifizierung von 
Ausbildungssystemen zu berücksichtigen. »Möchte ein 
Land sein System reformieren, dann importiert es nicht 
das deutsche oder ein anderes System als Blaupause und 
führt es anstelle des bestehenden Systems ein, vielmehr 
werden die Erfahrungen verschiedener Länder verglichen 
und ggf. jene Elemente aufgenommen und angepasst, die 
am besten mit den eigenen Zielen, Strukturen und Kultu-
ren harmonieren« (Euler 2013, S. 6).
Interregionale Kooperationsnetzwerke können vor diesem 
Hintergrund bei der Modifizierung von Ausbildungssyste-
men unterstützen:
• Vielfältiger Know-how-Transfer: Das Know-how der im 

Netzwerk eingebundenen Berufsbildungsinstitutionen 
kann wie aufgezeigt auf unterschiedliche Weise und an-
knüpfend an bestehende Erfahrungen genutzt werden. 
Im Vordergrund steht das gegenseitige Lernen als Basis 
für fachliche Veränderungsprozesse.

• Vertrauenskultur als Kooperationsbasis: Die Bereitschaft 
zur Beteiligung an der Ausbildung junger Menschen 
wird durch bestehende vertrauensvolle Kontakte geför-
dert. Abwehrreaktionen lassen sich besser bearbeiten. 
Bestehende Städtepartnerschaften beruhen schließlich 

auf persönlichen Bekanntschaften zwischen unter-
schiedlichen Akteuren, die grundlegend für eine Koope-
ration sind. 

Nicht alle in der Machbarkeitsstudie identifizierten Prob-
lemlagen lassen sich über interregionale Kooperationen 
lösen. Dazu gehören strukturelle Veränderungen wie die 
Anpassung des Praxisjahrs an den in der Branche üblichen 
Saisonbetrieb oder die Konkretisierung unklarer Finanzie-
rungsregelungen des praktischen Ausbildungsjahrs für Be-
triebe und Auszubildende. Interregionale Kooperationen 
können aber initiierende Wirkung entfalten und Lösungs-
ansätze anstoßen. Es wird daher erforderlich sein, die rele-
vanten politischen Entscheidungsträger auf überregionaler 
Ebene mit einzubinden, um identifizierte Lösungsansätze 
auch umsetzen zu können. s
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The Vocational Training Report of Viet Nam, the first of its kind in the ASEAN 

region, is a milestone in building the monitoring and reporting capacities 

needed for reforms in Technical and Vocational Education and Training (TVET). 

The article provides insights into how the Vietnamese National Institute for 

Vocational Training (NIVT) strengthened its capacities (competencies of per-

sonnel, procedures, resources) in order to develop the Vocational Training 

Report in the frame of a trilateral cooperation with the German Federal In-

stitute for Vocational Education and Training (BIBB) and the Deutsche Ge-

sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ). It finally draws lessons 

learned from this process for similar undertakings in other countries. 

The TVET reform process in Viet Nam: needs for 
monitoring and reporting

The Vietnamese government emphasises the role of TVET 
in improving the quality and competitiveness of human 
resources for industrialisation and modernisation. Accord-
ingly, the Vietnamese Vocational Training Development 
Strategy (hereafter »TVET Strategy«), approved by the gov-
ernment in 2012, posits that by 2020 »vocational training 
will meet labour market demand in terms of quantity, qual-
ity, occupational structure and training qualifications, with 
the quality of training in a number of occupations reaching 
that of developed countries in the ASEAN region and the 
world«. This means, for instance, starting from a workforce 
in which 32 % of workers are vocationally trained, to pro-
vide vocational training in order to increase the rate of vo-
cationally trained workers to 55 % by 2020, equivalent to 
34.4 million people.1 
Implementing the TVET Strategy – supervised by the Min-
istry of Labour, Invalids and Social Affairs (MoLISA) and 
its General Directorate for Vocational Training (GDVT) – 
is an enormous task, with national but also international 
scope. This is especially so, given that Viet Nam finds it-
self in the increasingly competitive regional context of the  
ASEAN Economic Community (AEC) 2015, where free 

flows of goods, services, investment, capital and labour are 
to be realised. This task can only be effectively managed 
if reliable information and data on TVET in Viet Nam are 
available. That is also how quality and evidence, central to 
political decision-making within the TVET reform process, 
can be firmly established. To gather meaningful data on 
TVET reform progress, systematic TVET monitoring and re- 
porting capacities based on institutionalised and stan-
dardised instruments are needed. Accordingly, among other 
things, the TVET strategy calls for vocational training re-
search to be stepped up in cooperation with international 
partners. 

Cooperation between Germany and Viet Nam

Viet Nam selected Germany as a partner in developing its 
Vocational Training Report for two reasons. 
First, the German Vocational Education and Training Re-
port is regarded as a promising instrument to meet the 
monitoring and reporting needs in the TVET sector in Viet 
Nam. This is because in Germany, the Report is recognised 
by government, social partners, the academic community 
and society as a reliable, accurate and up-to-date source of 
information. It serves as both a monitoring and a political 
advisory instrument for the German vocational training 
system.2 
Second, Germany and Viet Nam have a long-standing suc-
cessful cooperation in TVET. The Vietnamese-German bi-

1 Vietnamese TVET Development Strategy 2011–2020, No. 630/QD-TTg 

Hanoi, May 29, 2012. 
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lateral development cooperation »Programme Reform of 
TVET in Viet Nam« (henceforth »TVET Programme«), on 
the German side funded by the Federal Ministry of Eco-
nomic Cooperation and Development (BMZ), implements 
measures to improve the demand-orientation of TVET. 
Implementation by GIZ jointly with the Vietnamese part-
ners (Technical Cooperation) takes place both on the level 
of political reform as well as on the level of selected pilot 
TVET institutes, thus contributing to TVET system devel-
opment as a whole. Furthermore, BIBB has an institutional 
cooperation with NIVT, supporting NIVT in becoming a 
TVET research institute. 
A formal basis for jointly working on monitoring and re-
porting exists since a trilateral cooperation agreement be-
tween BIBB, GIZ and NIVT was concluded in 2007. For the 
German side the agreement meant moving from running 
parallel activities in Viet Nam towards working in a more 
integrated and coordinated manner. Renewed approxi-
mately every two years since, the agreement defines the 
basic content of cooperation, activities and resources each 
side provides. 

Key challenges for TVET reporting

In initial joint workshops in 2010 and 2011 experience was 
exchanged on TVET reporting and monitoring in Germany 
and in Viet Nam. As a result, several challenges for TVET 
reporting were identified: 

No officially recognised indicators to measure the ef-
fectiveness and efficiency of the TVET sector existed. A 
joint definition of TVET reporting needs by all relevant 
stakeholders was lacking. Accordingly, key questions on 
what should be measured in order to make meaningful 
statements on the TVET reform progress had not been 
developed yet.3

It was found that there is a lack of publicly and central-
ly available data on the TVET system. Apart from the 
lack of indicators, this is a major reason why TVET in 
Viet Nam is very difficult to monitor in the first place. 
There are many different institutions offering myriad 

TVET qualifications. Furthermore, even when data is 
gathered, this is done by different agencies, which do 
not necessarily publish the data. Therefore, even with 
proper indicators in place, it would be difficult to accu-
rately measure, for instance, the rate of trained workers 
in the overall population or to determine the number of 
qualified instructors nationally. 
The TVET data which was available needed quality. The 
data’s primary data sources are rarely accessible; data 
comes primarily in aggregated form. Accordingly, with-
out the primary data sources, it is difficult to ascertain 
the quality of this data and even more so to extract 
meaningful relations between different data sets. 

To sum up, tracking TVET developments in Viet Nam over 
time had proven to be almost impossible due to a lack of 
TVET indicators and sound data. These initial findings 
were the starting point for developing the Vocational 
Training Report Viet Nam.

Developing a project proposal for the Vocational 
Training Report Viet Nam

Given the situation stated above, the objective of the first 
Vocational Training Report of Viet Nam was merely to pro-
vide an overview of the data already available and to ar-
range this data in a basic structure, reflecting the reporting 
needs of the Vietnamese government.4 
With this objective in mind, the question turned to imple-
mentation. At the request of the Vietnamese government 
a project proposal was eventually drafted in 2011 by NIVT 
in collaboration with the TVET Programme. The proposal 
defined the objective, implementation procedure, organi-
sational structure and necessary resources for developing 
the Vocational Training Report Viet Nam.5 The approval of 
the project proposal, finally and most importantly, provid-
ed NIVT with a formal basis and the political backing for 
piloting the vocational training report. 

Piloting the Vocational Training Report Viet Nam

Based on the project proposal a series of technical work-
shops was conducted jointly by BIBB, NIVT and GIZ. Refer-
ring to the steps defined in the proposal, workshops dealt 
with different topics, from defining the basic structure of 
the report to collecting and arranging data, developing a 
story line and finally drafting the report. The workshops 
were not only designed as interactive learning experiences 

2 Since 2009, the Report has had two parts: the »Data Report« by BIBB 

featuring data on the current state of Vocational Education and Training 

in Germany, and on the other hand the »Political Report« by BMBF 

providing recommendations for Vocational Training reform based on the 

evidence of the Data Report. The Report is legally ›enshrined‹ in the 

German Vocational Training Act. The Act assigns to the Ministry of Educa-

tion and Research (BMBF) the task of monitoring and reporting annually 

on the state of the art of Vocational Training in Germany. It defines BIBB 

as the responsible and competent institution in Germany for assisting 

BMBF in the preparation of this monitoring instrument. 

3 For example: what numbers of trained workers are needed in each 

sector in order to meet the demand of that industry, or, what are the 

training needs for management and teaching staff in order to meet TVET 

requirements in coming years?

4 This was a particular challenge for the first report, as the TVET strategy 

had not been promulgated until May 2012. 

5 Project Proposal for Development of the National TVET Report, GDVT, 

2011. 
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enhancing project management and team work capacities, 
they also served to mobilise expertise of different stake-
holders in Viet Nam, and to provide networking opportu-
nities, since a wider circle of Vietnamese agencies involved 
in data collection and publishing, such as the Ministry of 
Education and Training, the General Statistics Office and 
the Vietnamese Chamber of Commerce and Industry, took 
part and increasingly developed ownership, which was il-
lustrated by high attendance and participation in the work-
shops.
This workshop series functioned because an underlying 
project structure and about ten project teams dealing with 
specific topics – such as labour market, vocational qual-
ifications and vocational institution networks – had been 
set up as result of the advisory process. Before and after 
workshops, these teams also continuously worked on the 
report, together with the TVET Programme in Hanoi and 
with BIBB in Bonn, receiving support and expertise from 
the German partners BIBB and GIZ and from NIVT staff 
specifically trained in the frame of guest researcher and 
study visits to BIBB. Work on the report was, furthermore, 
combined wherever possible with ongoing capacity devel-
opment activities of the TVET Programme, notably the pi-
loting of tracer studies and enterprise surveys. As a result 
of the work, the first Vocational Training Report Viet Nam 
was published in October 2012 at the Regional TVET Con-
ference in Ha Noi, hosted by MoLISA and the BMZ.  
Based on this first report, work on the second report com-
menced. This time the partners focused on relating the 
available data to the objectives defined in the TVET Strat-
egy and on developing and measuring indicators. Knowl-
edge transfer was organised by means of thematic working 
groups working on core statements, validity, significance, 
reference variables and calculation formula of different in-
dicators. The partners also transferred knowledge concern-
ing quality standards, training regulations and cost-benefit 
analysis.6 Additional measures included Skype and video 
conferences, guest researcher and study visits to BIBB, 
and continuous exchange with the integrated expert of 
the TVET Programme working at NIVT. The second report  
was published in Vietnamese in March 2014, in English in 
July 2014. 
As a result of the piloting process, two reports have so far 
been developed. They are largely data collections, report-
ing on information extracted from secondary data sourc-
es. The structure of the reports attempts to match issues 
raised in the TVET Strategy, such as TVET policies, TVET 
Teachers, cooperation with enterprises and accreditation. 
Furthermore, the reports also combine labour market and 
population data with data on vocational training, which is 

a novelty in Viet Nam. Finally, the reports come up with key 
findings based on the published data. 
In reference to the original situation, some first steps have 
been taken. However, much more has to be done. The re-
port does not yet provide a sufficient data basis for tracking 
TVET reform progress. A storyline, deriving from reliable 
data, facts and figures and meaningful statements on the 
progress of TVET reform is needed. As a result, policy rec-
ommendations on how to work towards and eventually 
meet the objectives set in the TVET Strategy could not be 
developed. One of the next challenges, then, consists in de-
veloping the data basis further, starting with further devel-
oping key indicators for the next report. 

Lessons learned

A national TVET report constitutes an effective instrument 
for TVET system monitoring. But what can be done to de-
velop such a quality feature in other countries? The case of 
Viet Nam offers valuable insights not only for further devel-
oping monitoring and reporting capacities in Viet Nam, but 
also elsewhere. 
First of all, an institutionalised mandate is crucial. TVET 
monitoring and reporting must be set as a political priority, 
the task should be assigned to a responsible institution and 
resources should be provided in order to build the capac-
ities needed for piloting and implementing a TVET mon-
itoring and reporting instrument such as a national voca-
tional training report. Monitoring structures set up during 
the process of piloting a VET report have to be maintained 
after being established. In the case of Viet Nam, a perma-
nent mandate for NIVT to publish the report as well as ade-
quate human and financial resources are still needed. Such 
a mandate is crucial to raise ownership and improve access 
to external stakeholders’ data. 
Second, the German Vocational Education and Training re-
port and its production process are no blueprint for TVET 
reporting in general. Simply »telling« partners how the 
German Vocational Education Report works, expecting 
them to copy the experience on their own is futile. As the 
case of Viet Nam shows, both structural conditions as well 
as capacities are too different from the German situation. 
For example, one main indicator of the German report 
measures the number of in-company training places of-
fered and training contracts between enterprises and train-
ees concluded. In Viet Nam, however, this indicator has  
little relevance as the TVET system is school-based offering 
little formalised in-company training opportunities. This 
became also evident when questionnaires from a German 
cost-benefit analysis serving to find out the number of ap-
prentices trained failed at Vietnamese enterprises, because 
the questions did not apply to Vietnamese circumstances. 
Vietnamese companies are not familiar with »apprentic-

6 A cost-benefit analysis will be published in the Vocational Training 

Report of Viet Nam 2014 
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es« but rather »vocational students doing internships«. To 
sum up, the German experience cannot be copied, but may 
rather serve as a reference point, against which the coun-
try’s own system is reflected and its own questions and 
indicators for TVET reporting are formulated. According-
ly, for Viet Nam, and indeed for every country seeking to 
develop TVET monitoring and reporting, the challenge is 
to develop a monitoring system, capacities and indicators 
on its own terms. 
Third, what then can German international cooperation 
contribute? As the example shows, the answer is capaci-
ty development by means of (change) process moderation 
and management as well as expertise on specific topics. 
The cornerstone of such capacity development is working 
jointly with the partners on a concrete product, such as 
the Vocational Training Report, and learning within the 
process. In such a process, the role of the German partners 
is not that of external advisors, but moderators or facilita-
tors, who jointly with the partners implement study tours, 
workshops, and continuous training activities. A learning 
environment is thereby forged in which competencies in 
research methods and project management, processes and 
networks of information exchange, and knowledge about 
TVET systems are developed on all sides of the partnership. 
Finally, for such a process, time, effort and trust are need-
ed. And for this, partnership is the key, with partners’ 
strengths and needs complementing each other. In the dis-

cussed case, NIVT is tasked to conduct TVET monitoring 
and reporting and possesses the expert knowledge of the 
Vietnamese TVET system while lacking the means and the 
competencies to develop a national vocational training re-
port by itself. BIBB, on the other hand, based on German 
experience, contributes technical expertise in how to con-
duct national TVET monitoring and reporting. However, 
BIBB’s means to conduct the required intensive long-term 
capacity building process in Viet Nam in the context of a 
bilateral institutional cooperation framework are limit-
ed. The TVET Programme provides the bilateral political 
framework, the technical expertise and the organisational 
resources for extensive and continuous ›on the ground‹ ca-
pacity development in TVET in Viet Nam. 
To sum up, the present case provides a good example for 
integrated and fruitful action of the German BMZ and Min-
istry of Education and Research (BMBF) together with the 
Vietnamese partner ministry MOLISA, bringing the differ-
ent complementary competencies into play in a TVET sys-
tem development context. It is also a good example for real-
ising the institutional cooperation agreement between GIZ 
and BIBB showcasing the complementary implementation 
strengths of both organisations. Capacity development for 
TVET monitoring and reporting in the frame of a trilateral 
cooperation as presented here, moreover, provides useful 
insights for developing TVET reporting in other countries. 

s
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Unterrichtsplanung in der Praxis
Ein Handbuch für den Lernbereich Wirtschaft

Die Tätigkeit der Lehrperson gibt den Ausschlag für den Lernerfolg der 
Klasse: Neben den sozialen Beziehungen ist der Variantenreichtum des 
Unterrichts ein entscheidender Faktor. Leider zeigt die Forschung auch 
deutlich, dass sich viele Lehrpersonen bei der Vorbereitung ihres Unter- 
richts fast nur auf die inhaltliche Seite und den Aufbau der Lektion kon- 
zentrieren. Dadurch gehen Vielgestaltigkeit, Ganzheitlichkeit und neue 
pädagogische Ansätze weitgehend verloren.

Dieser Tendenz will das Buch, das auf den unterrichtlichen Alltag aus- 
gerichtet ist, entgegenwirken. Rolf Dubs gibt einleitend Hinweise für die 
Lehrplangestaltung im Lernbereich Wirtschaft, Recht und Gesellschaft, 
die für die Vorbereitung von Lektionen maßgebend sind. Der Hauptteil 
beschreibt theoretisch und mit praktischen Beispielen, wie eine Stunde 
optimal vorbereitet werden kann. Dabei werden außer den üblichen 
Bereichen wie Inhaltsauswahl usw. vor allem Aspekte der Metakognition, 
Motivation, Lernschwierigkeiten, Selbstwirksamkeit sowie angeleiteter 
Unterricht versus Selbststeuerung in di� erenzierter Weise beleuchtet. 
Den Abschluss bilden Anregungen zur Selbstrefl exion des Unterrichts. 
Auf diese Weise verbindet das Buch Unterrichtstheorie und Unterrichts-
praxis.

Franz Steiner Verlag
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Berufsbildungskooperation mit Ägypten

Transfer von Qualifizierungsbausteinen des Garten- und Landschaftsbaus

MAREN GERLACH
M.Ed., Referendarin an der Peter-Lenné-Schule, 
Staatliche Fachschule für Gartenbau, Berlin

STEFAN WOLF
Priv. Doz. Dr. phil. habil., wiss. Koordinator des 
Projekts WEB-TT (Wasser-Energie-Bauen –  
Training und Transfer) am Institut für Berufliche 
Bildung und Arbeitslehre (IBBA), TU Berlin

Der Beitrag stellt Ergebnisse des Forschungs- und Ent-

wicklungsprojekts »Wasser-Energie-Bauen – Training 

und Transfer« (WEB-TT) vor. Dabei wird auf das Trans-

ferpotenzial von Qualifizierungsbausteinen bei der 

Fachkräftequalifizierung in Ägypten eingegangen und 

gezeigt, wie der Transfer am Beispiel des Qualifizie-

rungsbausteins »Pflasterarbeiten/Betonbeläge« aus dem 

Garten- und Landschaftsbau umgesetzt werden könnte.

Das Projekt WEB-TT

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung in 
der Programmlinie »Berufsbildungsexport« zwischen 2011 
und 2014 geförderte Projekt WEB-TT ist ein Zusammen-
schluss der Technischen Universität Berlin, verschiedener 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten des Handwerks, der 
Handwerkskammer Osnabrück sowie weiterer Organisa- 
tionen des Technologie- und Wissenstransfers. Ziel ist es, 
ein Qualifizierungskonzept für die ägyptische Bauindus- 
trie zu entwickeln, um so die Qualität der Baustellenar-
beit zu verbessern. Partner auf ägyptischer Seite sind das 
größte private Bauunternehmen Afrikas, die Orascom Con- 
struction Industries, und der Immobilienprojektentwickler 
Orascom Housing and Development. 

In der internationalen Berufsbildungskooperation wird 
zunehmend auf den Transfer flexibler Berufsbildungsele-
mente gesetzt, da das deutsche Referenzsystem »Duale 
Ausbildung« in Gänze häufig nur begrenzt in andere Län-
der übertragbar ist. Dies zeigt sich vor allem darin, dass das 
deutsche Berufsbildungssystem nur den nach mehrjähri-
ger Ausbildung erreichten Facharbeiter- oder Gesellenab-
schluss vorsieht und unterhalb dieses Qualifizierungsni-

veaus kaum Alternativen zulässt. Aus diesem Grund bieten 
sich Qualifizierungsbausteine als zeitlich und inhaltlich 
abgegrenzte Lerneinheiten für die internationale Berufs-
bildungskooperation an, da sie auch unterhalb der voll-
wertigen Berufsausbildung zertifizierbar sind. 
Ausgangspunkt für das Projekt WEB-TT waren u.a. Quali-
fikationsbedarfsanalysen in unterschiedlichen Tätigkeits-
bereichen. Darauf aufbauend unterstrich die Analyse zur 
Ausführungsqualität beim Wegebau in ägyptischen Neu-
bauprojekten die Notwendigkeit, die dortige Bauqualität 
mithilfe überschaubarer Lerneinheiten zu verbessern. In-
haltlich passend erschien der von der Landwirtschafts-
kammer Hamburg (2007) entwickelte Qualitätsbaustein 
»Pflasterarbeiten/Betonbeläge«.

Arbeitskultureller Hintergrund in Ägypten 

Um die Transferfähigkeit von Qualifizierungsbausteinen 
zu spezifizieren, wurde im Projekt WEB-TT der arbeitskul-
turelle Hintergrund in Ägypten sondiert. Zur Beobachtung, 
Analyse und zum Verständnis fremder Berufsbildungssys-
teme sind Werkzeuge notwendig, die mit den sechs Dimen-
sionen der Arbeitskultur entwickelt werden können. Es 
handelt sich um folgende Dimensionen:

Betriebliches Arbeitsregime, 
Arbeitsrecht, 
Entwicklung- und Anwendungsprozesse neuer Techni-
ken und Verfahren, 
Konstitution der sozialen Akteure, 
soziale Sicherung und 
systemisch-institutionelle Ordnung der Berufsbildung 

(vgl. Barabasch/Wolf 2011; Wolf 2011). 

Hierdurch wurde eine Heuristik zur Verfügung gestellt, die 
konkrete Beobachtungen leitete, wie sie bspw. bei Felder-
kundungen mit Experteninterviews oder Baustellenbeob-
achtungen anfielen (detaillierter zu den Analysemethoden 
in WEB-TT, vgl. Wolf 2013a). 

Ausführliche Projekt-Informationen unter

www.web-tt.org und bei Wolf/Meyser (2014)

1.
2.
3.

4.
5.
6.

www.web-tt.org
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Ein zentrales Ergebnis dieser Analyse war die Identifika- 
tion der zu qualifizierenden Fachkräfte. Anders als in Ägyp-
ten üblich, sollte sich die Bildungsmaßnahme nicht an In-
genieure, sondern an die sogenannten »Foremen« richten. 
Die Baustellenarbeit in Ägypten ist von starken Hierarchien 
geprägt. In der Regel wird in Dreier-Teams gearbeitet, die 
aus einem erfahrenerem Arbeiter, einem Helfer und einem 
Handlanger bestehen. Die Arbeitsvollzüge sind kleinteilig 
organisiert. Diese Teams sind wiederum einem besonde-
ren Typus von Arbeitern unterstellt, die als Foremen, mit-
unter auch als »Surveyer« oder »Superviser«, bezeichnet 
werden. Diese verkörpern die oberste Ebene der Baustel-
lenarbeit und haben als Bindeglied zwischen planender 
und ausführender Ebene die Aufgabe der Kommunikation 
mit den Baustelleningenieuren und die Verantwortung 
für die fachgerechte Ausführung der ihnen unterstellten 
Teams. Gleichzeitig sind sie für die Einarbeitung der neuen 
Arbeiter und die Zusammenstellung der Teams zuständig 
(vgl. Wolf 2013b, S. 7). 
Die Foremen zeichnen sich durch fachliches Wissen aus, 
das sie durch Lernen im Prozess der Arbeit vertiefen. Sie 
zeigen eine hohe Problemlösekompetenz und sind in den 
traditionellen Regularien ägyptischer Bauarbeit veran-
kert und auf der Baustelle sozial anerkannt (vgl. Assaad 
1993). Allerdings ist in Ägypten ebenfalls eine Gering-
schätzung von Baustellenarbeit und beruflicher Bildung 
zu verzeichnen, sodass niedrige Entlohnung, mangelhafte 
soziale Absicherung und die arbeitsrechtliche Unsicher-
heit der Gelegenheitsarbeiter die Folge sind. Dies bewirkt 
einen hohen Grad an Fluktuation – vor allem in der unte-
ren Baustellenhierarchie –, die einen Transfer umfassender 
Wissenselemente oder eine Fokussierung auf die untere 
Ausführungsebene bei der Konzipierung der Qualifizie-
rungsmaßnahmen konterkarieren kann. 

Weiterbildung als »didaktischer Doppeldecker« 

Die Weiterbildung der Foremen kann mit der Qualifizierung 
zu innerbetrieblichen Trainern verbunden werden, um so 
den Multiplikatoreffekt durch ein didaktisches Fundament 
zu verstärken (vgl. Wolf/Langer 2014). Dabei weisen 
Qualifizierungsbausteine eine hohe Kompatibilität zum  
Arbeitsraum der Foremen auf, sodass über praxisorientier-
te Lerneinheiten die einzelnen Schritte erarbeitet und im 
Arbeitsalltag der Foremen integriert werden können.
Das Vorgehen gestaltet sich dabei wie folgt: In einer Pla-
nungsphase wird die Aufgabenstellung – Erstellung einer 
gepflasterten Fläche einschließlich Unterbau und Einfas-
sung – erfasst. Dazu gehören Berechnung der Flächen, des 
Volumens, des Materialbedarfs und die Vorbereitung der 
Fläche durch Einmessen und Abstecken der Höhen. Da-
nach folgt die Ausführungsphase, bei der der sachgerech-
te Umgang mit den Geräten und Werkzeugen sowie das 

fachgerechte Vorgehen bei der Bodenverdichtung, dem 
Schichtaufbau, dem Setzen der Einfassung und dem Ver-
legen und Einschwemmen der Pflastersteine beobachtet 
wird. Dabei haben die Teilnehmenden zugleich die Aufga-
be, das Arbeitsergebnis zu kontrollieren und zu bewerten. 
Da die Transfermaßnahme so konzipiert ist, dass aus den 
Foremen ihrerseits Trainer werden, soll der gesamte Pro-
zess – im Sinne eines »didaktischen Doppeldeckers« – von 
der Vermittlung didaktischer Grundlagen begleitet wer-
den. Dies kann beispielsweise so funktionieren, dass kleine 
Teams aus zwei oder drei Foremen einzelne Arbeitsschrit-
te aufbereiten und diese ihren Kollegen vermitteln. Dabei 
wechseln sie aus ihrer Rolle als Lernende in diejenige des 
Lehrenden, können eigene Lehrerfahrungen machen und 
vom konstruktiven Feedback ihrer Kollegen und der an-
wesenden Ausbilder aus Deutschland profitieren. Die im 
Training genutzten Materialien werden von den Foremen 
für ihre eigenen Qualifizierungsaktivitäten »ihrer« Arbei-
terschaft weitergenutzt, modifiziert und ggf. auch neu-ent-
wickelt. Hierbei ist es sinnvoll, wenn dieses in einem stabi-
len organisatorischen Rahmen, bspw. einem betrieblichen 
Trainingszentrum, stattfindet, sodass eine weitergehende 
Betreuung durch die deutschen Ausbilder möglich ist.  
Das Projekt WEB-TT konnte zeigen, dass Qualifizierungs-
bausteine als flexible und zeitlich begrenzte Einheiten 
eine Möglichkeit für bedarfsgerechten Transfer eines  
Trainings-made-in-Germany fungieren können. s
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Dilemma bei der Fachkräftequalifizierung im  
internationalen Technologietransfer

CHRISTOPHE MORACE
Dr. phil., Enseignant Chercheur an der Ecole 
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ENSTA Bretagne, Brest, CRF 1410

Beim Verkauf komplexer Technologien an ausländische 

Unternehmen spielt die Qualifizierung der dortigen 

Fachkräfte eine entscheidende Rolle. Ausbildende Inge-

nieurinnen und Ingenieure, die ausländische Fachkräfte 

mit neuen Technologien vertraut machen sollen, bringt 

dies jedoch in ein Dilemma: Sie sollen hochspezialisiertes 

Fachwissen vermitteln, ohne dabei Betriebsgeheimnisse 

zu verraten. Eine an der ENSTA Bretagne in Auftrag ge-

gebene Studie beschreibt dieses Dilemma und benennt 

Anforderungen an die Qualifizierung ausbildender In-

genieurinnen und Ingenieure, um diese Gratwanderung 

besser bewältigen zu können.

Technologie- und Wissenstransfer im globalen 
Wettbewerb

Das ehemalige französiche Staatsunternehmen Acantopsis* 
entwirft, produziert und wartet komplexe Investitionsgüter 
und Dienstleistungen im Bereich Transportsysteme. Früher 
wurden nur französische staatliche Partnerinstitutionen 
beliefert. Seit dem Jahr 2001 verkauft das inzwischen pri-
vatisierte Unternehmen seine Produkte an Kunden im In- 
und Ausland. Es handelt sich dabei um Technologietrans-
fer mit Aufträgen in Milliardenhöhe, die sich über mehrere 
Jahre erstrecken. Die Qualifizierung der Fachkräfte der 
ausländischen Kunden ist dabei zu einem wichtigen Be-
standteil geworden. Acantopsis hat zunehmend Schwierig-
keiten, Ingenieurinnen und Ingenieure für diese Aufgabe 
zu finden. Sie beklagen die für sie schwierige und wider-
sprüchliche Situation und wünschen sich ein eigenes Aus-
bildertraining. Vor diesem Hintergrund hat Acantopsis bei 
der ENSTA Bretagne eine Studie in Auftrag gegeben, die 
der Frage nachgehen soll, welche Schwierigkeiten ausbil-
dende Ingenieurinnen und Ingenieure bei ihren Kunden-
trainings haben und welche Lösungen eine Ausbilderqua-
lifizierung bieten kann.

Das Dilemma

Im Rahmen der durchgeführten Studie (vgl. Kasten) be-
richten sämtliche Ingenieure von Schwierigkeiten und Wi-
dersprüchen. Die Anforderungen von Verkaufs-, Produk-
tions- und Ausbildungsvertrag sind oft gegensätzlich und 
führen zu Spannungsverhältnissen. 
Das erste Spannungsverhältnis entsteht dadurch, dass 
die Ingenieurinnen und Ingenieure zwischen den wider-
sprüchlichen Anforderungen der eigenen Firma und des 
Kunden stehen. Sie sollen ihren Ausbildungsvertrag erfül-
len, dabei aber ihrer Firma gegenüber loyal sein und keine 
Betriebsgeheimnisse verraten. 
Das zweite Spannungsverhältnis ergibt sich aus dem Inno-
vationsauftrag zwischen der Firmenleitung und der jewei-
ligen Fachabteilung im Betrieb. Die Ingenieurinnen und 
Ingenieure können ihre Aufgabe im Rahmen der Ausbil-
dung nur so lange durchführen, wie sie noch Zeit für ihre 
Hauptaufgabe in der Forschung und Entwicklung oder in 
der Produktion haben. Daraus resultiert ein drittes Span-
nungsverhältnis, das ihr professionelles Selbstverständnis 
betrifft: Sie sind renommierte Expertinnen und Experten 
in ihrer Firma und sehen ihre Aufgabe darin, technische 
Fachkräfte nach hohen Standards auszubilden. Ziel eines 
jeden Technologietranfers ist die Autonomie des Kunden 
für die komplette Entwicklung, Produktion und Wartung 
des verkauften Systems.

* Der Name des Unternehmens wurde für die Veröffentlichung geändert.
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Noch verfügt Acantopsis über einen technologischen Vor-
sprung, der sich allerdings von Jahr zu Jahr verringert. 
Daher sollten die auszubildenden Fachkräfte nicht über 
Detailkenntnisse zu innovativen Teilsystemen und Kompo-
nenten verfügen, da die Gefahr besteht, diese unwissent-
lich an die Kunden weiterzugeben. 
In den Trainings vor Ort oder auch in Frankreich versuchen 
die Trainees, stets mehr technologische Informationen zu 
erhalten, als laut Vertrag vorgesehen ist. Eine der Metho-
den zur Informationsbeschaffung besteht z.B. darin, bei 
Ausbilderinnen oder Ausbildern, die nicht spezialisiert auf 
den zu behandelnden Stoff sind, durch indirekte Fragen zu 
bestimmten Einzelkomponenten und Teilsystemen Infor-
mationen über das ganze System zu erhalten. Umgekehrt 
sollen allgemeine Fragen zum Gesamtsystem helfen, ver-
trauliche Informationen über innovative Teilsysteme und 
Komponenten zu erhalten. Dabei wird jede Klärung von 
Termini technici, Verständnisproblemen oder Sprach- und 
Übersetzungsschwierigkeiten genutzt. Schwierig zu ge-
stalten ist auch der informelle Kontakt außerhalb der Aus-
bildungszeit im Ausland. Insgesamt beklagt sich ein großer 
Anteil (75 %) der Befragten über den steigenden Druck. 
Einige von ihnen (10 %) äußern sogar den Wunsch, ihre 
Ausbildungstätigkeit aufzugeben, wenn sie selber keine 
Ausbilderqualifizierung erhalten. 

Was könnte eine spezielle Ausbilder- 
qualifizierung leisten?

Acantopsis hatte lange Zeit kein formelles Qualifizierungs-
programm für seine ausbildenden Ingenieurinnen und In-
genieure. Über ein informelles Auswahlverfahren wurden 
sie aus ihrem Bereich für die Kundentrainings ausgesucht. 
Sie sollten nicht nur über hervorragende technologische 
und technische Kenntnisse verfügen, sondern auch über 
langjährige Berufserfahrung in der Leitung ausländischer 
Projekte. Zudem sollten sie in der Lage und willens sein, ihr 
Wissen an Dritte zu vermitteln. Bisher hatten solche Aus-
bilder/-innen entweder gar keine didaktische Ausbildung 
oder höchstens eine theoretische Einführung ohne direk-
ten Bezug zum internationalen Technologietransfer. Bei 
Bedarf wurden Englischkurse und länderspezifische Kultur- 
informationen ohne direkten Bezug zu einer Ausbildertä-
tigkeit im Kontext mit den Technologietransfers angeboten.
Aufgrund der Studienergebnisse wurde dem Unternehmen 
klar, dass es sowohl sein Auswahlverfahren präzisieren als 
auch ein spezifisches Qualifizierungsangebot für die aus-
bildenden Ingenieurinnen und Ingenieure vorhalten muss. 
Seither spielen neben Erfahrung und Fachwissen weitere 
Kriterien wie Sprach-, Kommunikations- und interkulturel-
le Kompetenzen bei der Rekrutierung eine wichtige Rolle. 
Stärker als bisher wird nun auch Wert auf Ambiguitätsto-
leranz und Resilienz in einem fremden Kontext gelegt. In 

den Auswahlverfahren wird getestet, wie die zukünftigen 
Ausbilder/-innen in einer Situation mit Kundendruck und 
möglicher Industriespionage reagieren werden. 
Dementsprechend wurden im Rahmen der Trainers’ Trai-
nings insbesondere Wettbewerbs- und Vertraulichkeitsas-
pekte bei der Wissensvermittlung behandelt. Praktische 
Aufgaben der Didaktik werden in Englisch unter besonde-
rer Berücksichtigung von interkultureller Kommunikation 
und interkulturellem Lernen in Kurse für den Technologie-
transfer integriert. Dabei werden die drei unterschiedli-
chen Rollen – Ausbilder/-in, Technologe/Technologin und 
Vertriebsbeauftragte/-r – berücksichtigt. In jedem Training 
wird mittlerweile das Zusammenspiel zwischen vertrauli-
chen Aspekten, Einfluss von Strategien und Kulturen the-
matisiert. Die Teilnehmenden werden angeleitet, entspre-
chende Gefahren in der Unterrichtssituation zu erkennen 
und zu lernen, dass Probleme mit Kunden und Trainees 
sowohl technologischer, kultureller als auch strategischer 
Natur sein können. Sie werden darauf vorbereitet zu analy-
sieren, ob sie selbst, ihre Trainees oder alle Beteiligten auf 
interkulturelle Schwierigkeiten stoßen. Umgekehrt lernen 
sie zu reagieren, wenn ihre Trainees interkulturelle Strate-
gien entwickeln, um an strategisch relevante oder vertrau-
liche Informationen heranzukommen. 

Perspektiven für ausbildende Ingenieurinnen 
und Ingenieure

Trotz zahlreicher Ausbildungs- und Organisationsmaßnah-
men bei Acantopsis, die über die Fragestellung dieses Bei-
trags noch hinausgehen, bleibt der Transfer von Spitzen-
technologie höchst komplex. Spannungsverhältnisse und 
Dilemmata führen die Ausbilder/-innen in eine Situation 
von »Double Bind«, die die Kooperation mit den Kunden 
erschwert. Acantopsis sieht schon jetzt die Grenzen seines 
neuen Ausbildungsprogramms. Gemeinsam mit Ingenieur-
hochschulen wird daher nach weiteren Lösungen gesucht, 
um ausbildende Ingenieurinnen und Ingenieure künftig 
besser auf das Dilemma vorzubereiten und ihnen mehr 
Handlungssicherheit für den Technologietransfer im Aus-
land zu vermitteln.
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Modernising the Ukrainian VET System in line with the 
European Policy of Lifelong Learning

Interview with Prof. Dr. Valentyna Radkevych,  
Director of the Institute for Vocational Education and Training in Kiev 

The Ukrainian system of vocational education and trai-

ning faces major challenges. As part of an EU twinning 

project on the modernisation of vocational education le-

gislation and the development of standards, Germany’s 

Federal Institute of Vocational Education and Training 

(BIBB) is contributing to a Danish-German consortium 

to advise and support the Ukrainian Education Ministry 

on the implementation of imminent reforms. In the in-

terview, Prof. Dr. Valentyna Radkevych refers to key 

aspects of this reform process and to opportunities that 

may arise from the international exchange.

BWP What are the present-day prospects of VET in Ukraine?
Radkevych The system of vocational education and trai-
ning must be modernised with an eye to the demands of 
the national economy. Hence, it is necessary to update the 
legislation and the regulatory framework with a view to 
ensure continuous professional development of the indi-
viduals and to draft a new Law on Vocational Education 
and Training. It is essential to promote the attractiveness of 
VET as well as to ensure an appropriate level of VET finan-
cing and of VET infrastructure in schools. It is time to speed 
up the development of the National Qualifications System 
as a main tool for matching labour market qualification 
requirements with the educational system. It will be vital 
to develop sectoral qualifications frameworks and compe- 
tence-based occupational and educational standards; at 
the same time, the establishment of centres for indepen-
dent VET assessment and for the validation of non-for-
mal learning will be important steps in the modernisation  
process.

BWP What strategies for achieving these prospects are cur-
rently being discussed?
Radkevych Today’s relevant strategy for the development 
of labour market and employment policy is described in 
the »Programme for Promotion of Employment and Facili-

tating the Creation of New Jobs for the Period until 2017«. 
In order to implement this Programme, the Cabinet of Mi-
nisters of Ukraine has launched an action plan. One of the 
important provisions in this document is the improvement 
of company-based occupational training, including VET 
for disabled people. The »National Strategy for the De-
velopment of Education until 2021« also sets out defini-
tive principles for supplying an occupationally competent 
workforce for the domestic labour market by enabling the 
personal development of individuals according to their 
own capabilities and needs on the basis of lifelong learning.
Alongside these policy documents, the design of a Natio-
nal Qualifications Framework, the extension of the list of 
blue-collar professions and the development of compe- 
tence-based occupational and educational standards are 
all significant elements in the modernisation of VET in the 
Ukraine. 
Another relevant need is the development and implemen-
tation of a National Qualifications System, as long as it will 
contribute to the

transition from the »market of diplomas« to the »market 
of qualifications«;
acquisition and official recognition of qualifications 
for VET graduates and company employees, including  
those who are educated in a non-formal way in the pro-
cess of their work activities;
definition of the VET system components to ensure that 
learners attain appropriate qualification levels.

The implementation of a NQS will take into consideration 
technological, economic and demographic challenges. At 
the same time, establishing ties with existing and future 
European qualification systems will enable Ukrainian ci-
tizens to improve their professional competence, competi- 
tive power and labour market mobility.

BWP What is the Institute’s role in achieving the envisaged 
prospects?
Radkevych The main role of the Institute for Vocational 
Education and Training in achieving those prospects lies 
in conducting fundamental and applicable research stu-
dies. In the period from 2008 to 2012 researchers at the 

•
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•
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Institute created a number of concept papers important for 
the VET system. The most valuable among them is the Con-
cept for Occupational Guidance of Young People towards 
Industrial Occupations, which was listened to and ap- 
proved at the meeting of the Cabinet of Minister’s Council 
for Occupational Guidance on 21.02.2012 and recommen-
ded for usage not only within the VET system, but in the 
employment service as well. Another important product 
was the Concept for Developing New Generation VET Stan-
dards, on the basis of which methodology recommenda-
tions for the development of competence-based standards 
were prepared and approved by the Ministry of Education 
and Science. 
The practical value of the research work is demonstrated by 
the development and implementation of a significant num-
ber of training and methodology complexes and e-text-
books for VET schools of various profiles, as well as the 
modern software product PROFTECH. This informational 
and analytical system is used to collect, transfer, process, 
store, accumulate, analyse, archive and efficiently use in-
formation for the purposes of monitoring the performance 
of VET authorities and VET schools.

BWP What role in this process is played by international 
projects and cooperation? What are the most important as-
pects of such cooperation, in your opinion?
Radkevych International projects play an important role 
in the development of vocational education and training 
in Ukraine, because they promote implementation of in-
novations in relation to both theory and practice of skilled 
workforce training. They also provide a possibility to assess 
the state of the art of the VET system in Ukraine and sug-
gest ways and mechanisms for developing it further. 
With regard to the strategies cited above, I see the follo-
wing two main action areas:

support in modernising  the educational legislation, de-
veloping the National Qualifications System and imple-
menting new management technologies; 
support in developing competence-based occupational 
and educational standards. 

In international projects we can learn from experiences of 
vocational training in economically advanced countries 
and to adapt elements into the national system.

BWP From the point of view of your Institute what do you 
expect from international cooperation? What form should 
it take? What areas of cooperation do you see?
Radkevych We expect creative cooperation with foreign 
researchers in the field of vocational education and trai-
ning by means of conferences, workshops and trainings, 
scientific secondments, experience sharing, development 
of joint research topics, creation of common textbooks and 
manuals on vocational pedagogy issues, e.g. development 
of e-textbooks. 
I would like to emphasise the following activities espe- 
cially: 

creating and developing a common educational en-
vironment for the training of skilled workers and a dis-
tance learning platform;
assisting in the non-formal evaluation of domestic citi-
zens’ qualifications and defining operational procedures 
for non-formal learning evaluation centres/bodies, as 
well as advising in the development of an appropriate 
legislative framework;
exploring the work of employers’ associations that pro-
vide training, methodology and practical support to 
vocational training in other countries;
involvement of the Institute’s representatives in expert 
activities within the framework of international pro-
jects; and last but not least 
mutual publication of research articles in collections of 
scientific papers.

Interview: Snizhana Leu, Dr. Christiane Eberhardt
Translation from the Ukrainian original: Oleg Lytvynov
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proved at the meeting of the Cabinet of Minister’s Council 
for Occupational Guidance on 21.02.2012 and recommen-
ded for usage not only within the VET system, but in the 
employment service as well. Another important product 
was the Concept for Developing New Generation VET Stan-
dards, on the basis of which methodology recommenda-
tions for the development of competence-based standards 
were prepared and approved by the Ministry of Education 
and Science. 
The practical value of the research work is demonstrated by 
the development and implementation of a significant num-
ber of training and methodology complexes and e-text-
books for VET schools of various profiles, as well as the 
modern software product PROFTECH. This informational 
and analytical system is used to collect, transfer, process, 
store, accumulate, analyse, archive and efficiently use in-
formation for the purposes of monitoring the performance 
of VET authorities and VET schools.

BWP What role in this process is played by international 
projects and cooperation? What are the most important as-
pects of such cooperation, in your opinion?
Radkevych International projects play an important role 
in the development of vocational education and training 
in Ukraine, because they promote implementation of in-
novations in relation to both theory and practice of skilled 
workforce training. They also provide a possibility to assess 
the state of the art of the VET system in Ukraine and sug-
gest ways and mechanisms for developing it further. 
With regard to the strategies cited above, I see the follo-
wing two main action areas:

support in modernising  the educational legislation, de-
veloping the National Qualifications System and imple-
menting new management technologies; 
support in developing competence-based occupational 
and educational standards. 

In international projects we can learn from experiences of 
vocational training in economically advanced countries 
and to adapt elements into the national system.

BWP From the point of view of your Institute what do you 
expect from international cooperation? What form should 
it take? What areas of cooperation do you see?
Radkevych We expect creative cooperation with foreign 
researchers in the field of vocational education and trai-
ning by means of conferences, workshops and trainings, 
scientific secondments, experience sharing, development 
of joint research topics, creation of common textbooks and 
manuals on vocational pedagogy issues, e.g. development 
of e-textbooks. 
I would like to emphasise the following activities espe- 
cially: 

creating and developing a common educational en-
vironment for the training of skilled workers and a dis-
tance learning platform;
assisting in the non-formal evaluation of domestic citi-
zens’ qualifications and defining operational procedures 
for non-formal learning evaluation centres/bodies, as 
well as advising in the development of an appropriate 
legislative framework;
exploring the work of employers’ associations that pro-
vide training, methodology and practical support to 
vocational training in other countries;
involvement of the Institute’s representatives in expert 
activities within the framework of international pro-
jects; and last but not least 
mutual publication of research articles in collections of 
scientific papers.

Interview: Snizhana Leu, Dr. Christiane Eberhardt
Translation from the Ukrainian original: Oleg Lytvynov

Information about the Ukrainian Institute of VET

The Institute was founded in 2006 and reports to the National 

Academy of Pedagogical Sciences (NAPS). Since 2008 the Institute 

has been directed by Prof. Dr. Valentyna Radkevych, who is 

corresponding member of the NAPS at the same time.

71 members of academic staff are employed at the Institute, 

working in the following fields of research:

regional and national strategies for steering the VET system, 

quality and accessibility,

innovative methods of teaching and learning, and

modernisation of VET in line with European approaches to the 

development of competence standards and national qualifica-

tions frameworks
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PROF. DR. VALENTYNA RADKEVYCH

»The main challenge is the matching 

of employers’ needs and employees’ 

competencies. Therefore we have to 

enable the personal development of 

an individual according to its own 

capabilities and needs on the basis 

of lifelong learning.«
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Literaturauswahl zum Themenschwerpunkt  
Internationale Kooperationen

Monografien/Sammelbände __________________

Betriebliche Ausbildung in Partnerschaft – 
Vorschläge für neue Ausbildungsformen in 
Griechenland
Zusammenfassung von fünf branchenspezifischen 

Machbarkeitsstudien

Tobias Wolfgarten, Isabelle Le Mouillour, Volker 
Grünewald, Ilona Medrikat. BIBB, Bonn 2014,  
26 Seiten – URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/govet_ 
MBKSGR_de.pdf (Stand: 15.10.2014)
Im Rahmen der deutsch-griechischen Berufsbildungs-
kooperation wurden mit Unterstützung des BMBF durch 
die Zentralstelle für internationale Berufsbildungskoope-
ration (GOVET) fünf Machbarkeitsstudien gefördert, die 
die Umsetzbarkeit von betrieblicher Ausbildung in Grie-
chenland untersuchen sollten. Aus den Studien sind Vor-
schläge zur Umsetzbarkeit von betrieblichen Ausbildungs-
modellen gewonnen worden, die die Berufsausbildung für 
Jugendliche in Griechenland zu einer attraktiven Alterna-
tive zu einem Hochschulstudium machen könnten.

Erfolgsfaktoren der dualen Ausbildung:  
Transfermöglichkeiten
Wolfgang Bliem, Kurt Schmid, Alexander Petano-
vitsch. Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft, 
Wien 2014, 166 Seiten – URL: www.ibw.at/components/
com_redshop/assets/document/product/1392296354_
fb177.pdf (Stand: 15.10.2014)
Der Ansatz, bestehende Systeme der dualen Berufsbildung 
wie etwa die Österreichs, Deutschlands oder der Schweiz in 
andere Länder zu kopieren, scheint wenig Erfolg verspre-
chend. Zu unterschiedlich sind Bildungssysteme, institu- 
tionelle Rahmenbedingungen und Traditionen in mögli-
chen Zielländern. In einer Kooperation zwischen Öster-
reich und der Slowakei im Rahmen des Projektes SmartNet 
wurde vom WIFI International diese Studie beauftragt. Sie 
bildet eine forschungsbasierte Diskussionsgrundlage für 
entsprechende Know-how-Transferprozesse.

Der Einfluss der Internationalisierung auf die 
arbeitsmarktorientierte Bildung
Samuel Mühlemann. Swiss Leading House Working 
Paper 92, Zürich 2013, 55 Seiten – URL: www.isu.uzh.
ch/leadinghouse/WorkingPapers/0092_lhwpaper.pdf 
(Stand: 15.10.2014)
Über die Einflüsse der Internationalisierung auf die ar-

beitsmarktorientierte Bildung (höhere Berufsbildung, Be-
rufslehre) in der Schweiz gibt es bisher kaum empirische 
Grundlagen. Basierend auf drei Erhebungen zu Kosten 
und Nutzen der beruflichen Grundbildung in der Schweiz 
wird das Verhalten von 2500 internationalisierten Betrie-
ben hinsichtlich der arbeitsmarktorientierten Bildung im 
Zeitraum von 2000 bis 2009 untersucht und mit 15 000 
einheimischen Betrieben verglichen. Zusätzlich wurden 
im Rahmen dieses Projekts persönliche Interviews mit Per-
sonal- und Ausbildungsverantwortlichen geführt, um das 
Ausbildungs- und Rekrutierungsverhalten von internatio-
nalisierten Betrieben besser zu verstehen.

 
Metaevaluierung Berufsbildung: Ziele, Wir-
kungen und Erfolgsfaktoren der deutschen 
Berufsbildungszusammenarbeit 
Reinhard Stockmann, Stefan Silvestrini (Hrsg.). 
Waxmann, Münster 2013, 202 Seiten, ISBN 978-3-8309-
2795-2
Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) führt seit einigen Jahren Querschnittsauswer-
tungen ihrer Einzelevaluierungen in einem Fördersektor 
durch. Durch die Kombination einer Querschnittsauswer-
tung mit einer Metaevaluierung können nicht nur die me-
thodische Qualität der Einzelstudien bewertet, sondern 
auch neue Kriterien, die bisher nicht Gegenstand der Eva-
luierungen waren, für die Analyse der inhaltlichen Befun-
de eingeführt werden. In diesem Buch werden erstmals die 
Vorgehensweise, Erkenntnisse, Empfehlungen und die Ver-
wertung einer solchen Studie vorgestellt.

The Future of Vocational Education and  
Training in a Changing World
Matthias Pilz (Hrsg.). Springer VS, Wiesbaden 2012, 
607 Seiten ISBN 978-3-531-18757-0
This volume gives an overview of the situation in vocatio-
nal education and training, its strengths and weaknesses, 
and its prospects. VET experts from Canada, the USA, In-



dia, China, Japan and Korea, as well as from a number of 
European countries, focus on their national context and 
how it fits in to the bigger picture. The contributions com-
bine theoretical discussions from various strands of VET 
research with evidence from country case studies and ex-
amples from current practice.

Internationales Handbuch der Berufsbildung
BIBB, Bonn/Institut für Berufs- und Betriebspädagogik, 
Universität Magdeburg (Hrsg.), W. Bertelsmann, Bielefeld.
Die seit 1995 bestehende Publikation hat sich im deutschen 
Sprachraum zu einem praxisbezogenen Standardwerk der 
vergleichenden Berufsbildungsforschung entwickelt. Im 
Mittelpunkt stehen 44 Länderstudien, die sich auf natio-
nale Berufsbildungs- und Bildungssysteme konzentrieren. 
Sie geben einen einführenden Einblick in die sozioöko-
nomischen Rahmenbedingungen und die bildungspoliti-
schen Kompetenzen der jeweiligen Länder. Das Handbuch 
stellt die Bildungssysteme unter dem Blickwinkel der Be-
rufsbildung vor und zeichnet die strukturellen und histo-
rischen Entwicklungslinien nach. Loseblattsammlung in 
4 Ordnern, regelmäßige Ergänzungslieferungen mit ak-
tualisierten oder neuen Länderstudien. Erschienen: 1995 
(Grundwerk), seitdem regelmäßige Ergänzungslieferun-
gen, seit 2014 zusätzlich Einzelbände.

Zeitschriftenaufsätze ________________________
 

Schweizer Berufsbildung international
Christoph Gull, Lucia Theiler, Christoph Tho-
mann, Renate Bühler, Simon Junker. In: Folio – die 
Zeitschrift des BCH-FPS für Lehrkräfte in der Berufsbil-
dung 139 (2014) 3, S. 6–23
Das Heft widmet sich der Internationalisierung der Be-
rufsbildung aus Schweizer Perspektive. Dargestellt wird 
u.a. das Engagement der Direktion für Entwicklung und 
Zusammenarbeit (DEZA), die in ca. 20 Ländern in Ameri-
ka, Asien, Afrika und Europa Berufsbildungsprojekte auf 
den Weg gebracht hat. Weitere Beiträge beleuchten die 
Anerkennung von Berufsabschlüssen, die grenzüberschrei-
tende Mobilität in der beruflichen Bildung (Programm 

ECVET) sowie die Auslandsaufenthalte junger Menschen 
während ihrer Berufsausbildung. 

Potenzial und Grenzen des dualen Modells 
in Entwicklungsländern: Bildungspolitische 
Strategien
Markus Maurer. In: Panorama: Bildung, Beratung, 
Arbeitsmarkt (2012) 6, S. 8–9 – URL: www.panorama.ch/
dyn/1122.aspx?id_article=219 (Stand: 15.10.2014)
In jüngerer Zeit steigt der Druck auf die schweizerische 
Entwicklungszusammenarbeit, das duale Berufsbildungs-
modell zu exportieren. Trotz unbestrittener Stärken lässt 
es sich jedoch ohne Anpassung an die Gegebenheiten des 
Partnerlandes nicht nachhaltig implementieren.

Mehr Praxisorientierung statt reiner Theorie: 
Audi etabliert duale Ausbildung in Belgien
Michael Schmid, Dieter Omert. In: Personalführung – 
das Fachmagazin für Personalverantwortliche (2014) 10, 
S. 40–46
In Belgien ist die Ausbildung weitgehend theoretisch aus-
gerichtet. Um Berufsschulabsolventinnen und -absolven- 
ten am Arbeitsplatz schneller vollwertig einsetzen zu kön-
nen, exportiert Autobauer Audi Brussels die duale Ausbil-
dung nach deutschem Modell an seine Standorte und passt 
sie an die regional vorhandenen Systeme an. 

Deutschland als Bildungsexportland
Christel Adick. In: Zeitschrift für Pädagogik 60 (2014) 
5, S. 744–763
Seit über einem Jahrzehnt sind in Deutschland gezielt 
Versuche gestartet worden, auf den Export ausgerichte-
te unternehmerische Tätigkeiten im Bildungsbereich mit 
öffentlichen Mitteln zu fördern. Zugleich sind in diesem 
Zusammenhang Datensammlungen und Studien entstan-
den, die aber in der Bildungsforschung bisher noch keine 
Beachtung gefunden haben. In Gestalt einer Bestandsauf-
nahme werden drei seit 2001 existierende staatliche För-
dermaßnahmen vorgestellt und vorliegende Daten zu Art 
und Umfang deutscher Bildungsexporte ausgewertet.

(Zusammengestellt von Markus Linten und Sabine Prüstel) 

4 3B W P  6 / 2 0 1 4 T H E M E N S C H W E R P U N K T

Selected Bibliography

»Attractiveness of vocational education and training: Permeability, 
successful school-to-work transitions and international mobility«
Markus Linten, Sabine Prüstel, Christian Woll, Uta Roth, Alix 

Wurdak. BIBB/UNESCO-UNEVOC, Bonn 2014, 47 Seiten –  

URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/a1bud_auswahlbibliografie- 

attractiveness-vet.pdf (Stand: 15.10.2014)

Literaturdatenbank Berufliche Bildung: www.ldbb.de.

www.ldbb.de


4 4 W E I T E R E  T H E M E N B W P  6 / 2 0 1 4

1 Vgl. Musterfortbildungsordnungen der BZÄK www.bzaek.de/fu-

er-zahnaerzte/praxispersonal/aufstiegschancen.html (Stand: 

07.10.2014)

Kein Aufstieg trotz Fort- und Weiterbildung

Berufliche Entwicklungsperspektiven für Zahnmedizinische Fachangestellte  
kritisch beleuchtet

WILMA PAHL
Wiss. Mitarbeiterin am Institut für Berufs- 
pädagogik und Berufliche Didaktiken an der  
TU Dresden

Der Ausbildungsberuf Zahnmedizinische/-r Fachangestellte/-r (ZFA) bietet 

wenige Aufstiegsmöglichkeiten. Zwei verbreitete Wege des Aufstiegs liegen 

in den Tätigkeitsfeldern Prophylaxe und Verwaltung. Eine nennenswerte 

Einkommenssteigerung sowie ein erweitertes Aufgabenspektrum sind da-

rüber aber nicht zu erreichen, da insbesondere das Zahnheilkundegesetz 

und berufspolitische Rahmenbedingungen stark reglementierend wirken. 

Mit dem Bachelor of Science in Dentalhygiene und Präventionsmanagement 

werden erste Akademisierungstendenzen im Berufsfeld deutlich. Vor diesem 

Hintergrund werden im Beitrag Entwicklungsmöglichkeiten der ZFA nachge-

zeichnet und kritisch beleuchtet. 

Zahnmedizinische Fachangestellte: Ein Beruf mit 
Entwicklung

Aus dem 1940 staatlich anerkannten Anlernberuf »Sprech-
stundenhilfe beim Zahnarzt oder Dentisten« wurde 1952 
die »Zahnärztliche Helferin«, 1989 die »Zahnarzthelferin« 
und 2001 die »Zahnmedizinische Fachangestellte« (vgl. 
Verband medizinischer Fachberufe 2013, S. 5).
Zahnmedizinische Fachangestellte arbeiten in Zahnarzt-
praxen aller Fachrichtungen sowie »[…] im öffentlichen 
Gesundheitswesen, in der Dentalindustrie, bei Kranken-
kassen, Versicherungen und in Abrechnungszentren […]« 
(ebd., S. 3). Ihre Tätigkeitsbereiche umfassen vor allem die 
Behandlungsassistenz, die Praxisorganisation und -verwal- 
tung sowie Abrechnung und Prophylaxe (ebd.).
Fort- und Weiterbildung sind in diesem Beruf unerlässlich, 
da sich Behandlungsmethoden wie Geräteeinsatz und Hy-
gienerichtlinien rasch weiterentwickeln. ZFA müssen sich 
allerdings in einem Dschungel von Angeboten orientieren 
(vgl. Prchala 2001, S. 44), weil neben den Landeszahn-
ärztekammern auch viele Unternehmen der Dentalindus-
trie Fortbildungen anbieten. Dieser Artikel fokussiert auf 
die von den Landeszahnärztekammern angebotenen Auf-
stiegsfortbildungen und analysiert die Entwicklungsper- 
spektiven für ZFA durch Fortbildung und Studium. 

Aufstiegsfortbildungen der Landeszahnärzte- 
kammern

Die Fortbildungsinstitute der Landeszahnärztekammern 
bieten vier Aufstiegsfortbildungen mit unterschiedlichen 

Zulassungsvoraussetzungen flächendeckend an (vgl. Tab.). 
Die Angaben zu den Aufstiegsfortbildungen basieren auf 
den Musterfortbildungsordnungen und Musterprüfungs-
ordnungen der Bundeszahnärztekammer1, die von den 
Landeszahnärztekammern ausgestaltet werden. 

Zahnmedizinische Fachassistentinnen und -assistenten 
(ZMF) bilden sich in den Bereichen Behandlungsassis-
tenz und Abrechnung weiter, zudem wird der Bereich 
der praktischen Ausbildung im Dualen System vertieft. 
Zahnmedizinische Verwaltungsassistentinnen und -assis-
tenten (ZMV) vertiefen den Tätigkeitsschwerpunkt der 
zahnärztlichen Abrechnung sowie der Verwaltung. 
Zahnmedizinische Prophylaxeassistentinnen und -assisten- 
ten (ZMP) bilden sich ebenso wie Dentalhygieniker/-in-
nen (DH) für den Tätigkeitsschwerpunkt Prophylaxe 
fort. 

In Deutschland waren im Jahr 2011 ca. 211.000 ZFA in 
Zahnarztpraxen angestellt (Zahlen ohne Auszubildende), 
das sind 4,4 ZFA je tätigem Zahnarzt (vgl. Bundeszahn-
ärztekammer 2014, S. 108). Im Jahr 2012 haben 749 ZFA 
die Aufstiegsfortbildung zur/zum ZMP erfolgreich abge-
schlossen, 351 die Aufstiegsfortbildung zur/zum ZMF, 457 
zur/zum ZMV und 87 zur/zum DH (vgl. Bundeszahnärz-
tekammer 2014, S. 140 f.). Ergänzend werden in einigen 
Kammerbezirken noch weitere Aufstiegsfortbildungen an-
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geboten, welche ebenfalls mit einem öffentlich-rechtlichen 
Abschluss nach dem Berufsbildungsgesetz zu einer weiter-
führenden Berufsbezeichnung führen: »Fachwirt/-in Zahn-
ärztliches Praxismanagement«, »Geprüfte/-r Fachwirt/-in 
im Gesundheits- und Sozialwesen«, »Betriebswirt/-in«.

Aufstieg durch Aufstiegsfortbildungen?

Die Frage, inwiefern die im Rahmen der Aufstiegsfortbil-
dung erworbenen Kompetenzen im Berufsalltag der ZFA 
umgesetzt werden können und zu einem höheren Ver-
dienst führen, hängt stark vom Beschäftigungsfeld und 
den Verhandlungen mit den Arbeitgebern ab. Für ZFA exis-
tieren von dem Verband medizinischer Fachberufe mit den 
Landeszahnärztekammern als Arbeitgebervertreter ausge-
handelte Tarifverträge für die Länder Hamburg, Hessen, 
Saarland und den Landesteil Westfalen-Lippe.2 Weitere 
Zahnärztekammern beteiligen sich nicht an Tarifverhand-
lungen. Demgegenüber konnten für die Medizinischen und 
Tiermedizinischen Fachangestellten flächendeckend Tarif-
verträge ausgehandelt werden (ebd.). 

Zahnärztliche Tätigkeiten können laut § 1 Abs. 5 Zahn-
heilkundegesetz3 an »[…] dafür qualifiziertes Prophylaxe- 
personal mit abgeschlossener Ausbildung wie Zahnmedi-
zinische Fachhelferin, weitergebildete Zahnarzthelferin, 
Prophylaxehelferin oder Dentalhygienikerin […]« dele-
giert werden. Diese Anforderungsbeschreibung setzt je-
doch nicht zwingend eine der oben genannten Aufstiegs-
fortbildungen voraus. 
Der Delegationsrahmen der Bundeszahnärztekammer für 
ZFA konkretisiert die Vorgaben des Zahnheilkundegeset-
zes. Er sieht vor, dass Zahnärztinnen und Zahnärzte sich 
persönlich von der Qualifikation ihrer Mitarbeiter/-innen 
überzeugen, die Ausführung überwachen, kontrollieren 
und schließlich in gleicher Weise wie für eine persönlich 
erbrachte Leistung haften (vgl. Bundeszahnärztekammer 
2009, S. 3). So bleibt es im Ermessensspielraum der Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte, ob sie eine Aufstiegsfortbildung 
für die Erbringung der Leistung für erforderlich halten. 
Eine rechtliche Vorgabe existiert nicht. 
Zahnärztinnen und Zahnärzte verdienen ihr Honorar 
durch die Abrechnung der gesetzlichen Leistungen nach 
Bundeseinheitlichem Bewertungsmaßstab (Bema) oder 
der privatzahnärztlichen Leistungen nach der Gebüh-
renordnung für Zahnärzte (GOZ). Die Prophylaxeziffern 
sind als zahnärztliche Leistungen eingestuft und können 
delegiert werden. Ob die Leistung von einer Zahnärztin/ 
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Tabelle

Aufstiegsfortbildungen der Landeszahnärztekammern

2 Verband medizinischer Fachberufe e.V. – URL: www.vmf-online.de/zfa/

zfa-tarife (Stand: 07.10.2014)

3 Gesetz über die Ausübung der Zahnheilkunde vom 16. April 1987 

(BGBl. I S. 1225), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 

21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1301)
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einem Zahnarzt selbst, von einer/einem ZFA, ZMP oder 
DH durchgeführt wird, ist jedoch für die Honorarberech-
nung nicht relevant. Auch die Honorarhöhe wird dadurch 
nicht beeinflusst. Eine Fortbildung der Angestellten führt 
wahrscheinlich zu einer Qualitätssteigerung, jedoch zu 
keiner Umsatzsteigerung, die in Form einer Gehaltserhö-
hung an die Mitarbeiter/-innen weitergegeben werden 
könnte. Ähnliches gilt für die Aufstiegsfortbildungen ZMF 
und ZMV. Der sogenannte Aufstieg ist also bezogen auf Ein-
kommenssteigerung und bezogen auf ein erweitertes Auf-
gabengebiet im Angestelltenverhältnis nicht zwangsläufig 
gegeben. Daher stellt sich die Frage, ob durch eine berufli-
che Selbstständigkeit diese Perspektive eröffnet wird. 

Aufstieg durch Selbstständigkeit?

Auf Abrechnung oder Qualitätsmanagement spezialisierte 
ZFA oder ZMV können selbstständig ihre Leistungen anbie-
ten und berechnen. Ihre Tätigkeit fällt nicht unter die Re-
striktionen des Delegationsrahmens der Bundeszahnärz-
tekammer für ZFA oder das Zahnheilkundegesetz. Hierfür 
sind die Aufstiegsfortbildungen eine gute Grundlage, je-
doch keine rechtliche Voraussetzung.
Prophylaxeleistungen hingegen dürfen nicht im Rahmen 
einer Selbstständigkeit einer/eines ZFA, ZMP oder DH 
angeboten werden, da diese laut Zahnheilkundegesetz 
(s.o.) »delegierfähige Leistungen« darstellen: d.h. sie 
müssen von der Zahnärztin/dem Zahnarzt überwacht 
werden. Auch das Bleachen (Zahnweißung) wird als der 
Zahnärztin/dem Zahnarzt vorbehaltene Tätigkeit einge-
stuft, weshalb es nicht von selbstständigen ZFA erbracht 
werden darf. Die Kosmetikverordnung mit Geltung ab dem 
17.07.2012 regelt, dass Zahnbleichmittel mit Wasserstoff-
peroxidkonzentration zwischen 0,1 und 6 Prozent nur an 
Zahnärztinnen und Zahnärzte abgegeben werden dürfen 
(vgl. Bundeszahnärztekammer 2012).
Eine berufliche Selbstständigkeit der ZFA ist folglich nur 
eingeschränkt realisierbar. Interessant erscheint daher ein 
Blick auf neue akademische Ausbildungsformen.

Chancen durch Akademisierung?

Dem Trend der Akademisierung in den Gesundheitsfach-
berufen folgend, bietet die praxisHochschule in Köln als 
erste deutsche Hochschule seit 2014 einen Studiengang 
zum Bachelor of Science in Dentalhygiene und Präventions- 
management an. Es werden zwei Versionen des Studien-
gangs angeboten. ZFA können den Studiengang verkürzen 
und in zwei Jahren den Bachelor erreichen. Regulär sind 
sechs Semester geplant, welche die Ausbildung zur/zum 
ZFA integrieren. Das Studium findet in Blockveranstaltun-
gen statt (drei Wochen Praxis, eine Woche Präsenzunter-
richt) und setzt einen Praxispartner voraus, welcher dem 

Ausbildungsbetrieb im dualen System gleichzusetzen ist. 
Laut Angaben der praxisHochschule werden die Studien-
gebühren in der Regel vom Praxispartner getragen. Nach 
zwei Jahren können die Studierenden die Prüfung zur/zum 
ZFA absolvieren, nach drei Jahren ihren Bachelorabschluss 
erlangen. Es können demnach in kürzerer Zeit zwei Ab-
schlüsse erworben werden als beim regulären Durchlaufen 
der Ausbildung und anschließenden Aufstiegsfortbildun-
gen. Im Studiengang werden 4.500 Unterrichtsstunden 
absolviert, die praktische Arbeit sowie theoretische Inhalte 
umfassen (vgl. praxisHochschule 2014). Zusammen-
gerechnet ergeben die 840 Stunden Berufsschulunterricht 
laut Rahmenlehrplan (vgl. Kultusministerkonferenz 2001) 
in der Ausbildung zur/zum ZFA, die 350 Unterrichtsstunden 
der Aufstiegsfortbildungen ZMP und die 800 Unterrichts-
stunden für die Qualifizierung zur/zum DH mindestens  
1.990 Unterrichtsstunden, sodass der neue Studiengang 
den theoretischen Teil stark intensiviert. Durch eine mo-
dulare Verknüpfung von zahnmedizinisch relevanten The-
men mit Aspekten der Philosophie und der Kommunika-
tions- und Wirtschaftswissenschaften soll ganzheitliches 
Denken gefördert werden (ebd.). 
Die Bundeszahnärztekammer steht dem Akademisierungs- 
bestreben kritisch gegenüber und verweist auf die etablier- 
ten Aufstiegsfortbildungen und den hohen Praxisanteil (vgl.  
Ziller 2014). Sie bezeichnet die Akademisierung von ZFA 
ohne sachlich vertiefende Argumentation als überflüssig.
Ob ein akademischer Abschluss die Aufstiegschancen des 
Berufsbildes vergrößert, kann zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht beurteilt werden, da die erste Kohorte ihr Studium 
im vergangenen Jahr aufgenommen hat.

Schlussbetrachtung und Perspektiven der Dental-
branche

Zahnärztinnen und Zahnärzte haben eine umfassende 
zahnmedizinische Ausbildung, werden jedoch nicht in der 
Intensität auf Prophylaxeleistungen vorbereitet, wie Den-
talhygieniker/-innen in sechs Semestern Studium vorberei-
tet werden können und in anderen europäischen Ländern 
bereits werden. Vor dem Hintergrund der anstehenden 
Unterversorgung in den ländlichen Regionen könnte eine 
Selbstständigkeit im Bereich Dentalhygiene Engpässe ver-
meiden. Sorgen um die Qualität der prophylaktischen Ver-
sorgung bei Übernahme durch selbstständige DH könnten 
als Ausgangspunkt für eine Studie dienen, welche die pro-
fessionelle Zahnreinigung, wie sie von Zahnärztinnen und 
Zahnärzten sowie von DH vorgenommen wird, in der Qua-
lität überprüft. Diese Daten könnten dann eine Grundlage 
sein, um zu prüfen, ob die professionelle Zahnreinigung 
nach wie vor als allein zahnärztliche Leistung zu definie-
ren ist oder ggf. Anpassungen im Zahnheilkundegesetz 
sinnvoll sind. 
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Darüber hinaus könnte die Aufstiegsfortbildung zur/zum 
ZMP in ihrer Bedeutung gesteigert werden, wenn die Kas-
senzahnärztlichen Vereinigungen die Beschäftigung einer/
eines ZMP vorschreiben würden, um Prophylaxeziffern 
überhaupt abrechnen zu können. Vergleichbare Vorgaben 
sind für Diabetologinnen und Diabetologen bekannt, die 
eine/n Diabetesberater/-in DDG [Deutsche Diabetes Ge-
sellschaft] beschäftigen müssen, um ihre Praxis als »diabe-
tologische Schwerpunktpraxis« auszuweisen.4 
Aufstieg im Sinne von Einkommenssteigerung und Erwei-
terung des Aufgabenspektrums kann mit den genannten 
zahnmedizinischen Aufstiegsfortbildungen nicht zwin-
gend erreicht werden. Gleichwohl deuten erste Ergebnisse 
einer Arbeitsprozessanalyse im Tätigkeitsfeld der/des ZFA, 
welche derzeit von der Autorin ausgewertet wird, darauf 
hin, dass ZMP oder in der Prophylaxe tätige ZFA das eigen-
ständige Arbeiten mit den Patientinnen und Patienten bei 
der professionellen Zahnreinigung als Aufstieg empfinden, 
da sie selber agieren und nicht »nur« assistieren. 
Neben diesen strukturellen Fragen soll abschließend noch 
ein berufsdidaktischer Aspekt aufgegriffen werden. Es fällt 
auf, dass die Fortbildungsordnungen der hier vorgestellten 
Aufstiegsfortbildungen allesamt fachsystematisch aufge-
baut sind. Eine Vermittlung von Fachinhalten ohne Hand-
lungsbezug kann kaum zu Handlungskompetenz führen. 
Der schulische Rahmenlehrplan für den Ausbildungsberuf 
ZFA ist handlungsorientiert in Lernfeldern aufgebaut. Eine 
konsequente Weiterführung dieses didaktischen Grund-
satzes in den Curricula der Aufstiegsfortbildungen wäre 
förderlich für die Entwicklung einer erweiterten berufli-
chen Handlungskompetenz. 
Aufstiegsfortbildungen werden primär von Zahnmedizine-
rinnen und -medizinern durchgeführt. Hier wäre zumin-
dest eine Beratung durch Berufsschullehrkräfte denkbar. 
Der Studiengang Bachelor of Science in Dentalhygiene 
und Präventionsmanagement wurde unter Mitarbeit von 
Berufsschullehrkräften erstellt, wodurch die Handlungso-
rientierung verankert werden konnte (vgl. praxisHoch-
schule 2014). Gleichwohl wäre eine Evaluationsstudie 
des Studiengangs interessant, da im Rahmen eines Stu- 
diums evtl. andere Kompetenzen gefördert werden können 
als in der Berufsbildenden Schule. Um eine Aussage über 
die Aufstiegsmöglichkeiten durch den Studiengang treffen 
zu können, wären Verbleibstudien im Rahmen einer Absol-
ventenbefragung interessant.
Ein Blick in andere europäische Länder wie beispielswei-
se die Schweiz oder die Niederlande zeigt andere Versor-

s

4 URL: www.kvmv.info/aerzte/15/30/Diabetes/Diabetes_Gesundheitsma 

nagement_AOK/ (Stand: 07.10.2014)

5 vgl. z.B. für die Niederlande www.ifdh.org/wk_abroad/netherlands.

html (Stand: 07.10.2014) und die Schweiz www.ifdh.org/wk_abroad/

switzerland.html (Stand: 07.10.2014)

gungsformen, hier können sich Dentalhygieniker/-innen 
mit eigener Praxis selbstständig machen.5 Um dies in 
Deutschland zu ermöglichen, wäre eine Änderung des 
Zahnheilkundegesetzes erforderlich.
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Mit der Verabschiedung der Qualitätsstandards und des 

Kompetenzprofils durch die Mitgliederversammlung des 

Nationalen Forums Beratung (nfb) steht ein Konzept zur 

Qualitätsentwicklung und -sicherung für die Beratung 

in Bildung, Beruf und Beschäftigung zur Verfügung, das 

in einem mehrjährigen, bundesweiten »Offenen Koordi-

nierungsprozess« erarbeitet und erprobt wurde. Im Bei-

trag werden Verfahren und BeQu-Konzept vorgestellt.1 

Wozu Qualitätsstandards?

Die Bedeutung qualifizierter Beratung zu Fragen der allge-
meinen und beruflichen Bildung, der Berufswahl oder der 
beruflichen Neuorientierung, der Weiterbildung und der 
beruflichen (Wieder-)Eingliederung ist unbestritten. Aber 
was dies beinhaltet, welche Anforderungen Beratungs-
anbieter und Beratende erfüllen sollten, wie Beratung zu 
gestalten ist und welchen Beitrag Politik und weitere Ak-
teure dazu leisten müssen, darüber gehen die Meinungen 
auseinander.
Die Beratung für Bildung, Beruf und Beschäftigung – auch 
als »3B-Beratung« bezeichnet – ist in Deutschland derzeit 
noch ein unzureichend professionalisiertes Handlungsfeld. 
Sieht man von den Vorgaben des Sozialgesetzbuches III ab, 
gibt es kaum verbindliche Standards für die Durchführung 
der Beratung oder für die Qualifikations- und Kompetenz- 

anforderungen an das Beratungspersonal. Und selbst da, 
wo es sie gibt, fehlen wirksame Kontrollmechanismen oder 
aussagekräftige Qualitätsnachweise, die Ratsuchende vor 
unqualifizierten Angeboten schützen und sie bei der Aus-
wahl eines passenden Beratungsangebots unterstützen 
könnten (vgl. hierzu verschiedene Untersuchungen und 
Veröffentlichungen der Stiftung Warentest).2 Zwar gibt es 
mittlerweile eine Reihe von Ansätzen zur Qualitätsentwick-
lung und -sicherung, diese sind jedoch meist auf bestimmte 
Beratungsbereiche, Träger, einzelne Verbände und/oder 
Regionen begrenzt, d. h. ihre Reichweite und Verbindlich-
keit sind eingeschränkt (vgl. Seidel/Seusing 2013). 

Ziele und Methoden des offenen Koordinierungs-
prozesses

Mit dem Verbundvorhaben »Offener Koordinierungspro-
zess Qualitätsentwicklung für die Beratung in Bildung, 
Beruf und Beschäftigung« (BeQu-Projekt) haben sich das 
Nationale Forum Beratung (nfb) und die Forschungsgrup-
pe Beratungsqualität am Institut für Bildungswissenschaft 
der Universität Heidelberg (IBW) drei Ziele gesetzt:

ein bildungsbereichs- und institutionenübergreifendes 
Verständnis von Beratung und Anforderungen an gute 
Beratung zu entwickeln, die von den relevanten Akteu-
ren gemeinsam getragen und anerkannt werden,
wissenschaftlich fundierte und aus der Beratungsprofes-
sion heraus entwickelte Qualitätsstandards und Kompe-
tenzanforderungen zu definieren, die die Gemeinsam-
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1 Das Vorhaben wurde vom Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF) gefördert.

2 Vgl. www.test.de/thema/weiterbildungsberatung/ (Stand: 08.10.2014)

1.

2.



keiten jeglicher professioneller personenbezogener
Beratung ausmachen und die von den Akteuren im Feld 
der 3B-Beratung getragen und anerkannt werden,

3. für die Beratungspraxis (Beratungseinrichtungen und 
Beratende) handhabbare Instrumente zur eigenen Ori-
entierung und Reflexion ihrer Qualität und Kompeten-
zen sowie zur Qualitätsentwicklung und -sicherung zu 
entwickeln, die wissenschaftlich fundiert und praktisch 
erprobt sind.

Dabei war von Anfang an klar, dass Qualität keine absolute 
Größe darstellt, sondern in der Regel das Ergebnis eines 
Aushandlungsprozesses zwischen den für die Erbringung 
der Dienstleistung mittelbar und unmittelbar Verantwort-
lichen darstellt. Die Methode der »offenen Koordinierung« 
erschien als eine für dieses Vorhaben geeignete Vorgehens-
weise (vgl. Weber/Katsarov 2013). Innerhalb der fünf-
jährigen Projektlaufzeit wurden mehr als 250 Personen 
(Praktiker/-innen sowie Wissenschaftler/-innen und Ver-
treter/-innen aus Politik und Verbänden der verschiede-
nen Beratungsfelder) sowie 50 Beratungseinrichtungen in 
Arbeitsgruppen, Expertenworkshops, Runden Tischen etc. 
in die Entwicklung und Erprobung einbezogen. Ein Beirat 
aus Politik-, Verbands- und Wissenschaftsvertreterinnen 
und -vertretern hat das Vorhaben begleitet. Zum Abschluss 
der ersten Projektphase wurden auf einer großen Fachkon-
ferenz die Ergebnisse einer breiteren Fachöffentlichkeit 
vorgestellt und diskutiert (vgl. Perspektiven guter Bera-
tung 2012).

Das BeQu-Konzept und seine Instrumente

Das BeQu-Konzept für gute Beratung besteht aus drei auf-
einander bezogenen Instrumenten (vgl. Abb.):
1. Qualitätsstandards für die Beratung in Bildung, Beruf 

und Beschäftigung: In 19 übergreifenden Standards und 
130 Kriterien zur Konkretisierung werden Anforderun-
gen an gute Beratung beschrieben, die Beratende, Be-
ratungsorganisationen und politisch Verantwortliche 
erfüllen sollten (vgl. Tab. 1). 

2. Kompetenzprofil für Beratende in Bildung, Beruf und Be-
schäftigung: In 17 Kompetenzen und 147 Indikatoren 
zur Konkretisierung dieser Kompetenzen und der dazu 
erforderlichen kognitiven Ressourcen werden Anforde-
rungen beschrieben, die Beratende erfüllen sollten (vgl. 
Tab. 2).

3. Qualitätsentwicklungsrahmen (QER): In einem 6-Pha-
sen-Modell werden die wesentlichen Schritte für einen 
Qualitätsentwicklungsprozess in einer Beratungsein-
richtung beschrieben, der auf den Qualitätsstandards 
und dem Kompetenzprofil aufbaut. 

Die Instrumente sind als open-access-Veröffentlichung3 
und auf der Website www.beratungsqualitaet.net frei zu-
gänglich. Eine interaktive Online-Version ergänzt die Bro-

 

schüren um zahlreiche Erläuterungen und Praxisbeispiele. 
Den theoretischen Hintergrund der Qualitätsstandards 
und des Kompetenzprofils bildet ein systemisches Modell 
von Beratung, das davon ausgeht, dass Beratung eingebun-
den ist in verschiedene Systeme und Kontexte. Dabei spie-
len nicht nur die Beraterin bzw. der Berater und die/der 
Ratsuchende mit ihren jeweiligen sozialen Einbindungen 
eine wichtige Rolle, sondern auch die unterschiedlichen 
organisationalen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen von Beratung. Insofern sind nicht nur Beratende 
und Ratsuchende für die Qualität und das Ergebnis einer 
Beratung verantwortlich, auch die Anbieterorganisation 
und die jeweils verantwortlichen politischen Akteure müs-
sen ihren Beitrag dazu leisten. Die Qualitätsstandards und 
das Kompetenzprofil beziehen diese verschiedenen Syste-
me und Kontexte mit ein und adressieren alle drei Hand-
lungsebenen mit konkreten Anforderungen (vgl. Schiers-
mann/Weber 2013, S. 41ff.)

Implementierung

Die Qualitätsstandards und das Kompetenzprofil wurden 
mit öffentlicher Förderung entwickelt und stehen jeder-
mann zur Verfügung. Sie können in vielfältiger Weise als 
Anregung für die professionelle Weiterentwicklung des Be-
ratungsangebots genutzt werden. Das nfb plant die Grün-
dung eines Qualitätsnetzwerks, in dem sich alle an der 
Weiterentwicklung der Beratung Interessierten über eine 
Online-Plattform austauschen und an der Weiterentwick-
lung der Qualitätsinstrumente mitwirken können. 

Abbildung 

Das BeQu-Konzept für die Beratung in Bildung, Beruf und 

Beschäftigung
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Während der Erprobung des QER wurden Unterstützungs-
Tools und Workshop-Konzepte zur Schulung von Quali-
tätsbeauftragten und externen Prozessbegleitern entwi-
ckelt. Informationen dazu sind bei der nfb-Geschäftsstelle 
(info@beratungsqualitaet.net) erhältlich.
Weitergehende Überlegungen zur Entwicklung eines Güte-
siegels oder einer Zertifizierung werden erst nach Erfah-
rungen aus der Umsetzung angestellt. Hierzu bedarf es 
erneut einer breiten Beteiligung der Akteure im Feld, ins-
besondere aber auch einer Prüfung, inwieweit bestehende 
Qualitätsstandards und Zertifizierungsverfahren mit den 
Anforderungen des BeQu-Konzepts kompatibel sind und 
anerkannt werden können, denn es geht dem nfb nicht da-
rum, den bestehenden Verfahren noch ein weiteres hinzu-
zufügen, sondern darum, sich gemeinsam für eine breite 
Anerkennung gemeinsam getragener Qualitätsstandards 
in der Bildungs- und Berufsberatung einzusetzen.
Das nfb wird darüber hinaus auf der politischen Ebene da-
für werben, dass Bildungs-, Berufs- und Beschäftigungs-
beratung – egal ob öffentlich oder privat finanziert und 
verantwortet – verbindlichen, professionellen Qualitäts-
standards unterliegt. Dafür bilden die in diesem Projekt in 

einem breiten fachlichen Konsens »bottom-up« entwickel-
ten Instrumente eine solide Basis.
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Entfristung der Ausbildungsdauer  
in den Konstruktionsberufen

MARLIES DORSCH-SCHWEIZER
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich  
»Gewerblich-technische und naturwissen-
schaftliche Berufe« im BIBB

Die Berufsausbildung im Konstruktionsbereich wurde  

2011 umfassend neu gestaltet. Die beiden dreieinhalb- 

jährigen Ausbildungsberufe Technische/-r Produkt- 

designer/-in und Technische/-r Systemplaner/-in tra-

ten jedoch mit einer fünfjährigen Befristung in Kraft, 

da sich im Neuordnungsverfahren kein Konsens zur 

Ausbildungsdauer herstellen ließ. Auf der Basis eines  

BIBB-Gutachtens wurde nun die Angemessenheit der 

Ausbildungsdauer geprüft und die Befristung aufgeho-

ben. Im Beitrag werden zentrale Ergebnisse dieses Gut-

achtens vorgestellt. 

Ausgangslage

Die Einigung der Sozialpartner über die Ausbildungs-
dauer eines Ausbildungsberufs ist wesentliche Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Neuordnung, da sowohl das 
Berufsbildungsgesetz wie auch die Handwerksordnung 
zur Ausbildungsdauer eine Sollvorschrift enthalten. Beim 

Neuordnungsverfahren zur Berufsausbildung im Konstruk- 
tionsbereich konnte 2011 kein Konsens bezüglich einer 
dreieinhalbjährigen Ausbildungsdauer erzielt werden. 
Um die Berufe dennoch in Kraft treten zu lassen, wurde 
die Verordnung zunächst auf fünf Jahre befristet. In der 
Folge beauftragte das BMWi im Jahr 2012 die Firma IN-
TERVAL GmbH, Kriterien für die Ermittlung der erforder-
lichen Ausbildungsdauer eines Berufs zu entwickeln. Auf 
dieser Grundlage (vgl. Ekert/Sommer/Otto 2013 und 
die Kriterien im Kasten) und in Verbindung mit zusätzli-
chen BIBB-Untersuchungen (vgl. Frank/Walden 2012; 
Gei/Krewerth 2012) verständigte sich der BIBB-Haupt-
ausschuss am 4. Juli 2013 auf ein Verfahren zur Prüfung 
von Ausbildungszeiten, insbesondere bei dreieinhalbjäh-
rigen  Ausbildungsberufen. Danach soll künftig eine Aus-
bildungsdauer von dreieinhalb Jahren im Antragsgespräch 
zu einem Neuordnungsverfahren begründet festgelegt 
werden – möglicherweise auf der Grundlage einer Exper-
tise des BIBB –, sodass Ausbildungsordnungen aus diesem 
Grund nicht befristet erlassen werden müssen.
Auf Basis der entwickelten Kriterien und Erkenntnisse hat 
das BIBB nun im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) ein Gutachten zur angemesse-

Prüfungsfragen und -kriterien zur Ermittlung der erforderlichen Ausbildungsdauer

1. Prüfung der Notwendigkeit von Inhalten als Bestandteil der Erstausbildung 

2. Prüfung, ob über ein geeignetes Strukturmodell die Ausbildungsdauer begrenzt werden kann

3. Prüfung der Zufriedenheit der Beteiligten

4. Prüfung der Nähe einer dualen Ausbildung zum Hochschulstudium 

5. Prüfung der faktischen Dauer erfolgreicher Ausbildungen

6. Prüfung der Offenheit des Berufsfeldes auch für anfänglich schwächere Jugendliche 

7. Prüfung der Qualität der Ausbildungsprozesse in dem betreffenden Beruf

8. Prüfung, ob Betriebe auch im letzten Jahr noch substanziell in die Ausbildung investierten 

9. Zusatzqualifikationen und ungenutzte Ausbildungszeiten

10. Prüfung der Erfolgsquoten

11. Prüfung des Leistungsgrades von Auszubildenden zum Ende der Ausbildung 

12. Prüfen, ob die Größe eines Berufs den Aufwand einer Ausnahmeprüfung rechtfertigt
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nen Ausbildungsdauer der beiden oben genannten Ausbil-
dungsberufe erstellt (vgl. Dorsch-Schweizer 2014). 
Diese aktuelle Prüfung ergänzt eine bereits vorliegende 
gutachterliche BIBB-Stellungnahme aus dem Jahr 2013 
zur Überprüfung der erforderlichen Ausbildungsdauer von 
Ausbildungsberufen in der gewerblichen Wirtschaft (vgl. 
Grunwald/Tutschner 2013).

Methodische Vorgehensweisen

Von den zwölf Prüfungsfragen und -kriterien, die der Be-
gutachtung zugrunde liegen sollten, wurden Nummer 6 
bis 12 ausschließlich durch die berufsübergreifenden Aus-
führungen im BIBB-Gutachten von 2013 beantwortet (vgl. 
Grunwald/Tutschner 2013). Zum einen waren hier 
keine weiteren Aspekte hinzuzufügen, zum anderen steht 
für weitergehende berufsspezifische Analysen zu diesen 
Fragen noch kein bzw. nur unzureichendes Datenmaterial 
zur Verfügung, da die hier zu untersuchenden Berufe erst 
seit dem 1. August 2011 in Kraft sind. Beispielsweise lie-
gen zum Begutachtungszeitpunkt keinerlei relevante Prü-
fungsstatistiken vor.
Für die Fragen 1 bis 5 wurden die zur Verfügung stehen-
den und den Untersuchungsberufen zugrunde liegenden 
Daten der Berufsbildungsstatistik und andere relevante 
BIBB-Erhebungen ausgewertet. In ergänzenden sieben Be-
triebsbegehungen und Gesprächen mit betrieblichen Aus-
bilderinnen und Ausbildern, die nicht als Sachverständige 
im Neuordnungsverfahren eingebunden waren, wurde die 
betriebliche Umsetzung der neuen Verordnung beurteilt. 

Zur Qualitätssicherung wurden betriebliche Expertinnen 
und Experten, die im Neuordnungsprozess als Sachver-
ständige mitgewirkt haben, auf einem eintägigen Work-
shop zu den Ergebnissen der Begutachtung angehört. 
Da aufgrund der kurzen Zeitspanne nach der Neuordnung 
zu einigen Überprüfungskriterien noch keine Daten vorla-
gen, hatten Expertenwissen und die betriebliche Praxis für 
die Beurteilung einen besonders hohen Stellenwert. 

Ausgewählte Prüfkriterien

Bei der Bewertung der richtigen Ausbildungsdauer haben 
insbesondere die notwendigen Inhalte der Ausbildung und 
die Zufriedenheit der Beteiligten einen hohen Stellenwert. 
Die Argumente zu diesen beiden Kriterien werden daher 
im Folgenden skizziert.

Notwendige Inhalte in der Ausbildung

Die Ausbildungsdauer von dreieinhalb Jahren wird vor 
allem mit der inhaltlichen Komplexität der beiden Ausbil-
dungsberufe gerechtfertigt. Folgende Argumente wurden 
von der Mehrheit der Sachverständigen 2011 angeführt 
und in dem Expertenworkshop 2014 noch einmal aus-
drücklich bestätigt:
Die Ausbildungsinhalte der neuen Berufe stehen in einem 
anderen Vermittlungskontext als beim Vorgängerberuf des 
»Technischen Zeichners«, der bereits eine Ausbildungs-
dauer von dreieinhalb Jahren umfasste. So beinhaltet 
beispielsweise die Vermittlung der 3D-Dimension sowie 
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der gesamten CAD-Technik eine wesentlich größere Ver-
mittlungstiefe. Ebenso sind umfangreichere Inhalte der 
allgemeinen Konstruktionslehre erforderlich. Das bishe-
rige Berufsbild war stark geprägt von konkreten Arbeiten 
nach Vorgaben. Die Inhalte der neuen Berufsbilder orien-
tieren sich demgegenüber an eigenständigem, konstruk- 
tionsmethodischem Arbeiten mit den höheren Anforderun-
gen betrieblicher und technischer Kommunikation sowie 
Teamarbeit unter Berücksichtigung der Belange vor- und 
nachgelagerter Bereiche. Zusätzlich erfordern die Beurtei-
lung und Anwendung unterschiedlichster Werkstoffe und 
die daraus resultierenden Fertigungs- und Fügeverfahren 
oder Montagetechniken der jeweils relevanten Konstruk-
tionen nach wie vor praktische Vermittlungsphasen, die 
nicht weiter reduziert werden dürfen.

Die Zufriedenheit der Beteiligten

Nach wie vor gibt es bei den betrieblichen Expertinnen und 
Experten zwar ein mehrheitliches, aber dennoch uneinheit-
liches Bild zur Zufriedenheit mit der Ausbildungsdauer, da 
einige auch eine Ausbildungsdauer von drei Jahren für die 
Vermittlung der Inhalte für ausreichend halten. Branchen- 
und Fachrichtungszugehörigkeit scheinen dabei einen we-
sentlichen Einfluss zu haben. Im Beruf Technische/-r Pro-
duktdesigner/-in votierten betriebliche Vertreter/-innen 
aus dem ausbildungsstärksten Bereich der Maschinen- und 
Anlagentechnikbranche stark für eine dreieinhalbjährige 
Ausbildungsdauer, wohingegen solche aus der Fachrich-
tung Produktgestaltung und -konstruktion häufig mit einer 
Ausbildungszeit von drei Jahren zurechtkämen. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass in der letztgenannten Fachrich-
tung zum großen Teil die Ausbildungsverhältnisse des »al-
ten Produktdesigners« eingeflossen sind. Diese Betriebe 
haben ohnehin immer nur drei Jahre ausgebildet. 
Bei den betrieblichen Vertreterinnen und Vertretern des 
Berufs Technische/-r Systemplaner/-in gab und gibt es 
eine eindeutige Haltung für dreieinhalb Jahre Ausbil-
dungsdauer. Lediglich die Expertinnen und Experten für 
die neue, allerdings zahlenmäßig sehr kleine Fachrichtung 
Elektrotechnische Systeme halten auch eine Ausbildungs-
dauer von drei Jahren für akzeptabel.
Eine zusätzliche Analyse der Berufsbildungsstatistik über 
die aktuellen Ausbildungszahlen nach der Neuordnung 
deutet auf eine hohe Akzeptanz der beiden neuen Berufe 
mit einer Ausbildungsdauer von dreieinhalb Jahren hin 
(vgl. Abb.). Diese Entwicklung lässt den Schluss zu, dass 
die neue inhaltliche und strukturelle Ausgestaltung der Be-
rufe offensichtlich den Bedarf getroffen hat.

BIBB-Empfehlung und Aufhebung der Befristung

Unter Würdigung aller Aspekte zu den geprüften Frage-
stellungen hat das BIBB empfohlen, die Ausbildungsdauer 
von dreieinhalb Jahren in den Ausbildungsberufen Techni-
sche/-r Produktdesigner/-in sowie Technische/-r System-
planer/-in beizubehalten und die Befristung der gemeinsa-
men Verordnung der beiden Berufe vom 21. Juni 2011 im 
§ 29 Absatz 2 aufzuheben. Dies ist mit einer Änderungsver-
ordnung am 29. Oktober 2014 verkündet worden. Da für 
einige Indikatoren (Prüfungsstatistiken, z.B. vorgezogene 
Prüfungen, Prüfungserfolge) noch keine Daten vorlagen, 
empfiehlt das BIBB eine weitere Evaluation unter Einbe-
ziehung der o.g. Kriterien ab dem Jahr 2017. s

5 3B W P  6 / 2 0 1 4 B E R U F E

Literatur

Bundesgesetzblatt, Teil 1 Nr. 48 vom 29.10.2014, S. 1630. Bonn 2014

Dorsch-Schweizer, M.: Gutachten zur Aufhebung der Befristung in der 
Ausbildungsverordnung Technische/-r Produktdesigner/-in sowie 
Technische/-r Systemplaner/-in. Bonn 2014 – URL: www2.bibb.de/
bibbtools/de/ssl/dapro.php?proj=4.2.448 (Stand 16.10.2014)

Ekert, St.; Sommer, J.; Otto, K.: Entwicklung von Kriterien zur Ermitt-
lung der erforderlichen Ausbildungsdauer von Ausbildungsberufen nach 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG)/der Handwerksordnung (HwO) in der 
gewerblichen Wirtschaft, Berlin 2013 – URL: www.interval-berlin.de/
Abschlussbericht%20InterVal%20Kriterien%20Ausbildungsdauer.pdf  
(Stand 16.10.2014)

Frank, I.; Walden, G. (Hrsg.): Analysen und Empfehlungen zur Festle-
gung der Dauer von Ausbildungsberufen. Wissenschaftliches Diskussions-
papier, Heft 135 Bonn 2012 – URL: http://www.bibb.de/veroeffentli 
chungen/de/publication/show/id/6893 (Stand16.10.2014)

Gei, J.; Krewerth, A.: Duale Berufsausbildungen: Zwei- bis dreijährig 
oder bis zu dreieinhalbjährig? Ergebnisse des BIBB-Expertenmonitors zur 
aktuellen Diskussion über die Ausbildungsdauer. Bonn 2012 – URL: 
www.bibb.de/dokumente/pdf/Ergebnisbericht_EM2011_Ausbildungs 
dauer_final09012012.pdf (Stand 16.10.2014)

Grunwald, J.-G.; Tutschner, H.: Überprüfung der erforderlichen 
Ausbildungsdauer von Ausbildungsberufen in der gewerblichen Wirt-
schaft, gutachterliche Stellungnahme des BIBB für das BMWi. Wissen-
schaftliches Diskussionspapier, Heft 144 Bonn, 2013 – URL: www.bibb.
de/veroeffentlichungen/de/publication/show/id/7126 (Stand 16.10.2014)

der gesamten CAD-Technik eine wesentlich größere Ver-
mittlungstiefe. Ebenso sind umfangreichere Inhalte der 
allgemeinen Konstruktionslehre erforderlich. Das bishe-
rige Berufsbild war stark geprägt von konkreten Arbeiten 
nach Vorgaben. Die Inhalte der neuen Berufsbilder orien-
tieren sich demgegenüber an eigenständigem, konstruk- 
tionsmethodischem Arbeiten mit den höheren Anforderun-
gen betrieblicher und technischer Kommunikation sowie 
Teamarbeit unter Berücksichtigung der Belange vor- und 
nachgelagerter Bereiche. Zusätzlich erfordern die Beurtei-
lung und Anwendung unterschiedlichster Werkstoffe und 
die daraus resultierenden Fertigungs- und Fügeverfahren 
oder Montagetechniken der jeweils relevanten Konstruk-
tionen nach wie vor praktische Vermittlungsphasen, die 
nicht weiter reduziert werden dürfen.

Die Zufriedenheit der Beteiligten

Nach wie vor gibt es bei den betrieblichen Expertinnen und 
Experten zwar ein mehrheitliches, aber dennoch uneinheit-
liches Bild zur Zufriedenheit mit der Ausbildungsdauer, da 
einige auch eine Ausbildungsdauer von drei Jahren für die 
Vermittlung der Inhalte für ausreichend halten. Branchen- 
und Fachrichtungszugehörigkeit scheinen dabei einen we-
sentlichen Einfluss zu haben. Im Beruf Technische/-r Pro-
duktdesigner/-in votierten betriebliche Vertreter/-innen 
aus dem ausbildungsstärksten Bereich der Maschinen- und 
Anlagentechnikbranche stark für eine dreieinhalbjährige 
Ausbildungsdauer, wohingegen solche aus der Fachrich-
tung Produktgestaltung und -konstruktion häufig mit einer 
Ausbildungszeit von drei Jahren zurechtkämen. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass in der letztgenannten Fachrich-
tung zum großen Teil die Ausbildungsverhältnisse des »al-
ten Produktdesigners« eingeflossen sind. Diese Betriebe 
haben ohnehin immer nur drei Jahre ausgebildet. 
Bei den betrieblichen Vertreterinnen und Vertretern des 
Berufs Technische/-r Systemplaner/-in gab und gibt es 
eine eindeutige Haltung für dreieinhalb Jahre Ausbil-
dungsdauer. Lediglich die Expertinnen und Experten für 
die neue, allerdings zahlenmäßig sehr kleine Fachrichtung 
Elektrotechnische Systeme halten auch eine Ausbildungs-
dauer von drei Jahren für akzeptabel.
Eine zusätzliche Analyse der Berufsbildungsstatistik über 
die aktuellen Ausbildungszahlen nach der Neuordnung 
deutet auf eine hohe Akzeptanz der beiden neuen Berufe 
mit einer Ausbildungsdauer von dreieinhalb Jahren hin 
(vgl. Abb.). Diese Entwicklung lässt den Schluss zu, dass 
die neue inhaltliche und strukturelle Ausgestaltung der Be-
rufe offensichtlich den Bedarf getroffen hat.

BIBB-Empfehlung und Aufhebung der Befristung

Unter Würdigung aller Aspekte zu den geprüften Frage-
stellungen hat das BIBB empfohlen, die Ausbildungsdauer 
von dreieinhalb Jahren in den Ausbildungsberufen Techni-
sche/-r Produktdesigner/-in sowie Technische/-r System-
planer/-in beizubehalten und die Befristung der gemeinsa-
men Verordnung der beiden Berufe vom 21. Juni 2011 im 
§ 29 Absatz 2 aufzuheben. Dies ist mit einer Änderungsver-
ordnung am 29. Oktober 2014 verkündet worden. Da für 
einige Indikatoren (Prüfungsstatistiken, z.B. vorgezogene 
Prüfungen, Prüfungserfolge) noch keine Daten vorlagen, 
empfiehlt das BIBB eine weitere Evaluation unter Einbe-
ziehung der o.g. Kriterien ab dem Jahr 2017. s

5 3B W P  6 / 2 0 1 4 B E R U F E

Literatur

Bundesgesetzblatt, Teil 1 Nr. 48 vom 29.10.2014, S. 1630. Bonn 2014

Dorsch-Schweizer, M.: Gutachten zur Aufhebung der Befristung in der 
Ausbildungsverordnung Technische/-r Produktdesigner/-in sowie 
Technische/-r Systemplaner/-in. Bonn 2014 – URL: www2.bibb.de/
bibbtools/de/ssl/dapro.php?proj=4.2.448 (Stand 16.10.2014)

Ekert, St.; Sommer, J.; Otto, K.: Entwicklung von Kriterien zur Ermitt-
lung der erforderlichen Ausbildungsdauer von Ausbildungsberufen nach 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG)/der Handwerksordnung (HwO) in der 
gewerblichen Wirtschaft, Berlin 2013 – URL: www.interval-berlin.de/
Abschlussbericht%20InterVal%20Kriterien%20Ausbildungsdauer.pdf  
(Stand 16.10.2014)

Frank, I.; Walden, G. (Hrsg.): Analysen und Empfehlungen zur Festle-
gung der Dauer von Ausbildungsberufen. Wissenschaftliches Diskussions-
papier, Heft 135 Bonn 2012 – URL: http://www.bibb.de/veroeffentli 
chungen/de/publication/show/id/6893 (Stand16.10.2014)

Gei, J.; Krewerth, A.: Duale Berufsausbildungen: Zwei- bis dreijährig 
oder bis zu dreieinhalbjährig? Ergebnisse des BIBB-Expertenmonitors zur 
aktuellen Diskussion über die Ausbildungsdauer. Bonn 2012 – URL: 
www.bibb.de/dokumente/pdf/Ergebnisbericht_EM2011_Ausbildungs 
dauer_final09012012.pdf (Stand 16.10.2014)

Grunwald, J.-G.; Tutschner, H.: Überprüfung der erforderlichen 
Ausbildungsdauer von Ausbildungsberufen in der gewerblichen Wirt-
schaft, gutachterliche Stellungnahme des BIBB für das BMWi. Wissen-
schaftliches Diskussionspapier, Heft 144 Bonn, 2013 – URL: www.bibb.
de/veroeffentlichungen/de/publication/show/id/7126 (Stand 16.10.2014)

Anzeige

Um eine praxisgerechte Umsetzung 
der Berufsausbildung im Konstruk-
tionsbereich in der Ausbildung zu 
unterstützen, hat das BIBB Umset-
zungshilfen für die beiden Ausbil-
dungsberufe entwickelt.

BIBB (Hrsg.): Ausbildung gestalten: Technische/-r Produktdesigner/-in 
– Technische/-r Systemplaner/-in. W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 
2012, 212 S. + CD-ROM, 24,90 EUR, ISBN 978-3-7639-5073-7

Ausbildung im Konstruktionsbereich 
gestalten

BWP-6-14-Lay-1911-ok.indd   53 19.11.14   08:56

www2.bibb.de/bibbtools/de/ssl/dapro.php?proj=4.2.448


5 4 D Q R  K O N K R E T B W P  6 / 2 0 1 4

DQR-Niveau auf Qualifikationsnachweisen:  
Missbrauchsschutz durch Norm und Markenstärke

FRIEDRICH HUBERT ESSER
Prof. Dr., Präsident des Bundesinstituts für 
Berufsbildung

JOHANNA MÖLLS
Leiterin des Referats »Recht/Organisation/
Qualitätsentwicklung« im BIBB

Das auf Abschlusszeugnissen in der Berufs- und Hoch-

schulbildung ausgewiesene DQR-Niveau basiert auf ei-

nem abgestimmten Verfahren, auf das sich Bund, Län-

der und Sozialpartner verständigt haben, und ist damit 

qualitätsgesichert. Teilweise tauchen aber auch DQR-Zu-

ordnungen auf, die diesem Verfahren nicht unterzogen 

wurden und daher auch falsch sein können. Der Beitrag 

geht der Frage nach, wie die Niveau-Zuordnung gegen 

solchen Missbrauch geschützt und damit das Instrument 

DQR gestärkt werden kann.

Transparente Zuordnung durch Bund, Länder und 
Sozialpartner

Die Empfehlung des Europäischen Parlaments und Rats 
aus dem Jahr 2008 zur Einrichtung des Europäischen Qua-
lifikationsrahmens für lebenslanges Lernen sieht vor, den 
Ausweis des EQR/DQR-Niveaus auf Qualifikationsnach-
weisen voranzubringen (vgl. EU-Parlament und Rat 2008). 
Damit sollen die Transparenz von Bildungsabschlüssen, die 
Mobilität sowie Möglichkeiten der Anerkennung von Bil-
dungsleistungen gefördert werden. Für Zuordnungen im 
Bereich der formalen Bildung gibt es bereits ein verbind-
liches Verfahren. Die Antragsteller, bspw. ein Ministerium 
als Verordnungsgeber oder eine Kammer, übergeben die 
entsprechenden Unterlagen eines Zuordnungsvorschlags 
der Bund-Länder-Koordinierungsstelle DQR. Dort erfolgt 
dann eine Überprüfung des Zuordnungsvorschlags unter 
Beteiligung des Arbeitskreises DQR. Die bislang vorge-
nommenen Zuordnungen von Qualifikationen/Abschlüs-
sen zum DQR sind somit Ergebnis der Abstimmung der 
Beteiligten von Bund, Ländern und der Sozialpartner und 
damit eine gemeinsame Leistung der unterschiedlichen 
Bildungsbereiche. Die von Bund und Ländern getragene 
Koordinierungsstelle macht diese Arbeit transparent und 
bietet damit den jeweiligen Zeugniserstellern (z.B. Kam-
mern und Hochschulen) die Grundlage für die Ausweisung 

des richtigen DQR-Niveaus auf den Qualifikationsnach-
weisen.
Die Umsetzung des DQR in Deutschland beruht aktuell 
auf dem gemeinsamen Beschluss von Bund und Ländern 
vom 1. Mai 2013. Für die Berufsbildung hatte bereits der 
BIBB-Hauptausschuss mit der Ergänzung der Muster-
prüfungsordnungen, derzufolge Abschlusszeugnisse das 
DQR-Niveau ausweisen sollen, Rechtssicherheit geschaf-
fen (vgl. BIBB Hauptausschuss 2013). Die zuständigen 
Stellen setzen diese Vorgabe seit Anfang dieses Jahres um. 
Im Hochschulbereich wird das DQR-/EQR-Niveau im Di- 
ploma Supplement ausgewiesen. Auch neue Europass- 
Dokumente werden mit einem Verweis auf das jeweils zu-
treffende DQR-/EQR-Niveau versehen. Die Praxis setzt das 
Instrument also nachhaltig um und macht den DQR da-
durch im wahrsten Sinne des Wortes sichtbar. 
In der Folge werden jedoch auch DQR-Niveauzuordnun-
gen vorgenommen, die sich nicht im Rahmen des oben be-
schriebenen Verfahrens bewegen. Teilweise stehen diese 
Zuordnungen und Ausweise, die an der Koordinierungs-
stelle vorbei vorgenommen werden, nicht im Einklang mit 
den DQR-Kompetenzmerkmalen, die betreffenden Quali- 
fikationen sind also so nicht zuordnungsfähig. Letztend-
lich erscheinen Bildungsangebote auf dem Markt, die ein 
DQR-Niveau und damit ein ordentliches Zuordnungsver-
fahren suggerieren, das es aber gar nicht gegeben hat. Bil-
dungsinteressierte werden also getäuscht.
Daher gilt es zu überlegen, ob und wie der Ausweis des 
DQR-Niveaus auf der Basis der Zuordnung durch die Koor-
dinierungsstelle geschützt werden kann.

Rechtliche Möglichkeiten gegen Missbrauch

Der gemeinsame Beschluss von Bund und Ländern vom  
1. Mai 2013 über die Umsetzung des DQR entfaltet nur 
unter den Beteiligten Bindungswirkung. Er gewährt dem 
Staat aber keine Eingriffsmöglichkeiten z.B. gegenüber  
einem Bildungsanbieter, der ein DQR-Niveau auf einem 
Zertifikat ohne vorherige Prüfung durch die Koordinie-
rungsstelle ausweist.
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Denkbar wäre, wettbewerbsrechtlich gegen den hier be-
klagten Missbrauch vorzugehen. Einschlägig wäre hier das 
Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb (UWG), mit dessen 
Hilfe Mitbewerber/-innen gegen sogenannte unlautere 
geschäftliche Handlungen (hier wegen Irreführung) vor-
gehen können. Ein Bildungsanbieter müsste in einer ju-
ristischen Auseinandersetzung nachweisen, dass die Zu-
ordnung innerhalb des DQR-Gefüges tatsächlich falsch 
vorgenommen worden ist. Eine verbindliche Vorgabe etwa 
durch ein Gesetz, was richtig oder falsch ist, gibt es jedoch 
nicht. Im Übrigen könnten Bund und Länder ohnehin ge-
gen eine Falschzuordnung aufgrund des UWG nicht vorge-
hen, da ihnen die erforderliche Legitimation fehlt. 
Ähnlich verhält es sich mit einem möglichen Schutz durch 
das Strafrecht. So müsste z.B. für das Vorliegen eines Be-
trugstatbestands durch fehlerhafte DQR-Niveaunutzung 
ein (wirtschaftlicher) Schaden nachzuweisen sein. Auch 
dies dürfte in der Praxis nicht und schon gar nicht in Kau-
salität zur Falschdarstellung gelingen.
Im Moment gibt es also keine staatlich normierte Rege-
lung, die einer bestimmten Stelle die Exklusivität für die 
DQR-Niveauzuordnung zuschreiben würde, diese Zuord-
nung durch eine von ihr zu beauftragende Stelle verbind-
lich vornehmen zu lassen. Daher fehlt auch bislang eine 
normative Eingriffsregelung, über die Missbrauch in der 
o.g. Form verhindert werden könnte. Eine Eingriffsberech-
tigung für Bund und Länder wäre nur »de lege ferenda«, 
also nach zu schaffendem Recht, möglich.
Da bei der Bewertung der Bildungsgänge sowohl Bund als 
auch Länder in den jeweiligen Bildungssystemen betrof-
fen sind, wäre eine normative Vorgabe für alle Bildungs-
bereiche sehr komplex und nur über die Befassung aller 
17 Parlamente auf Bundes- und Länderebene im Einklang 
möglich.
Unschädlich wäre es aber, wenn einzelne Bildungsberei-
che für ihren Anwendungsbereich eine Regelung treffen 
würden. Die Berufsbildung kann hier über das Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG), für das der Bund die Gesetzgebungs-
kompetenz hat, in dieser Entwicklung vorangehen. Die 
im Koalitionsvertrag angekündigte Evaluation des BBiG 
bis zur Mitte der Legislaturperiode1 könnte ein passender 
Anlass für eine solche Initiative sein. Eine verbindliche Re-
gelung in der Berufsbildung könnte eine positive Wirkung 
auch auf die anderen, in der ausschließlichen Kompetenz 
der Länder liegenden Bildungsbereiche haben und so der 
weiteren Verbreitung des DQR dienen. 

Markenschutz2 

Hilfreich, wenngleich nur indirekt gegen Missbrauch 
schützend, könnte weiterhin sein, den Wiedererkennungs-
wert einer Zuordnung im vereinbarten Verfahren über die 
Koordinierungsstelle und nach den gemeinsam von Bund, 
Ländern und Sozialpartnern und auf wissenschaftlicher 
Basis festgelegten Standards zu erreichen. Bislang wird 
u.a. in der Berufsbildung nur auf das DQR-Niveau hinge-
wiesen, ohne dass die Rolle der Koordinierungsstelle für 
die Qualitätssicherung deutlich würde. Einen Wiederer-
kennungswert für dieses Gütesiegel ließe sich z.B. mit der 
Nennung der Koordinierungsstelle schaffen und/oder mit 
der Nutzung eines Logos als Wort-Bild-Marke. Zurzeit ar-
beitet die Koordinierungsstelle bereits mit einem Logo.

Dieses (oder ein anderes) könnte z.B. für die Nutzung 
auf Qualifikationsnachweisen freigegeben werden, deren 
zugrunde liegende Bildungsmaßnahme durch die Koordi-
nierungsstelle bewertet und zugeordnet wurde. Zusätzlich 
könnte dies markenrechtlich unterstützt werden durch die 
Eintragung und Nutzung einer Kollektivmarke. 

Fazit

Die bisherigen Erfolge in der Gestaltung und Umsetzung 
des DQR sollten flankierend geschützt werden, indem 
Missbrauch der Zuordnung von Qualifikationen/Abschlüs-
sen zu DQR-Niveaus vorgebeugt wird. Zielführend könnte 
für die Berufsbildung eine Regelung im BBiG sein. Es kann 
dabei in Kauf genommen werden, dass damit Vorgaben 
für die verschiedenen Bildungsbereiche nicht vollständig 
gleich sind. Der Überprüfung der Zuordnung durch die 
Koordinierungsstelle könnte über das Markenrecht und 
die Verwendung eines Logos ein mittelbar schützender 
Wiedererkennungswert zukommen. Andere rechtliche Ab-
wehrmöglichkeiten gegen Missbrauch scheinen nach gel-
tendem Recht kaum Erfolg versprechend.
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Berufsbildende Schulen in den ostdeutschen Ländern 
am Neuanfang
Dieter Hölterhoff
EUSL-Verlagsgesellschaft, Paderborn 2014, 303 Seiten, 
39,90 EUR, ISBN 978-3-940625-41-0

Warum jetzt noch eine Publikation über den Neuanfang? 
Endlich! Gut 25 Jahre sind bereits vergangen, und es fehlt 
immer noch die Reflexion bzw. Aufarbeitung des Transfor-
mationsprozesses im Übergang vom politischen System 
der DDR hin zu dem der Bundesrepublik Deutschland in 
den neuen Ländern durch die Berufsbildungsforschung.
Der Autor verweist »auf die dringende vollständige Aufar-
beitung des Transformationsprozesses in der beruflichen 
Bildung in den ostdeutschen Ländern« (S. 28).
Dieter Hölterhoff, dem Herausgeber Volkmar Her-
kner und dem EUSL-Verlag gebührt Dank für diese bil-
dungspolitisch brisante Publikation. Sie ist anspruchsvoll,
sehr gut strukturiert, ermöglicht einen Überblick sowie 
vor allem einen Einblick in die vielen Details der berufs-
bildungspolitischen Diskussionen und Veränderungen in 
den berufsbildenden Schulen im Verlauf der sogenannten 
Wendezeit. 
Der Aufbau der Publikation wird von einer Sachlogik
geprägt, die mit Erkenntnissen der Transformationsfor-
schung beginnt und mit Schlussfolgerungen bzw. einem 
Ausblick und möglichen zukünftigen Optionen abschließt. 
Die insgesamt 13 Kapitel beinhalten Aussagen zur berufs-
bildungspolitischen Ausgangslage und zu Forschungs-
fragen sowie zu Diskussionen im Übergangszeitraum
1990/1991. Von genereller Bedeutung sind die getroffenen 
Einschätzungen zu den politisch-rechtlichen Aspekten der 
Übergangsphase. Der Hauptteil ist der Entwicklung der
Oberstufenzentren gewidmet. Aus den zahlreichen Begeg-
nungen mit dem Autor kann eingeschätzt werden, mit wie 

 

 

 

 

 

viel Engagement und »Herzblut« er die Schulentwicklung 
zu Oberstufenzentren und insbesondere die Weiterent-
wicklung von Bildungsgängen in Kooperation mit der Wirt-
schaft als eine persönliche Herausforderung betrachtet hat. 
Bei Leserinnen und Lesern aus den neuen Ländern werden 
sicher die Ausführungen zum 1993 gestarteten Modellver-
such »Berufsausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz 
mit Fachhochschulreife« (S. 144 ff.) auf großes Interesse 
stoßen. Das trifft auch für die Beschreibung des »Koope-
rativen Modells an Berufsfachschulen in Brandenburg« zu 
(S. 180 ff.). Gerade diese Beiträge zeigen, wie tief vielfach 
der Graben zwischen den DDR-geprägten Alltagserfahrun-
gen und den teilweise völlig anders gearteten »westlichen« 
Erfahrungen waren und vielleicht auch noch sind. Deshalb 
ist es verdienstvoll, dass der Autor immer wieder verdeut-
licht, dass es wenig Anlass gibt, vieles unbesehen und pau-
schal abzuwerten, was unter den Bedingungen eines ande-
ren gesellschaftlichen Systems entwickelt und erfolgreich 
umgesetzt wurde. Die Ausgangssituation und Entwicklun-
gen beim gesellschaftlichen Umbruch sind leider auch von 
der Berufsbildungsforschung weitgehend ausgeklammert 
worden. Das wird durch die kritische Aufarbeitung der For-
schungsdefizite belegt. 
Im abschließenden 13. Kapitel »Ausblick und mögliche 
zukünftige Optionen« verweist der Verfasser darauf, dass 
sein konzipiertes und favorisiertes Zukunftsbild ganz we-
sentlich vom Leidensdruck und dem berufsbildungspoliti-
schen Willen abhängt (S. 256).
Die rezipierte Literatur ist sehr umfangreich und aktu-
ell und wird durch einen sehr aussagefähigen Dokumen-
tenanhang zielorientiert ergänzt.

Fazit: Dem Autor ist es gelungen, die berufsbildungspoliti-
schen Interventionen zur berufsbildenden Schule zu ana-
lysieren und auch zu identifizieren. Beispielhaft gelingt es 
ihm, im Kontext der Oberstufenzentren die entscheiden-
den Handlungsimpulse zu fixieren und auch umzusetzen. 
Gleichzeitig werden offene Fragen und Forschungsdeside-
rata benannt, die einer Klärung bzw. weiterer Forschungs-
arbeiten bedürfen. Deshalb ist das Buch all jenen zu emp-
fehlen, die sich im Detail über den Transformationsprozess 
informieren wollen oder im Kontext berufspädagogischer 
Entwicklungen forschen. s
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V E R Ö F F E N T L I C H U N G E N

Berufsfeldanalyse zu industriellen Elektroberufen

Die industriellen Elektroberufe 
werden, wenn es um typische 
Ausbildungsberufe und Gestal- 
tungsmerkmale des dualen Sys-
tems geht, immer wieder als 
Musterbeispiel herangezogen. 
Angesichts der dynamischen Ent-
wicklung der Einsatzfelder, durch 
Veränderungen betrieblicher Pro-
zessabläufe und durch die allge-
meine Technologieentwicklung 

stellt sich die Frage, ob und wie lange die gegenwärtigen 
Ausbildungsberufe den Erfordernissen des Beschäftigungs- 
und Ausbildungssystems noch ausreichend entsprechen. 

Dr. Gert Zinke, Harald Schenk, Elke Wasiljew: 
Berufsfeldanalyse zu industriellen Elektroberufen als Vor-
untersuchung zur Bildung einer möglichen Berufsgruppe. 
Wissenschaftliches Diskussionspapier 155. Bonn 2014, 
56 Seiten, ISBN 978-3-88555-976-4 – Download unter: 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/
id/7456

Betriebe auf der Suche

Der BIBB-Report nimmt Instru- 
mente in den Blick, über die 
Betriebe versuchen, ihr Ausbil-
dungsplatzangebot bekannt zu 
machen. Die Ergebnisse zeigen 
unter anderem, dass sich Betrie-
be, die eine höhere Vorbildung 
ihrer Auszubildenden bevorzugen, 
stärker dafür einsetzen, geeignete 
Bewerber/-innen zu finden; vor 
allem Handwerksbetriebe setzen 

auf die direkte Kontaktaufnahme, um ausbildungsinteres-
sierte junge Menschen für sich zu gewinnen.

Christian Gerhards, Margit Ebbinghaus: Betriebe 
auf der Suche nach Ausbildungsplatzbewerberinnen und 
-bewerbern: Instrumente und Strategien. Ergebnisse aus 
dem BIBB-Qualifizierungspanel 2013. BIBB REPORT 
3/2014, 8. Jahrgang, Oktober 2014 – Download unter: www. 
bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/id/7458

Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung

Das BIBB förderte im Zeitraum 
von 2010 bis 2013 sechs Modell-
versuche im Förderschwerpunkt 
»Berufliche Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung«. Der Band 
stellt die Entwicklungsarbeit und 
Ergebnisse der Modellversuche 
dar, die in Qualifikationsanforde-
rungen, Curricula und Lernmodu-
le gegliedert sind. Zudem werden 
auf der Grundlage der Evaluation 

Möglichkeiten des Transfers und Perspektiven für eine Be-
rufsbildung für nachhaltige Entwicklung reflektiert.

BIBB (Hrsg.): Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung –  
Modellversuche 2010-2013: Erkenntnisse, Schlussfolge-
rungen und Ausblicke. Reihe: Berichte zur beruflichen Bil-
dung, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2014, 236 Seiten, 
29,90 EUR, ISBN: 978-3-7639-1169-1

BIBB-Übergangsstudie 2011

Der Daten- und Methodenbe-
richt beschreibt detailliert die 
Forschungsdaten der BIBB-Über-
gangsstudie 2011. Die Daten 
wurden von GfK Marktforschung 
(Nürnberg) im Auftrag des BIBB 
erhoben. Das Forschungsdaten-
zentrum des BIBB (BIBB-FDZ) hat 
weitere Aufbereitungsschritte an 
den Daten vorgenommen, die im 
Handbuch dokumentiert sind.

BIBB (Hrsg.): BIBB-Übergangsstudie 2011. Version 1, 
BIBB-FDZ Daten- und Methodenbericht Nr. 3/2014. Bonn 
2014, 50 Seiten – Download unter: www.bibb.de/ 
veroeffentlichungen/de/publication/show/id/7454 

K U R Z  U N D  A K T U E L L

Bezugsadressen

Bundesinstitut für Berufsbildung
Robert-Schuman-Platz 3, 53175 Bonn
Fax: 0228 / 107-29 77, vertrieb@bibb.de, www.bibb.de

W. Bertelsmann Verlag
Postfach 100633, 33506 Bielefeld,  
Fax: 0521 / 911 01-19, service@wbv.de, www.wbv.de

Publikationen des BIBB sind unter www.bibb.de recherchierbar und 
können dort direkt bestellt werden.

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/id/7454
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Hermann-Schmidt-Preises 2014:  
Vier innovative betriebliche Modelle zur Inklusion ausgezeichnet

»Innovative betriebliche Modelle der 
Inklusion in der dualen Berufsausbil-
dung« lautete das diesjährige Thema 
des Wettbewerbs um den »Hermann-
Schmidt-Preis«. Wie müssen Lern- und 
Arbeitsbedingungen sowie Lern- und 
Arbeitsumgebungen gestaltet sein, da-
mit Menschen mit und ohne Behinde-
rung miteinander lernen und arbeiten 
können? Welche Anforderungen an die 
Qualifizierung des Ausbildungsperso-
nals sind erkennbar, und wie können 
Lernortkooperationen erfolgreich ge-
staltet werden? Der Verein »Innovative 
Berufsbildung e.V.« prämierte Projek-
te und Initiativen, die beispielhafte 
Modelle entwickelt und nachweislich 
umgesetzt haben. Vier Preisträger wur-
den während der 10. wbv-Fachtagung 
in Bielefeld geehrt:

Hermann-Schmidt-Preisträger 
2014: »Inklusion in der dua-
len Berufsausbildung ist keine 
Einbahnstraße – Neue Wege 
führen zum Ziel«   
Annedore-Leber-Berufsbildungs-
werk (ALBBW) und Mondelez 
Deutschland Produktion, Berlin
Ziel der Projektpartner ist es, eine 
reguläre betriebliche Ausbildung mit 
den Möglichkeiten einer Ausbildung in 
einem Berufsbildungswerk innovativ 
miteinander zu verzahnen. Die Mecha-

tronik-Auszubildenden des ALBBW ab-
solvieren zwei Jahre ihrer Ausbildung 
im Berufsbildungswerk, die anschlie-
ßenden anderthalb Jahre im Betrieb. Im 
Gegenzug lernen die angehenden In-
dustriemechaniker/-innen des Betriebs 
bestimmte Inhalte ihrer Ausbildung im 
Berufsbildungswerk. Die Lehrgänge fin-
den in gemischten Teams und unter Lei-
tung pädagogisch geschulter Ausbilder 
statt. Die Jury würdigt das innovative, 
beispielhafte Projekt für sein überzeu-
gendes Inklusionskonzept und betont 
insbesondere die Möglichkeiten seiner 
Übertragbarkeit.

Sonderpreis:  
»Inklusion konkret« 
Fördern durch Spielmittel e.V., Berlin
Teil des ausgezeichneten Vereins sind 
zwei Berliner Handwerksbetriebe: eine 
Tischlerei und eine Schneiderei. Von 
den insgesamt 15 Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen sind acht schwerbe-
hindert. In beiden Betrieben arbeiten 
Menschen mit und ohne Behinderung 
gleichberechtigt zusammen, Jugendli-
che mit und ohne Behinderung werden 
gemeinsam ausgebildet. Die Jury wür-
digt u.a. den umfassenden und nach-
haltigen Inklusionsansatz des Projekts, 
den Umgang mit den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen sowie die Einbindung 
der Kunden als besonders innovativ.

Sonderpreis: »Seitentausch« 
Lebenshilfe Braunschweig
Auszubildende der Lebenshilfe Braun-
schweig mit einer geistigen Behinde-
rung absolvieren einen Teil ihrer Aus-
bildung im Unternehmen MAN SE und 
werden dort von den betrieblichen Aus-
zubildenden angeleitet. Im Gegenzug 
verbringen die betrieblichen Auszubil-
denden drei Wochen in der Werkstatt 
der Lebenshilfe. Beide Gruppen lernen 
durch diesen inklusiven Ansatz den re-
spektvollen Umgang miteinander und 
profitieren für ihre weitere berufliche 
und persönliche Entwicklung. Idealer-
weise dient der Austausch den Auszu-
bildenden der Lebenshilfe als Einstieg 
in eine Fachpraktiker-Ausbildung. Die 
Jury betont die hohe Qualität des Pro-
jekts und würdigt insbesondere die di-
daktisch-methodischen Leitlinien.

Sonderpreis des Bundesminis- 
teriums für Wirtschaft und 
Energie: »Lebendige Inklusion 
gehörloser Menschen in der 
medizinischen Versorgung«  
In Deaf Med e.V., Hamburg
Die Zahnärztin und Vereinsgründerin 
von Schuler Alarcon hat sich auf die 
Behandlung von gehörlosen Menschen 
spezialisiert. In ihrer Praxis werden vier 
gehörlose Mitarbeiterinnen regulär zu 
Zahnmedizinischen Fachangestellten 
ausgebildet. Der Berufsschulunterricht 
und die Prüfungsanforderungen wur-
den angepasst sowie ein »Videolexikon« 
entwickelt, um die zahnärztlichen 
Fachbegriffe in Gebärdensprache zu 
erläutern. Die Jury würdigte das her-
ausragende persönliche Engagement, 
um Gehörlosen eine Berufsausbildung 
zu ermöglichen. 

Weitere Informationen, Kurzdarstel-
lungen der prämierten und weiterer 
zum Wettbewerb eingereichter Pro-
jekte sowie Kontaktinformationen zu 
den Preisträgern finden sich in einer 
PDF-Broschüre unter: www.bibb.de/
hermann-schmidt-preis und www.
hermann-schmidt-preis.de

Gruppenbild aller Preisträger mit BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser (r.) und  
W. Arndt Bertelsmann, geschäftsführender Gesellschafter des wbv (l.)
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BIBB-Kongress 2014:  
Online-Dokumentation

Zwei Tage lang diskutierten über 800 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
mehr als 30 Ländern in Berlin unter 
dem Motto »Berufsbildung attrakti-
ver gestalten – mehr Durchlässigkeit 
ermöglichen«. Wer Mitte September 
keine Gelegenheit hatte, am Kongress 
teilzunehmen, kann sich jetzt im In-
ternet umfassend informieren. Eine 
Online-Dokumentation zeigt Impres-
sionen vom Kongress, den während 

des Kongresses vorgestellten BIBB- 
Film »Attraktivität – Durchlässigkeit 
– Gleichwertigkeit« sowie die Präsen-
tationen der Referentinnen und Refe-

renten. Eine gedruckte Dokumentation 
erscheint Ende 2014.
www.bibb.de/kongress2014

Schulabgänger ohne Abschluss  
 – deutliche regionale Unter-
schiede
 

Die Zahl der Jugendlichen ohne Schul-
abschluss ist seit Jahren rückläufig. Den- 
noch verließen 2012 immerhin 5,5 Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler aus 
den allgemeinbildenden Schulen das 
Schulsystem ohne einen Abschluss. 
Besonders betroffen sind Jugendliche 
in den neuen Ländern. Den Negativre-
kord hält Mecklenburg-Vorpommern. 
Dort blieben 12,4 Prozent der Jugend-
lichen ohne Schulabschluss, gefolgt von 
Sachsen-Anhalt mit 11,5 Prozent und 
Sachsen mit 9,8 Prozent. Insgesamt 
starten männliche Jugendliche weitaus 
häufiger als Mädchen und doppelt so 
viele ausländische wie deutsche Kinder 
ohne einen Schulabschluss ins Erwerbs-

leben. Einen Überblick der regionalen 
Unterschiede und der Veränderungen 
seit 1997 bieten Deutschlandkarten, die 
das Leibniz-Institut für Länderkunde 
(IfL) auf seiner Internetseite »Natio-
nalatlas aktuell« präsentiert. 
Weitere Informationen:
http://aktuell.nationalatlas.de
http://www.ifl-leipzig.de

Fachkräfte: Zuwanderer mit  
Potenzial
Deutschland wandelt sich zum Ein-
wanderungsland: Laut Statistischem 
Bundesamt sind 2013 rund 1,2 Mil-
lionen Menschen nach Deutschland 
zugezogen. Zieht man die Zahl derer 
ab, die der Bundesrepublik im selben 
Zeitraum den Rücken gekehrt haben, 
bleiben immer noch etwa 430.000 Men-
schen übrig. Solch einen hohen Wan-
derungsüberschuss gab es zuletzt 1993.
Insbesondere große Unternehmen 
haben das Potenzial ausländischer 
Fachkräfte erkannt. Kleinen und mitt-
leren Unternehmen (KMU) erscheinen 
allerdings das Anwerben ausländischer 
Aspiranten als zu teuer, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen als zu kompliziert. 
Es mangelt auch oft an Know-how oder 
an den entsprechenden Kontaktperso-
nen. In solchen Fällen kann das Kom-
petenzzentrum Fachkräftesicherung 
helfen, das für KMU ein umfangreiches 
Informationsangebot bereithält: Das 
Spektrum reicht von Tipps zur Ausbil-

dung europäischer Jugendlicher bis 
zur Gewinnung internationaler Stu-
dierender.
www.kompetenzzentrum-fachkraefte-
sicherung.de

Leitpunkte für die Zulassung von 
Fernlehrgängen überarbeitet
Fernlehrgänge bedürfen in Deutschland 
der staatlichen Zulassung. Bei der Zu-
lassungsentscheidung spielen die im 
Fernlehrgang eingesetzten Lernma-
terialien und die Lehrgangsplanung, 
die auf sechs Leitpunkten basiert, eine 
wichtige Rolle. Das BIBB hat in enger 
Zusammenarbeit mit der Staatlichen 
Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) 
diese Leitpunkte überarbeitet. Betroffen 
sind alle Anbieter von Fernlehrgängen, 
die auf öffentlich-rechtliche oder staat-
liche Prüfungen vorbereiten. 
Die Leitpunkte wurden nun wesentlich 
detaillierter gefasst und mit konkreten 
Beispielen und Hinweisen unterlegt. Die 
Veröffentlichung von BIBB und ZFU lie-
fert Anbietern von Fernunterricht somit 
praktische Umsetzungshilfen und leis-
tet dadurch einen aktiven Beitrag zur 
Qualitätssicherung und -entwicklung 
von Fernlehrgängen.
Das Gesamtdokument: www.bibb.de/
fernlernen-lehrgangsplanung
Weitere Informationen zum Thema 
Fernlernen: www.bibb.de/de/718.php 
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Matching Economic Migration 
with Labour Market Needs
Der demografische Wandel und, damit 
einhergehend, der zunehmende Fach-
kräftemangel stellen den europäischen 
Arbeitsmarkt vor Herausforderungen. 
Eine kluge Migrationspolitik kann da-
bei helfen, diese Herausforderungen zu 
bewältigen. In einem Szenario, das un-
terstellt, es gäbe keine Nettomigration, 
würde die Erwerbsbevölkerung in der 
EU bis zum Jahr 2020 um 3,5 Prozent 
schrumpfen. Schon jetzt sagen 40 Pro-
zent der europäischen Unternehmen, 
dass sie Schwierigkeiten bei der Aus-
wahl qualifizierter Mitarbeiter haben. 
Der EU-OECD Bericht beschreibt, wel-
chen Einfluss die Migration in Europa 
im vergangenen Jahrzehnt auf Arbeits-
kräfte, Bildungsniveau und Beschäfti-
gungsverhältnisse hatte. Er untersucht, 
inwieweit die Mobilität von Arbeitskräf-
ten innerhalb der EU gefördert werden 
kann, wie ihre Fähigkeiten intelligenter 
genutzt und wie qualifizierte Migran-
ten für den EU-Arbeitsmarkt gewonnen 
werden können.
Zur Online-Ausgabe:  
www.oecd-ilibrary.org/social-issues- 
migration-health/matching-econo 
mic-migration-with-labour-market-
needs_9789264216501-en

Zwei Drittel der Auszubildenden 
werden übernommen 
Rund zwei Drittel aller Ausbildungsab-
solventen wurden im Jahr 2013 von ih-
rem Ausbildungsbetrieb übernommen. 
Das geht aus dem IAB-Betriebspanel 

hervor, einer repräsentativen Befragung 
von rund 16.000 Betrieben durch das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB). Die Übernahmequote 
befindet sich damit auf dem höchsten 
Stand seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 1996.

Weitere Themen der Studie sind u.a. 
die Schwierigkeiten bei der Besetzung 
von Ausbildungsstellen und die Ausbil-
dungsaktivitäten kleiner, mittlerer und 
großer Unternehmen Betriebe. Um dies 
herauszufinden, haben die IAB-Forscher 
über einen Zeitraum von sieben Jahren 
untersucht, welche ausbildungsberech-
tigten Betriebe in diesem Zeitfenster 
ausgebildet haben.
Download der IAB-Studie unter 
http://doku.iab.de/kurzber/2014/
kb2014.pdf

Neueste Zahlen zu dualen  
Studiengängen

Der Trend zum Ausbau dualer Studien- 
gänge hält weiter an. Die neuesten Zah- 
len zu dualen Studiengängen nach den 
Auswertungen der Datenbank Aus-
bildungPlus können unter dem Titel 
»AusbildungPlus: Duales Studium in 
Zahlen. Trends und Analysen 2014« ab-
gerufen werden. In dieser Publikation 
finden Sie Informationen zur Anzahl 

der Studiengänge in den verschiedenen 
Modellen (ausbildungsintegrierend, 
praxisintegrierend und im Bereich 
der Weiterbildung), der Verteilung der 
Studiengänge nach Fächergruppen, der 
Anbieter dualer Studiengänge und wei-
tere Informationen rund um das Thema 
duales Studium.
www.ausbildungplus.de

Berufliche Aus-und Weiter- 
bildung im Ausland
Ob Schulabgänger/-in, Azubi, Fach-
kraft, Ausbilder/-in oder Unterneh-
mer/-in – die Informations- und Bera-
tungsstelle für Auslandsaufenthalte in 
der beruflichen Bildung (IBS) gibt Hil-
festellung für den Weg ins Ausland. Ein 
neuer Flyer gibt einen Gesamtüberblick 
über die Angebote der IBS und zeigt die 
unterschiedlichen Möglichkeiten eines 
Auslandsaufenthaltes für verschiedene 
Zielgruppen auf.
Download unter: www.na-bibb.de/
uploads/tx_ttproducts/datasheet/
flyer_ibs.pdf 

Prüfungsergebnisse für  
250 Ausbildungsberufe online
Die Industrie- und Handelskammern 
(IHKs) haben die Ergebnisse der Som-
merabschlussprüfung in einer bundes-
weit einheitlichen Prüfungsstatistik 
veröffentlicht. Betriebe und Auszubil-
dende können die Ergebnisse »ihrer« 
Abschlussprüfung mit den Durch-
schnittsergebnissen auf IHK-Bezirks-, 
Landes- und Bundesebene vergleichen. 
So haben beispielsweise Unternehmen, 
die an mehreren Standorten ausbilden, 
die Möglichkeit, die Qualität ihrer je-
weiligen Ausbildung schneller einzu-
schätzen. Die jungen Fachkräfte können 
über die Prüfungsstatistik ihre Leistung 
mit der anderer Ausbildungsabsolven-
ten messen. An den Start gegangen ist 
die Statistik zur Sommerprüfung 2009. 
Seitdem werden jeweils im April und im 
Oktober eines Jahres die Prüfungser-
gebnisse der Winter- beziehungsweise 
der Sommerabschlussprüfung veröf-
fentlicht. 
http://pes.ihk.de/

www.oecd-ilibrary.org/social-issues-migration-health/matching-economic-migration-with-labour-market-needs_9789264216501-en
http://doku.iab.de/kurzber/2014/kb2014.pdf
www.ausbildungplus.de
http://pes.ihk.de/
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Learntec 2015
Lernen mit IT – 23. Internationale 
Fachmesse und Kongress
27.-29. Januar 2015 in Karlsruhe
Branchentreffpunkt für E-Learning-An-
bieter und Akteure professioneller Bil-
dung mit Ausstellern aus 10 Ländern.
www.learntec.de 

Bedeutungswandel der Berufs-
bildung durch Akademisierung?
18. Hochschultage Berufliche 
Bildung
19.–20. März 2015 in Dresden
Die Tagung zeigt ein breites Spektrum 
an Problemstellungen und Themen auf. 
Sie fokussiert die Beschreibung und 
Lösung von Problemen im Bereich der 
nichtakademisierten und der akademi-
sierten beruflichen Bildung. 
http://tu-dresden.de/die_tu_dresden/
fakultaeten/erzw/ibbd/hbb2015

VET Congress 2015
25.–27. März 2015 in  
Zollikofen/Bern
Zum 4. Mal organisiert das Eidge-
nössische Hochschulinstitut für Be-
rufsbildung EHB IFFP IUFFP einen 
internationalen Berufsbildungsfor-
schungskongress. Er findet zum Thema 
»Developing Skills across Institutional 
Boundaries« statt.
www.vet-congress.sfivet-switzerland.
ch.

Call for Papers: International Jour- 
nal of Innovation in Education
Special Issue on: »Innovative The-
mes and Approaches in Vocatio-
nal Education and Training (VET)«
Deadline for Submission of Manu-
scripts: 31.12.2014
http://intranet/leitung/forschung/
call_for_papers/2015_Special_ 
Issue_VET.PDF

Vorschau auf die nächsten  
Ausgaben

ZE I TSCHRIFT
DES  BUNDES INST I TUTS
FÜR BERUFSBILDUNG
FRANZ STE INER VERLAG
44.  JAHRGANG – 2015
H 20155 1

lernorte
Anforderungen an das Lernen ▲

Anforderungen an das Lernen 
in Schule und Betriebin Schule und Betrieb

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten

▲

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

▲

Wechselnde betriebliche Lernorte

Wechselnde betriebliche Lernorteim Ausbildungsverbund 
im Ausbildungsverbund

1/2015 – Lernorte
Wenngleich der Begriff »dual« dies sug-
geriert, findet berufliche Ausbildung 
nicht nur an den Lernorten Berufsschu-
le und Betrieb statt. Auch in überbe-
trieblichen Bildungseinrichtungen, in 
Ausbildungszentren und an Hochschu-
len – bei dualen Studiengängen – wird 
berufliche Handlungskompetenz ver-
mittelt. Im Heft wird aufgezeigt, wie das 
Lernen an diesen verschiedenen Orten 
gestaltet wird und wie sie miteinander 
kooperieren.
Erscheint Februar 2015

2/2015 – Inklusion
Erscheint April 2015

3/2015 – Hochschule und  
Berufsbildung
Erscheint Juni 2015

Das BWP-Abonnement umfasst die 
kostenfreie Nutzung des gesamten 
BWP-Online Archivs, das alle Ausgaben 
und Beiträge seit 2000 im zitierfähigen 
Format enthält.
www.bwp-zeitschrift.de
Nutzen Sie die umfassenden Recher-
chemöglichkeiten!
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didacta – die Bildungsmesse 2015
24.–28. Februar 2015 in Hannover
Unter dem Motto »Bildungsgipfel im Flachland« werden rund 80.000 Besuche-
rinnen und Besucher zur größten internationalen Bildungsmesse erwartet. Die 
fünf Ausstellungsbereiche Kindertagesstätten, Schule/Hochschule, Neue Tech-
nologien, Berufliche Bildung/Qualifizierung sowie Ministerien/Institutionen/
Organisationen und ein umfangreiches Rahmenprogramm mit mehr als 1.000 
Veranstaltungen richten sich an Lehrkräfte aller Schularten, Ausbilder/-innen und 
pädagogische Fachkräfte. Hochrangige Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Gesellschaft kommen zur didacta, um hier Wege für die Bildung der 
Zukunft zu finden und sich auszutauschen.

Das Forum Berufliche Bildung wird veranstaltet vom Didacta Verband und dem BIBB
www.didacta-hannover.de
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Forum Berufliche Bildung – Themen und Termine

Di., 24.02. – Internationalisierung
Mi., 25.02.  – Inklusion in der beruflichen Bildung
Do., 26.02.  – Digitale Technologien für Lehr- und Lernprozesse
Fr., 27.02.  – Durchlässigkeit zwischen beruflicher und  
     akademischer Bildung
Sa., 28.02.  – »Try Five! – Teste Deine Sinne
     Aktions-Programm der Initiative Jobstarter

Stand 07.11.2014 – Änderungen vorbehalten 
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